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 Drittes Gesetz zur Änderung der Landesbauordnung 2018 und weiterer Vor-

schriften im Land Nordrhein-Westfalen 

Gesetzentwurf  
der Landesregierung 
Drucksache 18/17474 

– Anhörung von Sachverständigen (siehe Anlage) 

Vorsitzende Ellen Stock: Meine Damen und Herren! Ich begrüße alle Anwesenden 
und alle diejenigen, die uns per Video zugeschaltet sind, sowie die Interessierten auf 
der Zuschauertribüne herzlich zur 60. Sitzung des Ausschusses für Bauen, Wohnen 
und Digitalisierung. Herzlich willkommen! 

Zum Ablauf dieser Anhörung: Einer allgemeinen Verständigung der Fraktionen zufolge 
werden die Sachverständigen keine Eingangsstatements abgeben. Die schriftlichen 
Stellungnahmen werden vielmehr als bekannt vorausgesetzt. Gemäß der Verfahrens-
absprache der Obleute des Ausschusses sollen die Fraktionen in der Reihenfolge ihrer 
Stimmenanteile aufgerufen werden. Die Fragesteller werden gebeten, pro Fragerunde 
maximal drei Fragen zu formulieren und dabei die Sachverständigen konkret anzu-
sprechen. Es macht es uns einfacher, wenn Sie dies sehr detailliert äußern.  

Es sind drei inhaltliche Blöcke vorgesehen: Zunächst werden die Fragen zur Änderung 
der Landesbauordnung, anschließend diejenigen zur Änderung des Denkmalschutz-
gesetzes und zuletzt diejenigen zur Änderung des Gesetzes über Immobilien- und 
Standortgemeinschaften gestellt. Im Anschluss an den ersten Anhörungsblock wird es 
eine kurze Erfrischungspause geben.  

Ich bitte die Sachverständigen darum, die Fragen mit einem maximal fünfminütigen 
Beitrag zu beantworten. Die Sitzungsleitung wird jeweils den Namen der oder des 
Sachverständigen nennen, der oder die das Statement abgibt. Das vereinfacht die 
Protokollierung. Wir kommen zur ersten Fragerunde. Ich bitte zunächst Herrn Klocke 
von der CDU. 

(Arndt Klocke [GRÜNE]: So weit ist es noch nicht!) 

– Oh, genau. Ich meine Herrn Ritter. Herr Klocke von Bündnis 90/Die Grünen sitzt dort 
vorne. Herr Ritter, bitte schön. 

a) Block I: Änderung der Landesbauordnung 2018 

Jochen Ritter (CDU): Ich bedanke mich für die zahlreich eingegangenen schriftlichen 
Stellungnahmen und noch mehr dafür, dass Sie uns heute persönlich für ein paar ver-
tiefende Fragen zur Verfügung stehen.  

Meine erste Frage richtet sich an die Architekten und Ingenieure, die eine gemeinsame 
Stellungnahme abgegeben haben, an den Westdeutschen Handwerkskammertag so-
wie an die kommunalen Spitzenverbände und betrifft die Standards. Der Entwurf sieht 
eine Senkung von Standards am Bau vor, und zwar sowohl beim Neubau, indem er 
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den Umfang der Normen reduziert, als auch beim Umbau im Bestand. Das wird von Ihnen 
überwiegend begrüßt, versehen mit dem Hinweis, dass noch bundesrechtliche Rege-
lungen folgen müssen. Könnten Sie diese Zusammenhänge ein bisschen erläutern? 

Die zweite Frage bezieht sich auf die Vorschriften in den §§ 71 und 74 zur Vollstän-
digkeit und zur Genehmigungsfiktion und geht an die Verbände der Wohnungswirt-
schaft, also an Haus & Grund, den Verband der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft 
Rheinland Westfalen sowie den BFW Nordrhein-Westfalen, und an die Bauindustrie. 
Sie äußern sich zu diesen Regelungen überwiegend positiv. Was veranlasst Sie zu 
dieser Einschätzung? Was versprechen Sie sich vor dem Hintergrund Ihrer Erfahrun-
gen mit dem aktuell geltenden Recht von diesen Änderungen? 

Last, but not least geht es um den § 54 Abs. 3, also darum, wer Brandschutzgutachten 
vorlegen darf. Diese Frage würde ich an die kommunalen Spitzenverbände, an Frau 
Stefens vom Arbeitskreis der Bauaufsichtsbehörden und an Herrn Udo Kirchner rich-
ten. Der Entwurf sieht vor, den Kreis derjenigen, die Brandschutzgutachten vorlegen 
dürfen, zu begrenzen. Halten Sie dies für zweckmäßig? 

Sebastian Watermeier (SPD): Auch von meiner Fraktion einen herzlichen Dank an 
die Sachverständigen für die bisher übersandten Stellungnahmen und für Ihre Teil-
nahme an der heutigen Sachverständigenanhörung. Auch ich würde in der ersten 
Runde gerne drei Fragen stellen.  

Die erste Frage richtet sich an die Vertreter der kommunalen Spitzenverbände und 
den Arbeitskreis der Bauaufsichtsbehörden NRW. Der vorliegende Gesetzentwurf zur 
erneuten Änderung der Landesbauordnung sieht im § 74 die Einführung einer soge-
nannten Genehmigungsfiktion vor. Bitte erläutern Sie uns, warum das aus Ihrer Sicht 
zum Beispiel in Hinsicht auf die Rechtssicherheit für die Bauherrschaft, die behaupte-
ten Beschleunigungseffekte für das Genehmigungsverfahren und gegebenenfalls die 
Finanzierung des Bauvorhabens problematisch ist. 

Die zweite Frage an die Vertreter der kommunalen Spitzenverbände und den Arbeits-
kreis Bauaufsichtsbehörden lautet: Im aktuellen Gesetzentwurf der Landesregierung 
ist eine Ausweitung der bisher schon geltenden Genehmigungsfreistellung vorgese-
hen. Sie haben in Ihrer Stellungnahme diesbezüglich massive Bedenken geäußert. 
Bitte erläutern Sie uns diese, und zwar möglichst auch anhand praktischer Beispiele. 

Die dritte Frage richtet sich erneut an die kommunalen Spitzenverbände: Hinsichtlich 
der Umsetzung des im Baugesetzbuch des Bundes verankerten Bau-Turbos zur Be-
schleunigung des Wohnungsbaus in Deutschland führen Sie in Ihrer Stellungnahme 
sinngemäß aus, dass dessen Erfolg wesentlich davon abhänge, ob er vor Ort aufgrund 
von Rechtsicherheit auch Anwendung finde. Bitte erläutern Sie uns, warum und an 
welchen Stellen der vorliegende Gesetzestext diesbezüglich unzureichend sein könnte. 

Arndt Klocke (GRÜNE): Erst einmal ein herzliches Willkommen an alle Expertinnen 
und Experten. Vielen Dank für die Expertise, sicherlich in unser aller Namen. Das ist 
in dieser Legislaturperiode wahrscheinlich die letzte große Anhörung mit vielen Stellung-
nahmen zu einem großen Reformwerk. Vielen Dank dafür, dass Sie alle gekommen sind. 
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Es hat vorhin hoffentlich niemand aus meinem Wahlkreis zugehört und vernommen, 
dass ich vermeintlich die Partei gewechselt habe. Dort stehen nämlich demnächst die 
Wiederaufstellungen an, und ich rechne mir noch gewisse Chance darauf aus, auf 
grünem Ticket für eine weitere Legislaturperiode anzutreten. 

Zu meiner ersten Frage. Diese richtet sich eigentlich an alle, aber insbesondere an die 
Architektenkammer NRW, die Ingenieurkammer-Bau Nordrhein-Westfalen und den 
VdW. Zentral in dieser jetzt geplanten zweiten Novellierung ist die sogenannte Oldtimer-
regelung – jedenfalls hat die Architektenkammer NRW sie über viele Jahre so ge-
nannt – und das, was wir Umbau- und Ausbaubooster nennen. Welche Vorteile und 
Potenziale sehen Sie in diesen neuen Regelungen? Wo sehen Sie noch Anpassungs-
bedarfe im Entwurf der Landesregierung? 

Meine zweite Frage geht an den Mieterbund, an den VdW und an die Expertin Profes-
sorin Frau Hillebrand. Die allermeisten im Raum teilen wohl die Einschätzung, dass 
Wohnen derzeit die zentrale soziale Frage ist. Erwarten Sie mittelfristige Auswirkungen 
auf zum Beispiel Mietpreise und Wohnungsbau in Nordrhein-Westfalen aufgrund des 
Verzichts auf die DIN-Normen und die Einführung des Umbau- und Ausbauboosters im 
§ 47 und, wenn ja, welche? Worauf können wir hoffen, wenn das umgesetzt wird? 

Angela Freimuth (FDP): Meine sehr geehrten Damen und Herren Sachverständige, 
auch seitens der FDP-Fraktion einen herzlichen Dank für Ihre schriftliche Expertise 
und dafür, dass Sie sich heute die Zeit nehmen, um Bauen für Nordrhein-Westfalen 
einfacher, schneller sowie digitaler zu machen und insgesamt zu erleichtern.  

Die Kollegen haben schon zwei Punkte angesprochen, an die ich anknüpfen möchte. 
Welchen Beitrag kann die Genehmigungsfiktion bzw. eine Ausweitung der Genehmi-
gungsfreistellung leisten, um Bauen in Nordrhein-Westfalen leichter, schneller und ein-
facher zu machen? Wo sehen Sie Risiken bzw. sind Sie skeptisch, ob sich die damit 
verknüpften Erwartungen realisieren lassen? 

Anknüpfend an die Frage des Kollegen Ritter zur Eingrenzung des Kreises der brand-
schutzgutachtenerstellenden Personen: Ich konnte nicht ganz nachvollziehen, warum 
diese Einschränkung vorgesehen wird. Ich würde deshalb gerne insbesondere die 
kommunalen Spitzenverbände sowie alle, die sich ansonsten berufen fühlen, darauf 
zu antworten, fragen, warum das aus ihrer Sicht notwendig ist, um den Brandschutz 
voranzubringen.  

Ellen Stock (SPD): Frau Freimuth, richten sich die Fragen nur an die kommunalen 
Spitzenverbände? 

Angela Freimuth (FDP): Die Kollegen haben bereits einzelne Sachverständige ange-
sprochen. Diese würde auch ich fragen wollen, plus diejenigen, die sich darüber hinaus 
berufen fühlen, darauf zu antworten. Es geht uns schließlich darum, das Ziel insgesamt 
zu erreichen, ob man es nun Bau-Turbo nennt oder wie auch immer. Alle, die gute 
Expertise beisteuern können, sollten dies auch tun.  
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Carlo Clemens (AfD): Sehr geehrte Damen und Herren, auch vonseiten meiner Frak-
tion herzlichen Dank für Ihre im Vorfeld eingereichten Stellungnahmen und Ihre heu-
tige Anwesenheit. Weil das Thema „Brandschutzsachverständige“ in dieser ersten 
Runde schon angesprochen wurde, möchte ich gern ergänzende Fragen dazu stellen 
und die erste davon gezielt an Herrn Klapper von der EuSaB richten.  

Sie vertreten als Fachverband die europäisch zertifizierten Sachverständigen für den 
vorbeugenden Brandschutz und setzen sich für die Anerkennung des zertifizierten 
Sachverständigenwesens für vorbeugenden Brandschutz nach DIN EN ISO/ IEC 17024 
ein. Diese Berufsgruppe soll künftig von der Erstellung von Brandschutzkonzepten und 
von der Prüfung des Brandschutzes in NRW ausgeschlossen werden.  

Im vorliegenden Gesetzentwurf ist geplant, die in § 54 Abs. 3 bisher verankerte Mög-
lichkeit, dass Personen Brandschutzkonzepte aufstellen dürfen, die im Einzelfall für 
die Aufgaben nach Sachkunde und Erfahrung vergleichbar geeignet sind, bzw. die 
entsprechende Passage ersatzlos zu streichen. Als Begründung wird der erhöhte Prü-
fungsaufwand der Bauaufsichtsbehörden genannt. Dieser soll zwecks Verfahrensbe-
schleunigung vermieden werden. Für die Erstellung von Brandschutzkonzepten stän-
den laut der Begründung im Gesetzentwurf genügend staatlich anerkannte bzw. öf-
fentlich bestellte Fachleute zur Verfügung.  

Wie bewerten Sie als Fachverband das Vorhaben der Landesregierung hinsichtlich 
der Qualifikation und Eignung von Sachverständigen im Brandschutz sowie allgemein 
im Hinblick auf Verfahrensbeschleunigung und Verfügbarkeit von fachlich qualifizier-
tem Personal auf dem Markt?  

Meine folgenden zwei Fragen würde ich gerne zusätzlich an Herrn Professor Dr. Kir-
mes von der Deutschen Akkreditierungsstelle stellen. Inwiefern stellt die besagte ge-
plante Änderung einen nordrhein-westfälischen Sonderweg dar? In welcher Weise kol-
lidiert sie möglicherweise mit dem Europarecht, insbesondere im Hinblick auf die 
Dienstleistungsfreiheit und EU-weite Harmonisierungsbestrebungen? Mit anderen 
Worten: Besteht die Gefahr, dass die geplante Änderung der Landesbauordnung in 
diesem Punkt rechtswidrig ist und vor Gericht dagegen geklagt werden könnte?  

Meine abschließende Frage in diesem Themenblock lautet: Welche konkrete Lösung 
schlagen Sie vor, um einerseits dem Anliegen nach Entbürokratisierung und Verfah-
rensbeschleunigung bei Bauaufsichtsbehörden nachzukommen, andererseits aber 
auch zu verhindern, dass nachweislich qualifiziertes Personal wettbewerbswidrig und 
möglicherweise auch rechtswidrig vom Marktgeschehen ausgeschlossen wird?  

Eva Maria Levold (Städtetag Nordrhein-Westfalen [per Video zugeschaltet]): Ich 
beginne mit der ersten Frage von Herrn Ritter, in der es darum ging, den Abbau von 
Standards umzusetzen, der mit der Änderung der Bauordnung NRW beabsichtigt ist. 
Wie wir schon dargelegt haben, begrüßen wir es sehr, dass das bauaufsichtlich Rele-
vante auf das beschränkt wird, was in den Technischen Baubestimmungen geregelt 
ist. Dies kann wirklich sehr zur Verfahrensbeschleunigung beitragen, weil das aus-
ufernde Werk der sonstigen allgemein anerkannten Regeln der Technik dann nicht 
mehr immer unmittelbar zur Prüfung ansteht.  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 7 - APr 18/1188 

Ausschuss für Bauen, Wohnen und Digitalisierung 14.04.2026 
60. Sitzung (öffentlich) vk 
 
 
Das Ganze sollte auf Bundesebene – auch das haben wir gesagt; es war auch die 
Frage von Herrn Ritter – durch das sogenannte Gesetz zum Gebäudetyp E flankiert 
werden, das schon seit einigen Legislaturperioden angekündigt ist, jetzt aber hoffent-
lich auch bald kommt. Wir sehen dieses als sinnvoll an, weil damit auch die zivilrecht-
liche Vertragsgestaltung an – so nenne ich es mal – abgespeckte Baustandards ange-
passt werden soll. Wichtig ist: Auch das private Bauvertragsrecht sollte begleitend si-
cherstellen, dass man nicht das Risiko eingeht, ein mangelhaftes Bauwerk abzuliefern, 
wenn man die anerkannten Regeln der Technik, wie sie bisher genannt werden, nicht 
einhält.  

Mehrere Abgeordnete, darunter auch Frau Freimuth von der FDP, fragten nach § 54 
Abs. 3 und damit nach der Streichung der Möglichkeit, dass auch nach Erfahrung und 
Sachkunde geeignete Personen Brandschutzkonzepte aufstellen können. Wir begrü-
ßen dies. Ich möchte aber vorab sagen: Damit meinen wir nicht, dass diese Personen 
nicht die geeigneten Qualifikationen hätten bzw. nicht geeignet wären, um solche Kon-
zepte aufzustellen.  

Aus Sicht der Bauaufsichtsbehörden geht es ausschließlich darum, das Verfahren zu 
verkürzen, weil es aufwendig ist, zu prüfen, ob eine solche Person im Einzelfall tat-
sächlich geeignet ist und über vergleichbare Erfahrungen und Sachkunde verfügt. Wir 
haben in unserer Stellungnahme beschrieben, dass Ausbildung, beruflicher Werde-
gang, Referenzprojekte etc. im Einzelfallverfahren überprüft werden müssen. Nur aus 
diesem Grund begrüßen wir die Streichung, weil es tatsächlich eine Verfahrenserleich-
terung mit sich bringt, wenn diese Einzelfallprüfung entfällt.  

Noch kurz zum Bau-Turbo: Herr Watermeier von der SPD hat gefragt, was wir diesbe-
züglich für erforderlich halten. Das haben wir in unserer Stellungnahme ausführlich 
dargelegt. Soll zum Beispiel die Prüfung nach einer Bau-Turbo-Vorschrift antrags-
pflichtig sein? Zum Teil ist es nach § 69 Abs. 2 so, es umfasst jedoch nicht die Neure-
gelung nach § 246e BauGB. Wir halten es für gut, allein um Verfahrensklarheit in Be-
zug darauf zu erreichen, dass hier eine Antragstellung erforderlich ist. 

Es muss zudem eine Harmonisierung der Fristen des Zustimmungsverfahrens, wel-
ches die Gemeinde zu leisten hat, und des Baugenehmigungsverfahrens erfolgen. 
Dies gilt vor allem für den Fall, dass die Genehmigungsfiktion kommt, was wir jedoch 
kritisiert haben. Dazu können die Kolleginnen und Kollegen von den kommunalen Spit-
zenverbänden sicherlich noch etwas sagen.  

Leon von der Mark (Städte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen): Ich danke 
im Namen des Städte- und Gemeindebunds Nordrhein-Westfalen für die Einladung. 
Zur ersten Frage von Herr Ritter von der CDU schließe ich mich den Ausführungen 
der Kollegin Levold an und weise ergänzend darauf hin, dass es insbesondere für die 
Kommunen günstig ist, wenn die technischen Regelungen in der Verwaltungsvorschrift 
Technische Baubestimmungen stehen. Denn das aktuelle Sammelsurium an Rege-
lungen ist kostenpflichtig über DIN zu beziehen, und dies löst Kosten für die kommu-
nale Seite aus. Die einzelne DIN-Norm braucht man zudem nicht immer besonders 
häufig.  
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Zu den Brandschutzgutachten schließe ich mich Frau Levold ebenfalls an und möchte 
betonen, dass dadurch insbesondere der Streit zwischen Behörden und Bürgern über 
Qualifikationen vermieden werden soll. Der Bürger sieht, woran er ist.  

Inwiefern finden wir die Genehmigungsfiktion problematisch? Dies haben die Fraktio-
nen von SPD und FDP gefragt. Bei der Genehmigungsfiktion wird nicht im Vorhinein 
geprüft, sondern es muss im Wege von Nachbarschaftsbeschwerden im Nachgang 
repressiv auf der Grundlage von § 58 Abs. 2 BauO NRW geprüft werden, ob die Bau-
aufsichtsbehörde einschreitet. Die Genehmigungsfiktion – dies ist zumindest unsere 
Auffassung – schafft nämlich keinen Bestandsschutz. Das kann insbesondere dann 
problematisch sein, wenn die Mängel schwer zu heilen sind.  

Wenn zum Beispiel die Anforderungen an die Erschließung nicht hinreichend beachtet 
wurden, kann dies unter Umständen sogar dazu führen, dass Nichtstörer oder Dritte 
in Anspruch genommen werden müssen, um zum Beispiel eine Baulast auf Feldwegen 
im Außenbereich einzutragen. Das führt dann zu einer Vielzahl von Bescheiden, die 
gegebenenfalls von der Kommune erlassen werden müssen. Dies kann auch zu einem 
Mehr an Klagen führen. Darauf muss die Behörde eingehen und wieder eigenes Per-
sonal binden, sodass es nicht zur Beschleunigung beiträgt.  

Auch die Ausweitung der Genehmigungsfreistellung sehen wir kritisch. Dies haben wir 
ebenfalls dargelegt. Wir haben uns etwa unter anderem dagegen eingesetzt, Anlagen, 
die bis zu 4 m groß sind, quasi verfahrensfrei zu stellen und die Einschränkung „vo-
rübergehend“ zu streichen. Das führt nämlich dazu, dass immer mehr Vorhaben da-
runter fallen, und korreliert ein bisschen mit dem Außenbereichsschutz. Auch dies 
kann zu repressivem Einschreiten führen. 

Gleiches gilt für die Fahrsilos. Diese können, anders als man es sich aufgrund des 
Wortes vorstellt, nicht irgendwie weggefahren werden, sondern – das kann man goo-
geln – es sind große, feste Anlagen. Auch bei diesen halten wir eine präventive Prü-
fung für erforderlich.  

Ich komme zu der Frage, inwieweit der Erfolg des Bau-Turbos vom Zusammenspiel 
mit der Bauordnung abhängt. Der Bau-Turbo ist schon Ende Oktober 2025 in Kraft 
getreten und ging diesem Gesetzgebungsverfahren somit voraus. Wir halten es aller-
dings auf jeden Fall für erforderlich, dass die beiden Gesetze harmonieren. Dies sieht 
man insbesondere am § 74 Abs. 2 BauO NRW. Wenn nämlich die Frist für die Zustim-
mung der Kommune nach § 36a BauGB und diejenige auf Erteilung der Baugenehmi-
gung gleichzeitig laufen, kann das zu einer erheblichen Verkürzung der Frist auf bis zu 
null Tage führen.  

Friederike Proff (Architektenkammer Nordrhein-Westfalen): Herzlichen Dank für 
die Einladung der Architektenkammer NRW zu dieser Anhörung. Herr Ritter hat eine 
Frage bezüglich der anerkannten Regeln der Technik gestellt. Wir haben deren Weg-
fall sehr propagiert. Für uns Kammern verbirgt sich dahinter der Fokus auf die Gefah-
renabwehr, sowohl beim Neubau als auch beim Bauen im Bestand. Das Bauen ist in 
der Vergangenheit so teuer geworden, dass dies ein Hebel ist, um die Baukosten zu 
reduzieren.  
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Aus unserer Sicht führt dies auch nicht zu der Gefahr, dass Gebäude nicht mehr stand-
fest oder funktionstüchtig sind, denn die über die VV TB NRW eingeführten Techni-
schen Baubestimmungen regeln die Gefahrenabwehr. Dort ist das zu verorten. Wenn 
die anerkannten Regeln der Technik künftig nicht mehr einzuhalten sind, darf jedoch 
nicht wieder alles durch die Hintertür, also über die VV TB NRW, hineingebracht wird. 
Dies gilt es im nächsten Verfahren zu verhindern, in dem wir dann über diese Verwal-
tungsvorschrift sprechen werden. 

Wir brauchen die konkrete Gefahrenabwehr und das Vieraugenprinzip, um Gefahren 
entsprechend beurteilen zu können. Die anerkannten Regeln der Technik haben in der 
Vergangenheit jedoch dazu geführt, dass das Bauen extrem teuer geworden ist, weil 
davon viele Komfortnormen betroffen sind. Diese sind damit jetzt raus. Insofern unter-
stützen wir das voll. 

Die Frage von Herrn Klocke bezog sich auf die Oldtimerregelung. Daran haben wir als 
Ingenieurkammer und Architektenkammer aktiv mitgearbeitet. Es war uns ein großes 
Anliegen, weil es nicht nur darum geht, neu zu bauen. Wenn wir ressourcenschonend 
arbeiten möchten, müssen wir das Bauen im Bestand forcieren und Bestände umnut-
zen. Das war in der Vergangenheit häufig schwierig, weil bei großen Umbauvorhaben 
und Umnutzungen ein heutiger Stand der Technik eingehalten werden musste und 
dies zu erheblichen Baukosten geführt hat.  

Mit der Oldtimerregelung sind wir es andersherum angegangen: Wir schauen uns die 
konkrete Gefahr und die Gefahrenabwehr an, und alles andere darf so bleiben, wie es 
bisher war, weil das Gebäude bewiesen hat, was es kann. Es ist bisher nicht zusam-
mengestürzt und musste in der Vergangenheit auch nicht angepasst werden. Das ist 
im Prinzip der große Vorteil: Wir können wirtschaftlicher bauen, Bestände schützen 
und weiter nutzen. Wir können dadurch auch unser baukulturelles Erbe besser bewah-
ren, ohne dass es dafür einen Extraschutz bräuchte, sondern einfach, weil es wirt-
schaftlich attraktiver wird, die Bestände zu nutzen.  

Ich sehe bei der Oldtimerregelung kaum Gefahren und wenig Änderungsbedarf. So, 
wie es jetzt formuliert ist, ist es das, was wir als Kammern erarbeitet haben. Damit sind 
wir sehr glücklich. Insofern gibt es von unserer Seite keine Änderungswünsche. 

Jörg Friemel (Ingenieurkammer-Bau Nordrhein-Westfalen): Ich schließe direkt bei 
den Ausführungen von Frau Proff an, zumal wir die Stellungnahme zusammen erar-
beitet haben. Gerade im Bestand haben wir sehr viele Probleme mit unseren Normen. 
Als Beispiel möchte ich gerne den Schallschutz anführen. Bei sehr vielen Gebäuden 
aus den 50er- und 60er-Jahren ist vielleicht eine Aufstockung möglich oder – viel bes-
ser noch – es kann ein Dachgeschoss ausgebaut werden. Für die neue Wohneinheit 
muss ich jedoch bisher nachweisen, dass ich sämtliche aktuellen Schallschutznormen 
erfülle. Das fängt, wenn ein Aufzug im Gebäude ist, schon mit den Aufzugnormen an, 
welche die Masse der Aufzugwände beschreiben. Das ist nicht möglich.  

Ich habe auch Probleme, Trittschallschutzanforderungen von den unteren Geschossen 
in die neue Wohnung zu ertüchtigen. Dafür müsste ich eventuell überall den Estrich 
herausnehmen und eine neue Trittschalldämmung einbringen, nur weil ich oben eine 
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zusätzliche Wohnung errichten möchte. An all diesen Dingen sieht man: Unten funktio-
niert das Wohnen schon seit vielen Jahrzehnten. Bei Schaffung eines neuen Wohn-
raums wird aber suggeriert, ich müsste jetzt das ganze Haus ertüchtigen.  

Zu der Frage von Herrn Ritter zur Senkung von Standards: Eigentlich sollen diese gar 
nicht reduziert, sondern nur die Regelwerke ein bisschen ausgedünnt werden, um eine 
verlässliche Basis dafür zu schaffen, wie wir unsere Planung zu tätigen haben. Der 
Wildwuchs bei den anerkannten Regeln der Technik wurde soeben schon angespro-
chen. Hier geht es also wirklich darum, sinnvolle Normen und Regelwerke weiter zu 
nutzen und eine Essenz aller Baubestimmungen anzuwenden.  

Wir haben mit der Ingenieurkammer gezeigt, dass das geht, und im vergangenen Jahr 
durch die Stahlbaurichtlinie letztendlich demonstriert, dass man Normenwerke von 
1.200 Seiten auf 200 Seiten reduzieren kann. Damit können mindestens 80 % der Ge-
bäude im Stahlbau berechnet werden.  

Isabelle Bothe (Verband der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft Rheinland 
Westfalen): Wir bedanken uns für die Möglichkeit, Stellung zu beziehen. Herr Ritter 
von der CDU hat eine Frage zu § 71 Behandlung des Bauantrags gestellt. Wir kennen 
aus der Praxis verschiedene Problemstellungen bei den Genehmigungsverfahren. 
Häufig werden Dokumente nachgefordert, es wird Unvollständigkeit formuliert, und die 
Fristen werden nach und nach wieder zurückgesetzt. 

Jetzt sind Verbesserungen erfolgt. Dazu gehört die Definition einer Vollständigkeit. Die 
Vorlage der prüffähigen Unterlagen reicht aus, damit kein Nachschieben verlangt und 
nicht immer neue Anforderungen gestellt werden können. Außerdem wird der Prüfka-
talog begrenzt. Das ist insofern positiv, als dass nicht immer wieder neue Planungs-
schleifen gedreht werden müssen, im Zuge derer man stets aufs Neue mit den Ämtern 
verhandeln muss, welche Unterlagen noch nachzureichen sind. Das Ganze wird 
dadurch strukturierter, dass vorgegeben ist, was alles abgegeben werden muss.  

Wir fänden es außerdem gut, wenn man diese Kataloge, in denen alles Einzureichende 
aufgeführt wird, mit einem digitalen Tool hinterlegen würde, sodass man wie bei einer 
Checkliste bei jedem unterschiedlichen Bauverfahren weiß, was genau zu welcher Zeit 
eingereicht werden muss und sich nicht immer wieder in einem Zyklus wiederfindet, in 
dem nachgefordert wird, umgeplant werden muss und durch den sich die Bauzeiten 
und die Genehmigungsfristen verlängern. 

Die zweite Frage bezieht sich auf § 74. Frau Freimuth von der FDP-Fraktion hatte eine 
Rückfrage zur Genehmigungsfiktion. Diese ist sicherlich geeignet, um Verfahren zu 
beschleunigen. Die Planenden sind unserer Ansicht nach durchaus in der Lage, gute 
Bauanträge einzureichen.  

In der Praxis fordern vor allem Banken und Fördergeber eine Baugenehmigung, bevor 
sie Gelder freigeben. Wir begrüßen es, dass in dem Entwurf der Anspruch darauf vor-
gesehen ist, auf einer Bescheidung des Bauantrags zu bestehen, betonen jedoch, 
dass es, wenn man auf die Genehmigungsfiktion verzichtet, wichtig ist, die Bauanträge 
ebenso flüssig zu bescheiden und zu bearbeiten, wie das bei normalen Vorhaben der 
Fall ist.  
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Eva Stelzner (Verband der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft Rheinland West-
falen): Ich fahre fort und antworte auf die Frage von Herrn Klocke von den Grünen zur 
Oldtimerregelung. Wir begrüßen diese ebenfalls. Wie die Architektenkammer finden 
wir es richtig und wichtig, dass diese Regelung umgesetzt wird, damit jahrelang funk-
tionierender Bestand weiterhin genutzt werden kann und keine überhöhten Anforde-
rungen gestellt werden.  

Wir bekommen von unseren Mitgliedsunternehmen und Genossenschaften nämlich 
immer wieder die Rückmeldung, dass eine Aufstockung geplant oder angedacht ist, 
aber Brandschutzanforderungen an die bestehenden Etagen überhöht sind, und zwar 
so hoch, dass das gesamte Vorhaben bzw. dessen Wirtschaftlichkeit infrage gestellt 
wird. Im Ergebnis werden die Aufstockungen bzw. die Vorhaben gerade nicht umge-
setzt. Daher halten wir es für richtig, die Bauordnung auf das zu reduzieren, wozu sie 
da ist, nämlich auf die Gefahrenabwehr. Es müssen diejenigen Regeln eingehalten 
werden, die für die Sicherheit erforderlich sind, aber eben nicht alle darüber hinausge-
henden.  

Insbesondere die Beibehaltung der Gebäudeklassen begrüßen wir sehr. Wir haben 
von unseren Unternehmen die Rückmeldung erhalten, dass dies dazu beiträgt, dass 
Vorhaben umgesetzt werden können. Auch solche, die vorher auf der Kippe standen, 
sind jetzt wirtschaftlich umsetzbar. Das finden wir gut. Die Flexibilität im Bestand ist 
wichtig. 

Für verbesserungswürdig halten wir allerdings die Begrenzung der Aufstockung auf 
nur ein zusätzliches Geschoss. Wir haben uns gefragt, warum diese Begrenzung er-
folgt. Je nach der bauplanungsrechtlichen Situation vor Ort – sei es im 34er-Bereich, 
nach dem Bebauungsplan oder nach den neuen Regelungen des Bau-Turbos – be-
steht in Teilen vielleicht die Möglichkeit, um mehr als ein Geschoss aufzustocken, viel-
leicht um zwei oder anderthalb. Daher würden wir diese Begrenzung gerne streichen, 
sodass auch bei einer Aufstockung von bis zu zwei Geschossen die reduzierten An-
forderungen der Umbauordnung, also des § 47, gelten.  

Außerdem sind die Privilegien auf Räume mit Aufenthaltszwecken begrenzt. Häufig 
wird jedoch überlegt, Dachgeschosse, die bisher nicht als Aufenthaltsraum, sondern 
beispielsweise als Trockenraum dienen, als Wohnraum zu nutzen. Dann würden die 
Privilegien entfallen. Daher regen wir an, § 47 noch einmal darauf zu überprüfen, ob 
wirklich eine Einschränkung auf Aufenthaltsräume erforderlich ist oder er auch insge-
samt auf vorhandene Räume begrenzt werden kann.  

Wünschenswert fänden wir außerdem klarere Regelungen zum Umgang mit der Bar-
rierefreiheit. Wir bekommen in Teilen die Rückmeldung, dass bei einer Aufstockung 
vollständig barrierefreie Wohnungen im dritten, vierten und fünften Geschoss gefordert 
werden, obwohl der Bestand keinen Aufzug hat. Gerade die Umsetzung der vollstän-
digen Barrierefreiheit ist bautechnisch teilweise schwierig und hat erhebliche Kosten zu-
folge. Wir regen daher an, klarzustellen, dass die Regelung zur Barrierefreiheit in Gebäu-
den ohne einen ohnehin vorhandenen Aufzug entsprechend maßvoll anzuwenden ist. 

Zudem wünschen wir uns klare Regeln zum Umgang mit Spielflächen oder Stellplät-
zen. Auch hier steigen die Anforderungen, je mehr Wohnungen man hat. In der Stell-
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platzverordnung Nordrhein-Westfalen ist dies sehr gut gelöst: Ein Stellplatzmehrbedarf 
muss nicht erfüllt werden, wenn eine gewisse Anzahl an neuen Wohnungen errichtet 
wird. Aber nicht jede kommunale Satzung sieht diese Vereinfachung und Privilegien 
vor. Daher regen wir an, dies in der Landesbauordnung klarzustellen bzw. es darin 
aufzunehmen.  

Weiterhin wurden nach den mittelbaren Auswirkungen der Reduzierung der DIN-Vor-
schriften gefragt. Auch hier finden wir es gut und richtig, die DIN-Vorschriften auf das 
sicherheitsrelevante Maß zu reduzieren. Denn darum geht es in der Bauordnung. Wir 
erwarten uns davon mehr Flexibilität, wünschen uns aber auch eine eindeutige Rechts-
lage auf zivilrechtlicher Ebene. Denn wir können nur das umsetzen, was auch zivil-
rechtlich haftungssicher mit dem Gebäudetyp E geregelt werden kann. Dieser ist jetzt 
nicht das Thema, aber auch das muss angegangen werden.  

Die Reduzierung auf die sicherheitsrelevanten DIN-Vorschriften halten wir für richtig 
und wichtig, weil dies Rechtssicherheit bietet und damit keine Diskussionen aufseiten 
der Planenden oder der Genehmigungsbehörden darüber entstehen, welche Regelun-
gen gelten und welche nicht. Das führt zur Investitionssicherheit und Verfahrensbe-
schleunigung. Daher erwarten wir uns davon rechtssichere Verfahren, sinkende Bau-
preise und im Zuge dessen möglicherweise auch sinkende Mieten.  

Christopher Küas (BFW Landesverband Nordrhein-Westfalen): Es wurde eine 
Frage zur Behandlung des Bauantrags gestellt. Wir begrüßen die jetzt vorliegende 
Regelung ausdrücklich, weil die Behandlung des Bauantrags für die Bauherren eine 
ganz wesentliche Bedeutung hat. Der nun unternommene Versuch, dieses Verfahren 
etwas deutlicher zu beschreiben, trifft auf unsere Zustimmung.  

Wir begrüßen ausdrücklich, dass die bauordnungsrechtlichen Anforderungen als ein-
gehalten gelten, wenn Bauherren Sachverständigenbescheinungen von Sachverstän-
digen nach § 87 Abs. 2 BauO NRW vorlegen. Wir halten dies für einen hervorragenden 
Schritt, um die Verfahren zu beschleunigen und die Bauaufsichten zu entlasten. In der 
alten Fassung der Bauordnung gab es noch eine Vermutungsregelung.  

Wir finden es gut, dass beschrieben wird, wie die Bauvorlagen im Rahmen ihrer Aus-
gestaltung vorzulegen sind. Das fehlte unserer Erachtens bisher in der alten Fassung 
und wird jetzt aufgenommen. Es werden auch keine zu hohen Anforderungen gestellt. 
Diese Bauvorlagen müssen also nicht zu 100 % jegliche Facette erfüllen. Wenn sich 
Nachfragen zu den Bauantragsunterlagen ergeben, führt dies nicht dazu, dass die 
Vollständigkeit nicht attestiert werden kann. Das ist aus meiner Sicht ein wichtiger 
Punkt, weil es darüber im Zusammenspiel zwischen den Bauherren, Architekten und 
Bauaufsichtsbehörden häufig unterschiedliche Auffassungen gab.  

Ferner halten wir es für gut, dass das Vollständigkeitsdatum ganz genau geregelt wird. 
Es gilt nämlich das Datum der Abgabe der letzten Unterlage. Sehr gut ist es ferner, 
dass die Frist zur Beteiligung von Fachbehörden im Rahmen des Genehmigungsver-
fahrens jetzt auf einen Monat reduziert wurde. Im alten Gesetz waren wir noch bei zwei 
Monaten. Das wird meines Erachtens auch dazu führen, dass sich die Baugenehmi-
gungsverfahren weiter beschleunigen.  
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Martin Dornieden (BFW Landesverband Nordrhein-Westfalen): Warum finden wir 
die Genehmigungsfiktion und die Genehmigungsfreistellung gut? Ich erzähle Ihnen 
von einem Beispiel aus der Praxis. Ich selbst bin als Bauträger und Projektentwickler 
tätig. Wir haben nicht nur Projekte in NRW, sondern auch im Großraum Hannover. 
Dort gilt diese Regelung. Für ein Projekt in Steinhude – das liegt eine Dreiviertelstunde 
von Hannover entfernt – haben wir im Oktober 2025 Bauanträge für 24 Wohneinheiten 
gestellt und hatten die Baugenehmigung nach einer Woche.  

Im Dezember 2025 haben wir Bauanträge für 86 Einheiten in Seelze, einem Vorort von 
Hannover, gestellt und die Genehmigung innerhalb von vier Wochen erhalten. Den 
gleichen Haustyp beantragen wir gerade in Köln. Dort wickeln wir derzeit ein Projekt 
mit rund 100 Einheiten. Im nächsten Projekt, das wir zurzeit beantragen, sind es auch 
gefühlte 60 oder 80 Einheiten. Die Zahl weiß ich nicht genau, sie ist aber auch egal. In 
Köln rechnen wir mit einer Genehmigungszeit von einem Jahr – für den gleichen Haus-
typ. Damit ist zu diesem Thema verdammt viel gesagt.  

In Köln haben wir einen Grundstücksanteil von 120.000 Euro je Wohneinheit. Wenn 
die Genehmigung statt einer Woche ein Jahr dauert, habe ich schon allein über den 
Zinsdienst rund 6.000 Euro Mehrkosten. Wir rechnen aufgrund des Irankrieges für die-
ses Jahr nicht mit einem Anstieg der Baukosten um 3 %, sondern um 6 %. Wenn ich 
eine Immobilie bauen will, die rund 300.000 Euro kostet, und warte ein Jahr, dann 
kostet mich die Immobilie noch einmal rund 18.000 Euro mehr.  

Zusammen mit den soeben genannten Kosten bin ich bei 23.000 bis 25.000 Euro 
Mehrkosten je Wohneinheit nur durch diese Verzögerung. Diese einfache Bierdeckel-
rechnung passt genau, und sie stimmt. Damit ist aus meiner Sicht vieles dazu gesagt, 
warum es so wichtig ist, zu kürzeren Genehmigungszeiten kommen, und dafür ist die-
ses Instrument ein verdammt gutes.  

Im Rahmen der Anhörung kam die Frage auf, ob die Genehmigungsfiktion nicht die 
Finanzierung bei Kreditinstituten erschwert. Selbst wenn dies bei einem einzelnen Pro-
jekt der Fall sein sollte, was wir noch nicht erlebt haben – wir haben davon schon öfter 
Gebrauch gemacht –, ist es vorgesehen, die Regelung so auszugestalten, dass man 
freiwillig darauf verzichten kann. Das Problem würde also gar nicht entstehen, selbst 
wenn der Investor eines sähe.  

Zum Verzicht auf die anerkannten Regeln der Technik. Es ist extrem wichtig, diesen 
in der neuen Landesbauordnung so aufzunehmen, wie vorgegeben. Ich war vor 14 
Tagen beim Wohnungsbau-Tag in Berlin, bei dem ein breites Verbändebündnis mit 
der Politik diskutiert hat. Alle waren sich darin einig, dass die Bundesregierung mit dem 
Gebäudetyp E eine einmalige Chance hat, obgleich ich diesen Titel nicht mag, weil wir 
keinen neuen Gebäudetyp wollen.  

Das grundsätzliche Entschlacken und Herausnehmen der Verpflichtung, neue DIN-
Normen und anerkannte Regeln der Technik immer einzuhalten, ist jedoch wirklich 
eine historische Chance. Ich hoffe, dass die Bundesregierung die Kraft hat, diese 
Chance zu nutzen. Es ist wichtig, dass wir auf Landesebene die Vorbereitungen dafür 
treffen, es hier auch umsetzen zu können.  
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Erik Uwe Amaya (Haus & Grund Rheinland Westfalen): Vielen Dank für die Mög-
lichkeit, heute zum letzten Mal unter dem Namen Haus & Grund Rheinland-Westfalen 
zu Ihnen sprechen zu dürfen. Künftig wird es Haus & Grund Rheinland-Ruhr heißen. 
Es gab Fragen von Herrn Ritter zum Thema „Genehmigungsfiktion“ mit einer Ergän-
zung der Abgeordneten Frau Freimuth.  

Die wohnungswirtschaftlichen Verbände sind diesbezüglich einer Auffassung. Ich 
würde allerdings gern noch ein paar Ergänzungen vornehmen: Das Thema „Genehmi-
gungsfiktion“ ist dem Landesgesetzgeber nicht fremd. So ist § 42a Verwaltungsverfah-
rensgesetz Nordrhein-Westfalen von den Behörden bereits anzuwenden. Auch darin 
gibt es eine Genehmigungsfiktion, die dem ähnelt, was hier in der Landesbauordnung 
vorgesehen ist. Daher sehen wir die Probleme, die vorgetragen werden, nicht.  

Im Grunde ist es das, was die Bürgerinnen und Bürger meines Erachtens erwarten, 
insbesondere diejenigen, die investieren wollen, dass man nämlich keine unendlich 
lange Zeit benötigt, um eine Vollständigkeitsprüfung vorzunehmen. Dafür hat man sich 
in diesem Gesetzentwurf auf zehn Tage festgelegt. In dieser Zeit sollten die Kommu-
nen bzw. die Baugenehmigungsbehörden in der Lage sein, zu überprüfen, ob die Un-
terlagen vollständig sind.  

Wir haben auch darüber hinaus volles Vertrauen, denn die Architekten und die Bauin-
genieure können sicherlich auch beurteilen, ob die Unterlagen vollständig und ord-
nungsgemäß sind. Wir sehen daher nicht das Problem, dass es durch die Genehmi-
gungsfiktion zu Folgeproblemen kommt. Nordrhein-Westfalen ist nach unserem Kennt-
nisstand eines der wenigen Bundesländer, wenn nicht das einzige Bundesland, in dem 
es keine Genehmigungsfiktion gibt. Aus den übrigen Bundesländern sind uns keine 
gravierenden Probleme vorgetragen worden. Daher unterstützen wir den Weg, den 
man mit der Einführung einer Genehmigungsfiktion geht, vollumfänglich.  

Der Abgeordnete Arndt Klocke hat ebenfalls Fragen an einige Verbände gestellt, dies 
jedoch auch allgemein gehalten. Deswegen würden wir uns dazu gern äußern, denn 
gerade unsere Mitglieder bauen nicht unbedingt immer neu, sondern sind vor allem 
Bestandshalter. Deswegen ist insbesondere die Umbauordnung, die ursprünglich Old-
timerregelung genannt wurde, ein richtiger Schritt, den wir vollumfänglich unterstützen. 

Unsere Zielgruppe besitzt keine riesig großen Mehrfamilienhäuser. Es handelt sich 
vielmehr um genau jene Gruppe, die noch Wohnraum schaffen kann. Die Hürden be-
standen in der Vergangenheit darin, dass alle möglichen Vorschriften einzuhalten wa-
ren, die ansonsten für Neubauten galten. Deswegen ist dieser Ansatz, sich mit dieser 
Umbauordnung auf das sicherheitsrelevante Maß zu beschränken, der richtige Schritt.  

Wir begrüßen – das vielleicht abschließend; das muss man auch im Gesamtkonzept 
der geplanten Novellierung der Landesbauordnung sehen –, dass man sich mit der 
Abkehr vom Automatismus der anerkannten Regeln der Technik wieder auf das nor-
male Maß beschränkt. Denn dieser war Mitursache dafür, dass das Bauen in den ver-
gangenen Jahren sehr teuer geworden ist.  

Letztendlich geht es den Menschen nur darum, ein Dach über dem Kopf zu haben, 
und nicht um allen möglichen Schnickschnack. Das muss man sehr deutlich betonen. 
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Dieser Ansatz, sich auf das zwingend Notwendige zu beschränken, ist daher richtig. 
Damit werden keine Gebäude zusammenfallen.  

Zudem – dieser Appell kam auch von den Vorrednern – ist es wichtig, dass dafür auf 
Bundesebene die notwendige Rahmengesetzgebung geschaffen wird. Denn es ist 
zwar schön, wenn wir hier ordnungsrechtlich keine Schwierigkeiten haben, es muss 
jedoch auch das Problem gelöst werden, dass wir quasi durch die Hintertür, nämlich 
zivilrechtlich, wieder damit konfrontiert werden könnten. Das Gute ist, dass die Par-
teien, die auf Bundesebene die Regierung stellen, auch hier vertreten sind und sicher-
lich dazu beitragen können.  

Hans-Jochem Witzke (Deutscher Mieterbund Nordrhein-Westfalen): Der Deut-
sche Mieterbund begrüßt alle Maßnahmen, die darauf gerichtet sind, dass zusätzlicher 
Wohnraum gebaut wird. Herr Dornieden hat uns vorhin anschaulich vor Augen geführt, 
dass Zeit Geld ist. Wenn mit geringerem Aufwand und mit geringeren Kosten Wohn-
raum geschaffen werden kann, erwarten wir, dass sich das auch in entsprechenden 
Mieten niederschlägt. In diesem Fall spricht überhaupt nichts gegen eine Vielzahl der 
Maßnahmen, die hier vorgeschlagen werden.  

Wir fragen uns allerdings beim Wärmeschutz – auch der Kälteschutz wird zunehmend 
an Bedeutung gewinnen –, ob es richtig ist, an dieser Stelle zu sparen, bzw. ob man 
das, was man vorher gespart hat, nicht nachher aufgrund höherer Betriebskosten wie-
der draufzahlen muss. Wir warnen davor – wir haben 300.000 Mitglieder und fast 
ebenso viele Beratungen in unseren 46 Mietervereinen in Nordrhein-Westfalen –, den 
Schallschutz und den Trittschallschutz zu vernachlässigen; denn das schafft Streit in 
Hausgemeinschaften und Nachbarschaften, und dem sollte man vorbeugen.  

Ich will damit nicht dem das Wort reden – Herr Friemel hat es beklagt –, dass Be-
standswohnungen bei Aufstockung nachgerüstet werden sollen. Dieser Forderung 
würden wir uns nicht anschließen. Die Erfahrung zeigt jedoch – darüber wissen andere 
noch besser Bescheid –, dass man, wenn man Objekte in Angriff nimmt, um sie auf-
zustocken, zugleich vieles andere macht. Dann wird häufig ein Aufzug eingebaut, es 
erfolgt eine Wärmedämmung, oder man bringt nahezu einen Neubaustandard in das 
Objekt. In diesem Fall stellen sich sowieso noch einmal andere Fragen. 

Wenn es aber um eine reine Aufstockung geht, was zu empfehlen ist, dann können 
wir meiner Meinung nach im Bestand auf die Nachrüstung von Schallschutz und Lärm-
schutz verzichten und damit dem angestrebten Ziel, mehr Wohnraum zu bekommen, 
Priorität einräumen.  

Marc Wählen (Bauindustrieverband NRW): Vielen Dank, dass wir hier für die Bau-
industrie Stellung nehmen dürfen. Ich antworte auf die Frage von Herrn Ritter und Frau 
Freimuth bezüglich § 71 und § 74. Zu diesen Themen haben wir uns auch schon in 
der schriftlichen Stellungnahme verhalten. Vieles ist von den Vorrednern bereits ge-
sagt worden. Ich möchte jedoch noch einige eigene Erfahrungen aus unseren Mit-
gliedsbetrieben einbringen. 
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Bezüglich der Behandlung der Bauanträge können wir bestätigen, was schon gesagt 
wurde, dass nämlich häufig nach Ablauf der Frist von zehn Tagen immer wieder Un-
terlagen nachgefordert werden, und zwar in allen Verfahrenstypen. Wir führen dazu 
regelmäßig Erhebungen bei unseren Mitgliedsbetrieben durch, die jüngste erfolgte vor 
zwei Jahren. Leider erweist es sich immer wieder als ein großes Problem, dass man 
wiederholt neu in die Planung einsteigen muss.  

Dadurch werden sowohl finanzielle als auch personelle Kapazitäten gebunden, die wir 
alle eigentlich nicht haben. Auch die Bauaufsichtsbehörden haben diese wohl nicht. 
Das ergibt sich jedenfalls aus den Stellungnahmen, die hier vorgetragen wurden. 

Wir regen deswegen wie andere Verbände den Einstieg in die digitale Vorprüfung der 
eingereichten Unterlagen an. Diese wäre über entsprechende Portale sicherlich leicht 
möglich. Sie bedingt jedoch eine klare Festlegung des Umfangs und der Qualität der 
einzureichenden Unterlagen, die aus unserer Sicht jedoch noch nicht vollumfänglich er-
folgt ist. Man könnte die Vollständigkeit der Unterlagen sehr gut KI-gestützt prüfen, wenn 
ein digitaler Katalog veröffentlicht würde, an den sich alle halten könnten.  

Noch wichtiger ist für uns das Thema „Genehmigungsfiktion“. Ich kann die Erfahrungen 
der Wohnungsverbände bestätigen. Unsere jüngste Umfrage hierzu vor zwei Jahren 
hat Bearbeitungszeiten im Regelverfahren – also nicht etwa bei Sonderbauten – von 
bis zu zwei Jahren in NRW hervorgebracht. Das ist offensichtlich insbesondere in den 
größeren Städten ein Problem. Ob das an der Überlastung der dortigen Behörden liegt 
oder an einer Vielzahl an Teilnehmenden, die ansonsten eingebunden werden müs-
sen, entzieht sich unserer Kenntnis.  

Laufzeiten für Baugenehmigungen von zwei Jahren sind in Anbetracht der Preisvola-
tilität, unter der wir in den vergangenen Jahren arbeiten, einfach viel zu lange. Wir 
haben im Zusammenspiel zwischen Kunden und Bauunternehmen immer wieder die 
Situation, dass die Bauunternehmen dann aufgefordert werden, die Angebotsfristen 
und die Preisbindungsfristen zu verlängern. Das funktioniert leider nicht mehr so wie 
früher. Die Bauunternehmen bekommen von den Vorlieferanten auch nur noch sehr 
kurze Preisbindungsfristen.  

Bauherren fragen schon zu Beginn des Bauantragsverfahrens Preise ab. Das ist ver-
ständlich, auch ich würde dies tun, wenn ich bauen würde. Ich kann von der Bauun-
ternehmung jedoch nicht erwarten, dass sie zwei Jahre lang die Preise hält, die sie 
ursprünglich einmal angeboten hat. Wir sehen zur Genehmigungsfiktion, ehrlich ge-
sagt, keine Alternative.  

Wir haben in der Baukostensenkungskommission einmal eine Alternative vorgeschla-
gen, die dort auf breite Ablehnung stieß. Es handelte sich um ein öffentliches Monito-
ring der tatsächlichen Bearbeitungszeiten. Auch für uns wäre es angenehmer, wenn 
wir ohne die Fiktion auskämen. Wenn jedoch kein Monitoring gewollt ist, um aus die-
sem die entsprechenden Schlüsse zu ziehen, sehen wir dazu jedoch keine Alternative.  

Mir ist von den übrigen Landesverbänden der Bauindustrie bezüglich der Länder, die 
die Genehmigungsfiktion schon eingeführt haben, keine negative Rückmeldung zuge-
tragen worden, der zufolge es dadurch zu erheblichen Problemen gekommen wäre.  
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Dr. Florian Hartmann (Westdeutscher Handwerkskammertag): Vielen Dank für die 
Möglichkeit, hier die Sichtweise des Handwerks einzubringen. Der Abgeordnete Ritter 
sagte, die Landesbauordnung begründe die Senkung von Standards, um mehr Neu- 
und Umbau möglich zu machen, und fragte: Was muss der Bund jetzt noch tun?  

Ich bleibe zunächst einmal beim Land und bei einem Thema, das heute schon häufig 
angesprochen worden ist. Es ist aus Sicht des Handwerks richtig und wichtig, dass 
laut § 3 in Verbindung mit § 88 BauO NRW vorgesehen ist, uns im öffentlichen Recht 
auf dasjenige zu konzentrieren, was zur Herstellung der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung unabdingbar notwendig ist.  

Die Redebeiträge von Herrn Amaya und von Herrn Witzke haben jedoch gezeigt, dass 
man vielleicht noch einmal schauen muss, was wirklich unabdingbar ist, also in die 
Technischen Baubestimmungen aufgenommen werden sollte, und was nicht. Das An-
gebot des Handwerks an das Bauministerium lautet: Wenn Sie noch einmal gemein-
sam mit uns darauf schauen möchten, sind wir gerne mit dabei.  

Dieser richtige Schritt im öffentlichen Recht muss jetzt aber zivilrechtlich nachvollzo-
gen werden. Wenn der Auftraggeber zum Bauhandwerker kommt und sagt: „Hör mal, 
die haben da in NRW was richtig Gutes eingeführt, nämlich den Gebäudetyp E. Das 
will ich auch haben“, dann könnte man das heute schon machen. Es ist jedoch relativ 
kompliziert, weil man abweichen und aufklären muss. Das kriegen die allerwenigsten 
Baubeteiligten hin.  

Deshalb lautet unsere klare Botschaft an den Bund: Ihr müsst anfangen – Eckpunkte 
liegen vor –, den Gebäudetyp E zivilrechtlich einzuführen, egal ob das dann Gebäu-
detyp E, Bronzestandard oder Silberstandard heißt. Das, was Nordrhein-Westfalen 
jetzt angefangen hat, muss zivilrechtlich, bundesrechtlich nachvollzogen werden. 

In dieser Landesbauordnung – meine Vorredner haben das meines Erachtens schon 
gesagt – sind zudem bauordnungsrechtlich vielfältige Möglichkeiten zum Beispiel der 
Umnutzung vorgesehen. Auch hier muss der Bundesgesetzgeber jetzt weitere Haus-
aufgaben machen. Er hat es mit dem sogenannten Bau-Turbo schon teilweise ge-
macht, der es ins Ermessen der Kommunen stellt, von gewissen bauplanungsrechtli-
chen Vorschriften und von einzelnen Vorschriften des Baugesetzbuches abzuweichen.  

In der Praxis sehen wir jedoch Folgendes: Wenn zum Beispiel ein Büro in Wohnen 
umgewandelt werden soll, hängt es daran, dass wir ein Problem mit dem Lärm bekom-
men. Das bedeutet: Der Bund sollte dringendst die TA Lärm anpacken. Wie macht er 
das? Indem er Gewerbelärm genauso privilegiert wie Verkehrslärm.  

Ich sitze hier als Vertreter des Handwerks und füge hinzu: Es kann auch nicht sein, 
dass Wohnen Gewerbe verdrängt. Hier muss ein vernünftiger Ausgleich geschaffen 
werden. Der Bund hat also zwei wichtige Aufgaben: Erstens. Ihr müsst das BGB än-
dern. Zweitens. Ihr müsst an das Baunebenrecht heran – Stichwort „Änderung der TA 
Lärm“.  

Martina Stefens (Arbeitskreis nordrhein-westfälischer Bauaufsichtsbehörden): 
Auch im Namen des Arbeitskreises Bauaufsichtsbehörden NRW bedanken wir uns für 
die Möglichkeit, zu den einzelnen Fragen Stellung zu nehmen. Herr Ritter von der CDU 
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und Frau Freimuth von der FDP fragten nach der Änderung des § 54 Abs. 3 bzw. da-
nach, wie wir diese Streichung einschätzen.  

Heute – das wurde schon erläutert – dürfen Personen, die im Einzelfall für die Aufgabe 
nach Sachkunde und Erfahrung vergleichbar geeignet sind wie staatlich anerkannte 
Sachverständige, auch Brandschutzkonzepte einreichen. Die geplante Streichung die-
ses Passus wird von den Bauaufsichtsbehörden begrüßt, weil sie aus unserer Sicht 
eine Vereinfachung darstellt und zum Bürokratieabbau beiträgt.  

Warum sehen wir das so? Stellen Sie sich Folgendes vor: Wenn ein Bauantrag bei 
uns eingeht, sind vorher bereits Planungen gelaufen, an denen wir nicht beteiligt wa-
ren. Der Bauherr hat gegebenenfalls schon jemanden mit dem Brandschutz beauf-
tragt, der sagt: Ich bin geeignet und darf das. – Es sind dann gegebenenfalls auch 
schon Kosten angefallen. Nach Einreichung des Bauantrags müssen wir bzw. unsere 
Bauaufsichtsbehörde prüfen, ob die Eignung vorliegt.  

Manchmal ist es einfach und geht schnell, manchmal bedarf es längerer Zeit, und wir 
haben genau die Schleifen, die wir alle vermeiden wollen. Die vielen Schleifen wurden 
vorhin schon mehrfach erwähnt. Diese ist eine davon.  

Wir müssen auch begründen, warum wir die Person zulassen. Es wird unserer Erfah-
rung nach insbesondere dann schwierig, wenn wir sagen, dass die Person nicht ge-
eignet ist. Dann beginnen nämlich die Diskussionen: Warum nicht? Wieso nicht? Der 
Bauherr ist nicht erfreut, weil er gegebenenfalls schon Investitionen getätigt hat. Dies 
zum Ablauf des Verfahrens in unseren Behörden. 

Vielleicht muss man einmal darauf schauen, warum diese Regelung historisch be-
trachtet Einzug erhalten hat. Sie ist schon sehr alt. Meiner Wahrnehmung nach rührte 
sie daher, dass nach dem Flughafenbrand 1996 mit den tragischen Ereignissen, die 
wir alle kennen, der Brandschutz verschärft wurde, auch in der Landesbauordnung. Es 
wurde die Regelung eingeführt, dass Sachverständige den Brandschutz prüfen sollen, 
damit solche Tragödien sich nicht wiederholen.  

Damals standen aber nicht plötzlich so viele Sachverständige zur Verfügung, die Prü-
fungen vornehmen konnten. Die Regelung bot die Möglichkeit, andere Personen ein-
zusetzen, die nach Sachkunde und Erfahrung geeignet waren. Das ist jedoch 30 Jahre 
her. Die Bauaufsichtsbehörden sind der Meinung, dass diese Regelung mittlerweile 
überholt ist. Deswegen begrüßen wir deren Streichung.  

Herr Watermeier von der SPD und Frau Freimuth von der FDP haben nach der Mei-
nung des Arbeitskreises Bauaufsichtsbehörden zur Genehmigungsfiktion gefragt. Wir 
schließen uns diesbezüglich, wie auch bei der Streichung des § 54 Abs. 3 den Aus-
führungen der kommunalen Spitzenverbände an. Auch wir sehen die Genehmigungs-
fiktion sehr kritisch. Aus unserer Sicht wird der Verbraucherschutz weiter geschwächt, 
weil keine präventive Prüfung erfolgt.  

Zur Verlagerung in das Vorverfahren. Da müsste man schauen, welche Auswirkungen 
dies hat. Wir sehen die Gefahr, dass es gegebenenfalls zu vorschnellen Ablehnungen 
kommt. Bevor ein Vorhaben in die Genehmigungsfiktion läuft, sagt die Bauaufsichts-
behörde, wenn sie den materiellen Verstoß schon erkennt: Dann lehnen wir lieber ab, 
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damit wir die Fristen wahren. Einen Bauherren sehenden Auges in einen materiellen 
Verstoß laufen zu lassen, ist aus Sicht der Bauaufsichtsbehörden kritisch, weil es un-
ser Job ist, zu prüfen, was nicht passt.  

Wir sind diejenigen, die nach Fehlern suchen. Das liegt in der Natur der Sache. Wir 
sehen die Gefahr, dass es zu mehr Ablehnungen und gegebenenfalls auch zu mehr 
Gerichtsverfahren kommt. Dann haben wir wieder mehr Schleifen, die wir alle nicht 
wollen. Auch wir wollen gern schneller Baugenehmigungen erteilen, wenngleich das 
vielleicht manchmal nicht so wahrgenommen wird. Die Gründe dafür, dass dies nicht 
geschieht, sind vielschichtig. 

Die Genehmigungsfiktion trägt unseres Erachtens aber nicht zu einer Beschleunigung 
bei. Zwar wird Genehmigung schneller erteilt – wenn etwas fiktiv genehmigt ist, ist es 
erst einmal genehmigt –, aber, wie die kommunalen Spitzenverbände es schon aus-
geführt haben, was passiert danach, insbesondere wenn nachbarschützende Anfor-
derungen nicht eingehalten werden?  

§ 6 ist ein Klassiker, da zählt jeder Zentimeter. Wenn die Abstandsflächen auf dem 
fremden Grundstück liegen, dann hat der Nachbar erstmal Abwehrrechte. Gegebe-
nenfalls sind auch das Investitionen, die die Bauherren, zumindest die privaten, in den 
wirtschaftlichen Ruin treiben können.  

Wir begrüßen das Wahlrecht. Der Bauherr kann wählen, ob er von der Fiktion Ge-
brauch machen oder eine Baugenehmigung erhalten möchte, bei der die Bauaufsicht 
prüft. Gleichzeitig würden wir, wenn denn seitens des Gesetzgebers an der Genehmi-
gungsfiktion festgehalten werden soll, weil sie aus der MBO ist, und – wir haben es 
vorhin schon gehört – viele andere Bundesländer sie eingeführt haben, es begrüßen, 
sich auf den Wohnungsbau zu beschränken und sie nicht auf alle vereinfachten Ver-
fahren anzuwenden. Denn es geht insbesondere darum, aus den bekannten Gründen 
den Wohnungsbau zu fördern, damit dieser schneller vorangeht.  

Vorsitzende Ellen Stock: Frau Stefens, Sie müssten langsam zum Ende kommen. 

Martina Stefens (Arbeitskreis nordrhein-westfälischer Bauaufsichtsbehörden): 
Ja, ich sage noch ganz schnell etwas zur Genehmigungsfreistellung. Auch diesbezüg-
lich schließen wir uns den Bedenken der kommunalen Spitzenverbände an. Wir prüfen 
überhaupt nichts. Es geht ein, die Gemeinde widerspricht nicht, und dann kann der 
Bauherr bauen. Es ist auch kein Verfahren. Wir sagen immer: Es heißt Genehmigungs-
freistellung, weil wir nichts tun, sondern abheften.  

Es gibt im Rahmen der Genehmigungsfreistellung keinen Bestandsschutz, und das 
kann ähnliche Folgen wie bei der Genehmigungsfiktion auslösen. Wenn materielle An-
forderungen nicht erfüllt werden, kann es langwierige ordnungsbehördliche Folgen 
nach sich ziehen. Das ist für alle Beteiligten auch in wirtschaftlicher Hinsicht ungünstig.  

Udo Kirchner (HALFKANN + KIRCHNER Beratende Ingenieure für Brandschutz): 
Nordrhein-Westfalen war das erste Bundesland, das Sachverständige für den Brand-
schutz einführte. Das liegt 30 Jahre zurück. Als das Gesetz am 01.01.1996 in Kraft 
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trat, gab es gerade einmal sechs staatlich anerkannte Sachverständige, von denen 
übrigens einer heute noch als Zeitzeuge zur Verfügung steht und jetzt gerade die Ehre 
hat, zu Ihnen zu sprechen.  

Am 11.04.1996 ereignete sich der Brand am Flughafen Düsseldorf. Eine der wesentli-
chen Anmerkungen bzw. Erkenntnisse der damals vom Ministerpräsidenten einge-
setzten unabhängigen Sachverständigenkommission war es, dass wir für das kom-
plexe Ineinandergreifen des baulichen, anlagentechnischen und betrieblich-organisa-
torischen Brandschutzes Fachleute brauchen, die auch persönlich integer sind. Diese 
Aufgabe hat man ganz schnell den Vertretern dieser neu geschaffenen Kategorie von 
Sachverständigen übertragen, deren Zahl stetig wuchs. 

Etwas später wurden die öffentlich bestellten und vereidigten Sachverständigen, die 
im Wesentlichen durch die Industrie- und Handelskammern und Handwerkskammern 
bestellt werden, gleichgestellt, um einem Personenkreis ohne akademischen Hinter-
grund den Zugang zu ermöglichen. Mit der Neuformulierung des derzeitigen § 54 
Abs. 3 gibt es eine Regelung, die auch sämtlichen gleichsam qualifizierten Personen 
aus anderen Bundesländern den Zugang zur Erstellung von Brandschutzkonzepten 
ermöglicht.  

Kurz und knapp: Das, was damals als Auffangregelung benannt wurde, weil es eben 
zu wenige gab, hat sich deutlich erledigt. Es ist schon von meinen Vorrednern in dieser 
Form angesprochen worden: Wir haben ausreichend qualifizierte Leute, die das Ver-
fahren schnell und gut stemmen können.  

Es ist wohl auch angeklungen, dass wir, wenn wir alles realisieren, was in diesem 
dritten Änderungsgesetz vorgeschlagen wird, also den Begriff der Standardgebäude 
in § 2, die Reduzierung der technischen Regelungen in § 3, den § 47, in dem es um 
leichtere Wohnbauten geht, die Oldtimerregelung in § 59 und die Erleichterungen bzw. 
die zusätzlichen Abweichungen in § 69, die modernste Bauordnung der Bundesrepub-
lik haben werden. Das traue ich mich als bundesweit tätiges Büro zu beurteilen.  

Dies setzt jedoch auf der anderen Seite voraus, dass wir Leute haben, die damit um-
gehen können, und somit eine Qualifikation der handelnden Stellen. Der Weg zu die-
sem Gesamtsystem besteht meines Erachtens aus drei Schritten:  

Der erste ist die fachliche Qualifikation. Ich bin sehr dankbar dafür, dass es Zertifizie-
rungs- und Ausbildungsgesellschaften gibt, die hier einen guten Job machen und ein 
großes Stück des Weges gehen. 

Der zweite ist eine unabhängige und fachlich fundierte Prüfung. In den vergangenen 
Wochen hat mir der eine oder andere Kollegen gesagt: Ich habe mir immer wieder 
vorgenommen, ein staatlich Anerkannter oder öffentlich Bestellter zu werden. Jetzt, 
wo es so kommen soll, gehe ich diesen Schritt.  

Kurzum: Es wird niemand ausgegrenzt. Jeder hat die Möglichkeit, diesen Zugang zu 
erreichen. Ich kann aufgrund meiner Erfahrung und langjähriger Kammertätigkeit sa-
gen: Es ist auch gut, wenn die Personen, die diesen Job erledigen, ein Stück weit 
begleitet werden. Das wird durch die Baukammern sehr gut gemacht.  
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Ich bin im Vorstand der Ingenieurkammer-Bau für diesen Bereich zuständig und kon-
tinuierlich darüber informiert, was dort im Hauptamt geleistet wird, zum Beispiel mit 
einem kleinen Telefonat, wenn etwa Bauaufsichtsbehörden anrufen und sagen: Wir 
haben ein Thema. – Es rufen auch sachverständige Kolleginnen und Kollegen an. Mit 
einem Telefonat oder einer Mail ist eine solch kleine Frage sehr schnell geklärt. 

Das sind Dinge, die das Verfahren wirklich voranbringen, die Bauen beschleunigen 
und vereinfachen und einen guten Weg darstellen. Deswegen möchte ich für dieses 
Gesamtverfahren bzw. Gesamtsystem werben.  

Ein letztes Wort zu den Bedenken bezüglich Europas: Wie sieht es damit aus? Alle 
bisherigen Eingaben sind von Inländern gekommen, für die die Regelungen überhaupt 
nicht gelten. Es liegt momentan kein Veto einer ausländischen Stelle vor, die sagte: 
Das, was ihr in Nordrhein-Westfalen vorhabt, funktioniert nicht.  

Ich habe das Bauministerium soeben gelobt und kann mir nicht vorstellen, dass die 
Juristen dort irgendetwas falsch gemacht haben. Sicherheitshalber habe ich das Jus-
tiziariat der Ingenieurkammer gefragt, und zumindest dort wird es ähnlich gesehen. Ich 
glaube schon, dass die Regelung europafest ist. 

Ich möchte an einem Beispiel zeigen – Herr Dornieden hat es nach meinem Dafürhal-
ten gut herausgestellt –, wie es in der Praxis aussieht. Wenn Sie in Luxemburg bauen 
wollen, einem Nachbarland im Zentrum von Europa, und dort Brandschutzberatung 
anbieten wollen, dann ist es selbstverständlich, dass Sie einen Nachweis als Orga-
nisme Agréé der Inspection du Travail et des Mines besorgen. Da gehen Sie nicht 
einfach rüber, sondern bemühen sich um einen zusätzlichen Nachweis.  

Wir betreuen derzeit die Erweiterung des Flughafens in Luxemburg mit einem Archi-
tekturbüro aus Norwegen. Auch für dieses ist es selbstverständlich, dass es sich ein 
Partnerbüro aus Luxemburg nimmt. Im Hinblick auf die Wirklichkeit des Bauens in Eu-
ropa, bringt die Regelung keine Hindernisse mit sich.  

Tim Klapper (Vereinigung der europäisch zertifizierten Sachverständigen für 
vorbeugenden Brandschutz – EuSaB): Vielen Dank für die Einladung und dafür, 
dass ich hier unsere Interessen vertreten darf. Ich spreche für die EuSaB. Wir sind die 
Vereinigung EU-zertifizierter Sachverständiger für den vorbeugenden Brandschutz 
und von der geplanten Gesetzesänderung unmittelbar betroffen, der zufolge sonstige 
Personen in Einzelfallbetrachtung nicht mehr gleichermaßen für die Einreichung von 
Brandschutzkonzepten hinzugezogen werden können.  

Der § 54 Abs. 3 BauO NRW kommt in dieser Form ausschließlich in Nordrhein-West-
falen vor. Alle anderen 15 Bundesländer verzichten auf eine solche einschränkende 
Regelung. Wenn diese Möglichkeit entfällt und in Nordrhein-Westfalen mit Ausnahme 
der öffentlich bestellten und der staatlich anerkannten Sachverständigen niemand 
mehr Brandschutzkonzepte schreiben oder einreichen darf, dann bedeutet das de 
facto ein Berufsverbot für sehr viele am Markt tätige Sachverständige, die im Übrigen 
auch einem staatlich kontrollierten System unterliegen.  

Unsere Prüfung ist ebenfalls staatlich reglementiert. Ich gehe davon aus, dass Profes-
sor Dr. Kirmes von der Akkreditierungsstelle dazu gleich auch noch etwas sagen wird. 
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Wir haben grundsätzlich Bedenken gegen die Einschränkung des Personenkreises. 
So wie es geplant ist, wird es dazu führen, dass diejenigen, die die Brandschutzkon-
zepte schreiben, faktisch demselben Personenkreis angehören, der die Brandschutz-
konzepte prüft. Das gefährdet aus unserer Sicht möglicherweise auf kurz oder lang die 
Unabhängigkeit der Planung bzw. der Prüfung dieser Planung. 

Grundsätzlich verstehe ich, dass das Verfahren damit beschleunigt werden soll, weil 
der Aufwand, der für Einzelfallentscheidungen betrieben wird, mitunter sehr hoch ist. 
Frau Stefens hat das vorhin dargelegt. Insofern ist eine Regelung zu begrüßen, die 
den Verfahrensaufwand möglichst gering hält. Allerdings ist eine ersatzlose Streichung 
der Zulässigkeit sonstiger Personen aus unserer Sicht nicht zielführend. Wir müssen 
dieses dritte staatlich etablierte System der akkreditiert zertifizierten Sachverständigen 
auch vor dem europäischen Hintergrund grundsätzlich berücksichtigen. Es gibt mildere 
Mittel als eine komplette Streichung eines relativ großen Personenkreises.  

Die Bewertung der Qualifikationen oder auch der Verfügbarkeit fällt relativ leicht, wenn 
man die Prüfungsordnungen der verschiedenen Systeme nebeneinander legt. Die ak-
kreditierte Personenzertifizierung fußt auf relativ komplexen bzw. klar definierten Re-
gelungen, wie eine Kompetenz der Person zu beurteilen ist. Diese Kompetenzbeurtei-
lung erfolgt aufgrund von Berufserfahrung, von schriftlichen und mündlichen Prüfungs-
leistungen, von der regelmäßigen Überwachung der erstellten Konzepte und der Über-
wachung einer notwendigen Fortbildung.  

Das heißt: Dieses System ist in sich kongruent und absolut vergleichbar mit bestehen-
den Systemen. Insofern müsste dieser Personenkreis, um eine Verfahrensbeschleu-
nigung nicht zu gefährden, explizit mit aufgenommen werden. Herr Professor Dr. Kir-
mes hat in seiner Stellungnahme angedeutet, dass dies ebenfalls ein gangbarer Weg 
wäre. Wenn der Personenkreis ausgeschlossen wird – und das betrifft tatsächlich nur 
das Bundesland Nordrhein-Westfalen –, wird es nämlich definitiv zu Klagen hinsichtlich 
dieser Gesetzgebung kommen. 

Prof. Dr. Raoul Kirmes (Deutsche Akkreditierungsstelle [per Video zugeschaltet]): 
Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! Zunächst vielen 
Dank für die Einladung und die Möglichkeit, hier Stellung zu nehmen. Ich werde die 
erste Frage von Herrn Clemens zum Sonderweg in NRW zurückstellen, also später 
beantworten, und wende mich zunächst der zweiten Frage zur europarechtlichen Ein-
ordnung und zu den Fragen der Berufsfreiheit zu, die hier schon andiskutiert wurden. 

Die Option zur Einzelfallzulassung von Sachverständigen, also derjenigen Personen, 
die nicht Sachverständige im Sinne von § 87 Abs. 2 BauO NRW oder öffentlich bestellt 
und vereidigt sind, soll dem Gesetzentwurf zufolge vollständig entfallen. Begründet 
wird das damit, dass man sich davon eine Erleichterung für die Behörden erhofft, die 
diese Einzelfallprüfung durchführen müssen.  

Ich habe gewisse Zweifel, ob diese Entlastung erreicht wird; denn zumindest Anbieter 
aus anderen europäischen Staaten müssten in jedem Fall trotzdem eine Einzelfallprü-
fung durchlaufen können, weil man ansonsten ein Problem mit dem EU-Recht hat. Wir 
stellen nicht fest, dass es keine Anbieter aus anderen Mitgliedstaaten gäbe. Das liegt 
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vielleicht ein bisschen am Bundesland. Ich selbst komme aus Berlin-Brandenburg. 
Dort gibt es eine ganze Reihe von Sachverständigen beispielsweise aus Polen, die 
auch in Deutschland aktiv sind.  

Insofern besteht ein gewisses Risiko, dass die Regelung vor allem Inländer diskrimi-
niert, ohne eine Vereinfachung für die Behörden zu bringen. Gleichzeitig sehen wir 
erhebliche rechtliche Bedenken bezüglich der Vereinbarkeit dieses faktischen Betäti-
gungsverbotes mit den Anforderungen von Art. 12 und Art. 3 Grundgesetz, die wir 
schriftlich schon näher dargelegt haben.  

Was heute bisher vorgebracht wurde und auch in der Begründung steht, finden wir 
eher problematisch, denn eine sogenannte Bedarfsprüfung – sprich: wir haben genug; 
jeder Jurist kennt das Apothekenurteil – ist nur in ganz seltenen Fällen durchzuhalten 
und würde hier nicht greifen. Die Bedarfsprüfung allein wird dieses Gesetz nicht halten 
können, wenn es als Verbot verstanden wird. Es ist vielleicht noch fraglich, ob das so 
wäre, aber ich will nur sagen: Das Bedarfsargument hilft wenig. Das würde Klagen 
wahrscheinlich nicht verhindern.  

Wir sehen insgesamt weniger Probleme mit dem Unionsrecht, weil Europäer den Zu-
gang ohnehin haben, ob wir das nun streichen oder nicht. Dies ließe sich wegen des 
Vorrangs des Unionsrechts durchsetzen. Wir sehen eher verfassungsrechtliche Be-
denken im Hinblick auf Art. 12 Grundgesetz. 

Zur dritten Frage: Was schlagen wir vor? Wir würden vorschlagen, keine vollständige 
Streichung vorzunehmen, sondern den Umfang der Einzelfallzulassung, die momen-
tan ganz offen formuliert ist, einzugrenzen, und zwar im Hinblick darauf, dass die prü-
fenden Behörden einen ganz einfachen Nachweis bekommen, anhand dessen sie fest-
stellen können, ob derjenige, der diesen vorlegt, hinreichend qualifiziert ist.  

Dieser Qualifikationsnachweis sollte idealerweise eine europarechtliche Fundierung 
haben, sodass er gleichzeitig auch für mögliche Antragsteller aus anderen Mitglied-
staaten in gleicher Weise angewendet werden kann. Die Behörde muss sich also nicht 
über zwei Verfahren Gedanken machen, was zu einer Vereinfachung führen könnte.  

Wir schlagen deshalb vor, die Regelung insoweit einzuschränken, dass für diese Ein-
zelfallprüfung nur noch akkreditierte Personen bzw. zertifizierte Sachverständige zu-
gelassen werden. Einen konkreten Formulierungsvorschlag haben wir schriftlich ein-
gereicht. Diesen will ich jetzt nicht wiedergeben. Aus unserer Sicht hätte diese Lösung 
den Vorteil, dass diese Personen einer Prüfung unterzogen werden, die von einer 
Stelle abgehalten wird, die wiederum einer staatlichen Prüfung durch die Akkreditie-
rungsbehörde unterliegt.  

Wir schauen uns dabei auch an, was im Curriculum steht, ob zum Beispiel die rechtli-
chen Anforderungen für das konkrete Baurecht Gegenstand der Prüfung sind und ob 
dies auf dem Zertifikat entsprechend ausgewiesen wird. Der Antragsteller muss ein 
Zertifikat mit dem Hoheitssymbol der Akkreditierungsbehörde vorlegen. Das kann das 
Symbol der deutschen DAkkS sein, oder, wenn jemand aus dem europäischen Aus-
land kommt, dasjenige der europäischen Akkreditierungsbehörde.  
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Insofern wäre der Nachweis für die Baubehörde genauso einfach zu führen, wie bei 
der Prüfung der Bestellungsurkunde eines öffentlich vereidigten Sachverständigen. 
Auch dabei würde sie sich die Urkunden der IHK oder der Handwerkskammer zeigen 
lassen und sich darauf beschränken, diese zu überprüfen. Insofern hätten wir eine 
gewisse Vereinfachung für die prüfenden Behörden, würden zugleich rechtliche Risi-
ken abwehren und den Zugang für die Betroffenen, die vorhin gesprochen haben, nicht 
verbauen bzw. ein etabliertes System nicht ohne Not ausschließen. 

Ich will noch etwas zu bedenken geben. Mir liegen dazu keine empirischen Zahlen für 
NRW vor, aber es ist allgemein bekannt, dass überall, in allen Bereichen und insbe-
sondere am Bau, ausreichend qualifizierte Sachverständige fehlen. Die Gerichte sa-
gen regelmäßig: Wir brauchen teilweise ein Jahr, bis wir einen Sachverständigen be-
rufen haben. Es sind aber einfach keine mehr zu finden, und es werden durch die 
demografische Entwicklung immer mehr abhandenkommen. Insofern hielte ich es für 
sinnvoll und zweckmäßig, nicht auf qualifiziertes Personal zu verzichten, das seine 
Qualifikation durch Akkreditierung nachgewiesen hat, weil auch das zu Verzögerungen 
führen kann.  

Zu der ersten Frage, die ich zurückgestellt habe. Ich habe die Bauordnungen nicht 
selbst durchgeprüft, kann also nicht genau sagen, wie es in anderen Bundesländern 
aussieht. Die von uns vorgeschlagene Modifizierung der Regelung, die sich auf die 
akkreditierte Personenzertifizierung bezieht, würde der Regelung für Immobiliensach-
verständige in § 198 und § 220 Bewertungsgesetz entsprechen. Dort wird auch die 
akkreditierte Personenzertifizierung als eine Alternative zum öffentlich vereidigten 
Sachverständigen ausdrücklich zugelassen. 

Ein Blick auf die Exegese: Diese Regelung hat eine lange Entwicklung mit vielen Ur-
teilen und Stellungnahmen durchlaufen. Die Finanzverwaltung hatte sie sich ge-
wünscht, weil wir einen großen Mangel an öffentlich vereidigten Sachverständigen hat-
ten. Deswegen bin ich ein bisschen erstaunt, wenn so getan wird, als wenn es diesen 
Mangel nicht gäbe. Das ist nicht meine Erfahrung, wobei ich konkret für NRW keine 
Zahlen vorweisen kann. Das kann wohl jeder selbst nachschauen; wir werden aber 
wahrscheinlich keinen Überhang an qualifiziertem Personal haben.  

Zu der Frage … 

Vorsitzende Ellen Stock: Herr Prof. Dr. Kirmes, Sie müssten jetzt langsam zum Ende 
kommen.  

Prof. Dr. Raoul Kirmes (Deutsche Akkreditierungsstelle [per Video zugeschaltet]): 
Genau. Die vorgeschlagene Änderung würde sich also an die Bundesregelung anpas-
sen. Damit wäre ich auch am Ende. 

Vorsitzende Ellen Stock: Damit sind wir am Ende der ersten Antwortrunde angelangt 
und kommen zur zweiten Fragerunde.  
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Jochen Ritter (CDU): Meine erste Frage betrifft die Vorschriften in Abs. 2 des § 33 
Erster und zweiter Rettungsweg in Verbindung mit den neuen Regelungen zu Aufsto-
ckungen in § 47. Dazu erkennen wir ein durchwachsenes Meinungsbild; einige der 
heutigen Teilnehmer können dem aber einiges abgewinnen. Der VdW hat sich dazu 
schon geäußert. Ich bitte den BFW, seine Sicht darzustellen, und auch die Meinung 
der Feuerwehren möchte ich gerne hören. Hinsichtlich des Brandschutzes bitte ich 
auch Herrn Kirchner um seine Einschätzung.  

Mit meiner zweiten Frage gehe ich auf § 69 Abs. 2 ein. Die Intention ist, das Ermessen 
von „kann“ auf „soll“ zu ändern. Der Westdeutsche Handwerkskammertag hat sich 
dazu positioniert, auch zwei Verbände der Wohnungswirtschaft – Haus & Grund und 
der BFW – haben sich dazu geäußert. Bitte erläutern Sie Ihre Positionen dazu.  

Zuletzt geht es mir um eine kleine, aber für Bauwillige interessante Änderung: die Ge-
bäudeeinmessung. Es wird zumindest der Weg bereitet für eine Harmonisierung von 
Bau- und Katasterrecht. Die Architekten haben sich dazu geäußert, aber auch die kom-
munalen Spitzenverbände. Diese Positionen möchte ich gerne noch einmal hören.  

Sebastian Watermeier (SPD): Meine erste Frage richtet sich an den BUND. Sie ha-
ben in Ihrer Stellungnahme massive Bedenken gegen den Gesetzentwurf zur Landes-
bauordnung geäußert. Bitte erläutern Sie uns diese beispielhaft bezogen auf § 50 Son-
derbauten und § 62 Verfahrensfreie Bauvorhaben, welcher auch die Genehmigungs-
freiheit von Fahrsiloanlagen beinhaltet.  

Mit meiner zweiten Frage adressiere ich Herrn Dr. Spörke vom SoVD. Die Landesbau-
ordnung ist ein Instrument der Gefahrenabwehr zum Wohl der Menschen. Dabei sind 
Statik der Gebäude, vorbeugender Brandschutz und menschenwürdige Wohn- und 
Lebensbedingungen unveräußerlich. Vor diesem Hintergrund bitte ich Sie, uns die we-
sentlichen Bedenken aus Sicht mobilitätsbeeinträchtigter Menschen zu schildern, die 
gegen den vorliegenden Gesetzentwurf sprechen.  

Die dritte Frage geht an die kommunalen Spitzenverbände, an die Architektenkammer 
NRW, an die Ingenieurkammer-Bau und den AK Bauaufsicht. Rechtssicherheit ist ei-
nes der wichtigen Ziele des aktuellen Gesetzentwurfs einer neuen Landesbauordnung. 
Bitte erläutern Sie uns anhand der Begrifflichkeiten „Modernisierung“, „Infrastruktur-
vorhaben“, „rechtmäßig bestehendes Gebäude“, „erheblich erschwert“ und „überra-
gendes öffentliches Interesse“, welche nachteiligen Folgen aus unbestimmten Rechts-
begriffen für die Dauer von Genehmigungsprozessen und für mögliche Haftungsrisiken 
der relevanten Akteure erwachsen können.  

Arndt Klocke (GRÜNE): Zu Beginn möchte ich sagen, dass ich in der ersten Runde 
auch Fragen an Frau Professorin Hillebrand gestellt habe, der Sie, Frau Vorsitzende, 
vorhin leider nicht das Wort gegeben haben. Es ging mir zum einen um die Auswirkun-
gen auf Mietpreise bzw. darum, welche positiven oder negativen Erwartungen Sie hin-
sichtlich des Verzichts auf DIN-Normen verbunden mit dem Umbau- und Ausbauboos-
ter nach § 47 haben. Und zum Thema „graue Energie“ bzw. „Gebäudebestand“: Wie 
schätzen Sie die Umwelt- und Klimaauswirkungen des Gesetzentwurfs ein? Das 
würde ich gerne noch zu dieser Runde hinzunehmen.  
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Für die zweite Runde habe ich zwei Fragen. Sie müssen nicht von allen beantwortet 
werden, sondern diejenigen, die sich berufen fühlen bzw. Kenntnis haben, können 
gerne etwas dazu sagen. Es geht mir um die Genehmigungsfiktion. Dieses Stichwort 
ist in der ersten Runde schon einige Male aufgegriffen worden. Gibt es dazu Best 
Practices oder auch Worst Practices aus anderen Bundesländern? Es gibt ja mehrere 
Länder, in denen wir eine Art Genehmigungsfiktion schon haben. Falls Sie sich im 
Vergleich mit anderen Bundesländern auskennen, würde mich interessieren, wie Sie 
die dortigen Auswirkungen auf den Baubereich bewerten.  

Die zweite Frage ist sehr detailliert. Sie wurde mehrfach in Stellungnahmen themati-
siert und betrifft § 46 Aufenthaltsräume, und zwar im Besonderen den Umbau. Der 
Umbau bisheriger Ladenlokale, in denen es entsprechend große Fensterflächen gab, 
wird uns wahrscheinlich häufig erwarten. In mehreren Stellungnahmen wird darauf hin-
gewiesen, dass Gesamtfläche, Raum und Tageslicht eine Rolle spielen. Die Frage ist, 
ob kleine Fensternischen noch ausreichen, um den Raum hell genug zu machen. Ich 
bitte insbesondere die Architektenkammer und den VdW, uns dazu eine Rückmeldung 
zu geben, was es bedeutet, wenn man ein bestehendes Ladenlokal in Wohnfläche 
oder Bürofläche umwandelt, und welche Auswirkungen dabei zu beachten sind. Auch 
alle anderen, die sich schon einmal mit der Frage beschäftigt haben, können etwas 
dazu sagen. 

Vorsitzende Ellen Stock: Zum Verständnis: Ich rufe bei den letzten beiden Fragen 
alle Sachverständigen einmal auf und frage, ob sie etwas dazu sagen möchten?  

Arndt Klocke (GRÜNE): Um es nicht zu sehr in die Länge zu ziehen, würde ich das 
nicht so zwanghaft machen, aber bei denjenigen, die gleich ohnehin an der Reihe sind 
und meinen, zu diesen beiden Fragen wirklich etwas beitragen zu können, würde ich 
mich über Antworten freuen. Das ist nicht verpflichtend, sondern eine Frage nach 
Know-how, soweit vorhanden.  

Angela Freimuth (FDP): Ich habe zunächst eine Frage an die Architektenkammer zu 
deren Stellungnahme. Ich möchte die Wohnungswirtschaft, Haus & Grund sowie die 
Bauaufsichten und die kommunalen Spitzenverbände bitten, sich zu dem Themenkreis 
ebenfalls zu äußern, sofern Sie sachdienliche Hinweise geben können. Die Architek-
tenkammer schreibt in ihrer Stellungnahme, dass sie weitere Schritte zur digitalen An-
tragseinreichung begrüße und weiteren Handlungsbedarf sehe. An welchen Stellen 
sehen Sie derzeit noch Defizite oder Umsetzungshürden, und wie kann man diese 
Ihrer Ansicht nach beheben?  

Sie sprechen sich für eine stärkere Digitalisierung im Baugenehmigungsverfahren aus, 
zum Beispiel für den Einsatz sogenannter Künstlicher Intelligenz bei der Vorprüfung, 
der Vollständigkeitsprüfung und Ähnlichem. Falls dies so nicht stimmt, bitte ich Sie 
darum, mich zu korrigieren, aber so habe ich es verstanden. Welche Aufgaben sollen 
diese digitalen Assistenten Ihrer Meinung nach konkret übernehmen? Welche Per-
spektiven sehen in diesem Kontext die kommunalen Spitzenverbände, Haus & Grund, 
die Bauwirtschaft und die Wohnungswirtschaft?  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 27 - APr 18/1188 

Ausschuss für Bauen, Wohnen und Digitalisierung 14.04.2026 
60. Sitzung (öffentlich) exn 
 
 
Carlo Clemens (AfD): Meine ersten beiden Fragen beziehen sich auf die Privatisie-
rung von Prüfangaben im Spannungsfeld behördlicher Kontrollen. Die erste Frage 
stelle ich Herrn Dr. Hartmann vom Handwerkskammertag.  

Sie begrüßen in Ihrer Stellungnahme zwar einerseits die Möglichkeit der Entlastung 
von Bauaufsichtsbehörden, warnen aber zugleich vor den möglichen Folgen der Pri-
vatisierung. Wichtig sei, dass die Einschaltung von Prüfingenieuren nicht zu einer un-
verhältnismäßigen Verteuerung des Baugenehmigungsverfahrens zulasten der Bau-
herrschaft führe. Sehen Sie bei den vorliegenden Gesetzesänderungen die konkrete 
Gefahr, dass die versprochene Verfahrensbeschleunigung in der Praxis durch deutlich 
höhere Honorarkosten für private Prüfingenieure teuer erkauft werden könnte?  

In demselben Themenbereich richte ich meine zweite Frage an Frau Professorin Hil-
lebrandt. Sie kritisieren die neue Genehmigungsfreistellung für Gebäude über 5.000 m2 
und kommen zu dem Schluss, dass Großvorhaben damit gegenüber kleineren Bau-
vorhaben bevorzugt würden. Inwiefern schafft die vorgesehene Freistellung eine sach-
lich nicht zu rechtfertigende Ungleichbehandlung, die Großinvestoren systematisch 
gegenüber regulären Bauherren privilegiert?  

Meine letzte Frage stelle ich Herrn Hofmann und Herrn Weber, den Vertretern der 
Feuerwehren. Sie machen auf eine gravierende Lücke im Gesetz bezüglich der Elek-
tromobilität aufmerksam. Ich zitiere:  

„Die Feuerwehren in NRW gehen davon aus, dass die Regelungen der Son-
derbauvorschriften (Garagen) umgangen werden und Ladeparks einschließ-
lich der Nebeneinrichtungen […] auch in Gebäuden errichtet werden.“ 

Weist der Entwurf hier eine möglicherweise gefährliche planungsrechtliche Lücke auf, 
die die neuen, komplexen Brandrisiken im Zusammenhang mit gewerblicher Ladeinfra-
struktur in Gebäuden unzureichend reguliert?  

Vorsitzende Ellen Stock: Wir kommen somit zu der zweiten Antwortrunde.  

Eva Maria Levold (Städtetag Nordrhein-Westfalen [per Video zugeschaltet]): Ich 
muss zunächst zu der Frage von Herrn Ritter zu der Neuregelung bei der Gebäude-
einmessung sagen, dass wir dies in unserer Stellungnahme zwar begrüßen, ich aber 
nicht über einen ausreichenden Hintergrund verfüge, um dazu dezidiert eine weitere 
Begründung oder Ausführungen zu liefern, die über das, was in unserer Stellung-
nahme steht, hinausgehen würden.  

Herr Watermeier hat nach den unbestimmten Rechtsbegriffen gefragt, die wir auch in 
unserer Stellungnahme aufgeführt haben, unter anderem zur Abgrenzung der Moder-
nisierung rechtmäßig bestehender Anlagen bzw. Gebäude nach § 59. Bis jetzt gibt es 
eine Stichtagsregelung mit einem klares Datum: Es geht um Gebäude, die bis zu die-
sem Zeitpunkt bestanden. Jetzt ist vorgesehen, den Stichtag zu streichen und dies 
durch die Begrifflichkeit „rechtmäßig bestehende Gebäude“ zu ersetzen, für die ent-
sprechende Erleichterungen gelten sollen. Wir haben in unserer Stellungnahme be-
mängelt, dass dies für die Bauaufsichtsbehörden aufwendige Prüferfordernisse mit 
sich bringen kann. Derzeit hat man einen Stichtag, den 01.01.2019 – wir haben, glaube 
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ich, in der Stellungnahme versehentlich ein falsches Datum übernommen –, auf den 
sich die Bauaufsicht genau einstellen kann: Gilt die Privilegierung für das neu hinzu-
kommende, oder gilt sie nicht? Man kann dann direkt nach dem Stichtag feststellen, 
ob das Gebäude bis dahin rechtmäßig errichtet wurde.  

Jetzt soll es durch „rechtmäßig bestehend“ ersetzt werden, was einen weiteren Auf-
wand sich bringt, weil sich in der Zeit zwischen der Errichtung und dem heutigen Tag 
hinsichtlich der Rechtmäßigkeit des Bestands durchaus etwas geändert haben kann.  

Ebenfalls angesprochen wurde das in § 69 eingefügte überragende öffentliche Inte-
resse. Wir finden es bei § 69 Abs. 1 verwirrend, wie die Gewichtung durch die Bauauf-
sichten zu erfolgen hat. Es werden ohnehin die öffentlichen Interessen angemessen 
in die Abweichungsentscheidungen eingepreist und mitgeprüft. Jetzt soll zusätzlich ein 
überragendes öffentliches Interesse kommen. Wie ist das zu verstehen mit … (akus-
tisch unverständlich)? Da sehen wir Anwendungsschwierigkeiten, die man durch die 
Streichung des überragenden öffentliches Interesses in § 69 lösen könnte.  

Auf der anderen Seite tritt dadurch auch unsere Forderung nach einer Verwaltungs-
vorschrift bzw. nach weiteren auslegenden Hinweisen wieder deutlich hervor; die Wich-
tigkeit der begleitenden Vorschriften für die Bauaufsichtsbehörden und für alle anderen 
am Bau Beteiligten. Die Verwaltungsvorschrift ist ja nicht nur eine Leitlinie, ein Ausle-
gungshinweis oder eine Interpretationshilfe für die Bauaufsicht, sondern sie bietet auch 
für die Antragstellenden, für die Architekten und Entwurfsverfassenden gute Leitlinien, 
wie bestimmte Vorschriften zu verstehen sind und wie sie angewendet werden sollen.  

Frau Freimuth hat gefragt, wie wir uns KI-geprüfte Bauanträge vorstellen könnten. Es 
gab schon ein Modellverfahren der Bauaufsichtsbehörde in Bochum mit Vonovia, also 
einem professionellem Bauantragsteller. Das hat wirklich sehr gute Ergebnisse ge-
zeigt. KI kann beispielsweise Dinge wie Abstandsflächenberechnungen vorab prüfen, 
also diese rein rechnerischen oder mathematischen Anteile eines Bauantrags auf 
Möglichkeit und Richtigkeit hin überprüfen und dann gegebenenfalls auf Unstimmig-
keiten oder Fehler hinweisen, zu denen man als Behörde dann besonders prüft.  

Wir sehen hier viel Potenzial. Die KI-gestützte Bauantragsprüfung kann sehr viel Be-
schleunigung und Erleichterung mit sich bringen, wie auch in anderen Rechtsberei-
chen, in denen es auch schon entsprechende Beispiele gibt, beispielsweise beim 
Wohngeld. Das sollte unbedingt weiter vorangetrieben werden. Davon versprechen 
wir uns nicht zuletzt erhebliche Zeiteinsparungen.  

Zur Frage von Herrn Clemens zur Verlagerung bauaufsichtlicher Prüfaufgaben auf pri-
vate Sachverständige und Ingenieure: Dass das im Ergebnis immer teurer ist, glauben 
wir nicht bzw. will ich so nicht sagen, aber es kann durchaus zu Verzögerungen führen. 
Die Stadt Düsseldorf hat hier beispielsweise in ihrer Stellungnahme dargelegt, dass 
der Wegfall des Wahlrechts, ob die Antragsunterlagen besser durch die Bauaufsicht 
geprüft werden sollten, welches die Bauherrschaft jetzt noch hat, in einzelnen Vorha-
ben durchaus zu Nachteilen geführt hat, weil die Sachverständigenprüfung und die 
Bescheinigung eben nicht rechtzeitig vorlagen. Man hätte eigentlich die Baugenehmi-
gung schon erteilen können, aber es fehlte in diesem Fall noch der wesentliche Nach-
weis für den Brandschutz. Daher sollte man das Wahlrecht, dass die Bauherrschaft 
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wählen kann, ob auch die Bauaufsicht die Unterlagen prüft, auf jeden Fall beibehalten. 
Das kann im Einzelfall sicherlich zur Verfahrensbeschleunigung beitragen.  

Leon von der Mark (Städte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen): Bezüglich 
der ersten Frage von Herrn Ritter kann ich mich nur anschließen: Ich bin nicht stärker 
mit dem Thema „Vermessung“ befasst als Frau Levold und betreue es bei uns im 
Hause nicht, sodass ich insoweit nur auf die Stellungnahme verweisen kann.  

Zur Frage von Herrn Watermeier danach, welche Risiken unbestimmte Rechtsbegriffe 
nach sich ziehen, weise ich ergänzend zu Frau Levolds Ausführungen darauf hin, dass 
unbestimmte Rechtsbegriffe vom jeweiligen Verwaltungsgericht vollumfänglich über-
prüfbar sind. Das ist anders als beim Ermessen, bei dem nur geprüft wird, ob das 
Ermessen pflichtgemäß ausgeübt wurde.  

Solange es noch keine richterlichen Entscheidungen beispielsweise zu § 59 in Bezug 
auf den unbestimmten Rechtsbegriff „wesentliche Modernisierung“ gibt, führt dies 
dazu, dass die Bauaufsichtsbehörden ein Stück weit im Dunkeln tappen und sich die 
Begriffe – in Anführungszeichen – selbst auslegen müssen. Das führt wiederum dazu, 
dass die Bauaufsichtsbehörde zögerlicher wird. Da würde – den Appell richte ich an 
das Land NRW – eine Verwaltungsvorschrift helfen, auch im Hinblick auf das Folge-
problem sich gegebenenfalls widersprechender verwaltungsgerichtlicher Entscheidun-
gen. Um ein höheres Maß an Rechtssicherheit zu haben, muss dann gegebenenfalls 
die Entscheidung des OVG abgewartet werden. Das heißt: Die unbestimmten Rechts-
begriffe führen zu einem verlängerten Intervall an Unsicherheit, weil der jeweilige Be-
griff auszulegen ist.  

Herr Klocke, zu Best und Worst Practices zur Genehmigungsfiktion in anderen Bun-
desländern kann ich leider nicht näher Auskunft geben. Das liegt daran, dass wir beim 
Städte- und Gemeindebund NRW nur Kommunen anhören und uns mit diesen rück-
koppeln, die aus NRW stammen. Von unserem Bundesverband, dem Deutschen 
Städte- und Gemeindebund, liegen uns diesbezüglich keine Erkenntnisse vor.  

Zur der Frage von Ihnen, Frau Freimuth, schließe ich mich Frau Levold an. Auch ich 
denke, dass der Einsatz von KI gerade im Bereich der Formalprüfung, wo die KI keine 
eigene Wertung vornimmt, durchaus zu Verfahrensbeschleunigungen führen kann. 
Auch die digitale Antragseinreichung haben wir schon seit Langem unterstützt.  

Wichtig ist allerdings beim Thema „Digitalisierung“ – auch im Hinblick auf das Baupor-
tal.NRW –, dass schlussendlich eine rechtssichere Bekanntgabe geklärt wird. Denn 
solange die rechtssichere Bekanntgabe von Kostenbescheiden oder anderen Beschei-
den seitens des Ministerium nicht hinreichend bestimmt gegeben ist, steht man vor 
dem Problem, dass es gegebenenfalls am Ende doch noch ausgedruckt werden muss.  

Dietmar Grabinger (Verband der Feuerwehren in NRW): Ich möchte mich sehr be-
danken, dass wir hier heute sprechen dürfen. Ich werde mich zunächst zu den §§ 33 
und 47 äußern, Herr Weber wird zu § 62 ergänzen.  

Ich möchte betonen, dass die Feuerwehren nicht nur in NRW, sondern grundsätzlich 
in Deutschland den Schritt nach vorne bei der Entwicklung im Bauordnungsrecht 
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immer mitgehen und konstruktiv mitarbeiten. Mit den Neuregelungen – insbesondere 
mit denjenigen, auf die sich Ihre Fragen bezogen haben – haben wir allerdings das 
Problem, dass unserer Ansicht nach die Schutzziele des § 14 der Bauordnung NRW 
und der Musterbauordnung nicht mehr auf angemessene Art und Weise erreicht wer-
den können. Das zeigen unsere Erfahrungen sowohl in den Baugenehmigungsverfah-
ren, in denen wir beteiligt werden, als auch in der Einsatzpraxis.  

Insbesondere mit Blick auf die Möglichkeit der Intervention werden mit dieser Neure-
gelung in § 33 Missstände im System der Rettungswege nicht mehr durch die Feuer-
wehren geprüft werden können. Wir haben kein Interventionsrecht mehr. In dieser Be-
urteilung liegt unsere klare Kernkompetenz. Mit der Neuregelung bezieht sich die Mög-
lichkeit der Stellungnahme lediglich auf den Sonderbau. Im Sonderbau ist aber ohne-
hin alles geregelt. Dann kann man es fast ganz abschaffen. Das muss man ganz klar 
sagen.  

Die Menschen sterben im Standardbau; im Wohnungsbau. Das ist einfach so; in dem 
Bereich gibt es Brandtote. Da sollte es weiterhin eine Interventionsmöglichkeit der 
Brandschutzdienststelle geben.  

In diesem Kontext möchte ich erwähnen, dass in den letzten Tagen ein Papier zu al-
ternativen Lösungen der Rettungsweggestaltung veröffentlicht wurde. Auch das kann 
bei der Beurteilung in Ansatz gebracht werden und ermöglicht den Bauherren kosten-
günstiges Bauen, weil nicht mehr nur noch auf die Möglichkeiten des Anleiterns bzw. 
der Schaffung von Aufstellflächen für die Drehleiter und Ähnliches abgehoben wird.  

Ich komme zu § 47. Uns ist natürlich bewusst, dass wir in Deutschland und Nordrhein-
Westfalen unter hohem Druck stehen, Wohnraum zu schaffen. Auch diese Fragestel-
lungen unterstützen wir durch Mitarbeit in verschiedenen untergeordneten Gremien 
und versuchen dort, Lösungen zu erarbeiten, die schutzzielorientiert bleiben. Wir se-
hen dies bei den vorgeschlagenen Privilegierungen zur Wohnraumschaffung sowohl 
in Bezug auf Umnutzung als auch Aufstockungen in vielen Punkten nicht mehr gege-
ben. Es geht insbesondere um das System der Abschottung, das bei höheren Gebäu-
den völlig konterkariert wird. In ein solches Gebäude kann ich niemanden mehr rein-
schicken. Da stellen wir uns drumherum und löschen. Eine Menschenrettung kann 
man da nicht mehr durchführen, wenn es wirklich ein Ereignis in einem Obergeschoss 
gibt.  

Deswegen plädieren wir dafür, bei diesen Regelungen auf die Fassung, die zum Zeit-
punkt der Verbändeanhörung zur Disposition stand, zurückzugehen. Auch da gab es 
schon hervorstechende Privilegierungen für den Wohnungsbau und Abminderungen 
bezüglich der Anforderungen. Aber das bewegte sich aus unserer Sicht noch in einem 
tolerablen Bereich. Mit den Ergänzungen, die für die aktuelle Fassung gemacht wor-
den sind, sehen wir dies nicht mehr gegeben.  

Jörg Weber (Verband der Feuerwehren in NRW): Zur der Frage von Herrn Clemens 
mit Bezug zu § 62: Wir befürchten, dass das Thema „Ladeparks“ so, wie es der Ge-
setzgeber jetzt vorschlägt, dazu führen kann, dass in bestehenden oder auch neu ge-
bauten Tiefgaragen Ladeparks in größerem Umfang bestehen oder errichtet werden 
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können, ohne dass ansonsten die Vorschriften aus der Sonderbauverordnung einge-
halten werden. Dies betrifft insbesondere die elektrischen Betriebsmittel, die Verteiler, 
die Lastmanagementanlagen und Ähnliches.  

Die Feuerwehren sehen das etwas kritisch, wobei grundsätzlich nicht in das Gebäu-
deenergieinfrastrukturgesetz eingegriffen werden soll. Normale Ladestationen in 
Großgaragen sehen wir unkritisch, aber es ist etwas anderes, wenn wir bei EnBW-
Parks, Ladestationen von Shell, Aral pulse oder Ähnlichem 300 kW Ladeleistung in 
unterirdischen Großgaragen haben. Großgaragen bzw. Fahrzeugbrände in Garagen 
allgemein stellen mit die größten Herausforderungen für die Feuerwehren dar. Wir be-
fürchten, dass eine zusätzliche Freistellungswirkung in eine Richtung wirkt, die es auch 
in anderen Bereichen gibt: Wir kriegen nicht mehr mit, wo die zusätzlichen Risiken 
eingebunden werden. Insbesondere unter dem Aspekt, dass es genehmigungsfrei ge-
stellt wird, fehlt jegliche Regelungsmöglichkeit, auch hinsichtlich Rettungswegsyste-
matik und anderen Dingen. Deswegen wollen wir erwirken bzw. würden uns freuen, 
wenn dieser Bereich wirklich auf die Anlagen im Freien begrenzt bliebe.  

Friederike Proff (Architektenkammer Nordrhein-Westfalen): Herr Ritter hat einige 
Fragen gestellt. Ich werde sie nicht alle beantworten; die Frage nach der Vermessung 
überlasse ich dem Kollegen von der Ingenieurkammer-Bau.  

Bezüglich der Änderung von einer Kann- in eine Soll-Vorschrift in § 69 Abs. 2 möchte 
ich betonen, dass wir dies sehr unterstützen.  

Herr Watermeier hat die unbestimmten Rechtsbegriffe angesprochen. Frau Levold und 
Herr von der Mark haben schon dazu gesprochen. Dem möchte ich mich uneinge-
schränkt anschließen, dabei aber auch betonen, dass das genau der Grund ist, wes-
halb wir die Verwaltungsvorschrift und die Wiedereinführung der Dienstbesprechun-
gen so dringend fordern und wichtig finden, sodass schnell eine Klärung herbeigeführt 
wird und nicht bei jeder Frage auf ein Urteil des Oberverwaltungsgerichts gewartet 
werden muss.  

Um alle daran teilhaben zu lassen, bieten die Kammern an, eine Wissensdatenbank 
einzuführen und zu pflegen, in der genau solche Erkenntnisse für Planerinnen, aber 
auch für Bauaufsichtsbehörden abrufbar sind, sodass man das Rad nicht jedes Mal 
neu erfinden muss.  

Herr Klocke, Sie hatten zum Thema „Genehmigungsfiktion“ gefragt. Die Architekten-
kammer Nordrhein-Westfalen hat im Zuge dieser Diskussion über die Bundesarchitek-
tenkammer bei den anderen Länderkammern nach deren Erfahrungen mit der Geneh-
migungsfiktion nachgefragt. Die anderen Länderkammern haben berichtet, dass es 
aus ihrer Wahrnehmung heraus zu keiner wesentlichen Beschleunigung im Genehmi-
gungsverfahren gekommen ist. Insofern sehen wir keine Beschleunigung gegeben, 
zumal die Gebäudeklassen 1 bis 3 über die Genehmigungsfreistellung ohnehin anders 
gehandhabt werden können. Dort kommt keine Genehmigungsfiktion zum Tragen, 
sondern das ist eher bei den komplexeren Verfahren der Fall.  

Zu § 46 Fensterflächen: Das begrüßen wir. Hintergrund ist, dass in der Bauordnung 
geregelt ist, dass bei Neubauten die Fensterflächen ein Achtel der Grundfläche um-
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fassen müssen. Das ist beim Umbau und bei der Umnutzung nicht immer einhaltbar. 
So ist es an anderer Stelle auch, zum Beispiel bei Rettungswegfenstergrößen. Insofern 
ist es begrüßenswert, davon abzuweichen.  

Die Formulierung ist jetzt allerdings so, dass nur 0,5 m2 Fensterfläche nötig sind. Bei 
einem Raum, der 100 m2 groß ist, wäre das verdammt wenig. Dies ist angelehnt an 
eine Regelung aus den Niederlanden, dort ist es aber an die Anforderung, dass es 
10 % der Grundfläche ausmachen soll, gekoppelt. Das ist das Relationsmaß der 
Grundfläche zur Fensterfläche. Es sinnvoll, dies auch hier so zu tun.  

Frau Freimuth hat bezüglich des Themas „Digitalisierung“ nach den Defiziten gefragt. 
Es ist einfach noch nicht flächendeckend eingeführt. Das Bauportal funktioniert noch 
nicht; noch nicht jede Kommune ist angeschlossen. Alle Kommunen müssen dringend 
an das Bauportal angeschlossen sind, und zwar auch an das Bauportal als Kommuni-
kationsplattform. Momentan haben die Kommunen – gerade diejenigen, die als Mo-
dellkommunen angetreten sind – eigene Kommunikationsplattformen. Das heißt, jede 
Kommune hat ein anderes System für Planende, Bauantragseinreichende, Bauherren. 
Da haben wir unterschiedliche Typen, mit denen wir umgehen müssen. Das sollte ver-
einheitlicht werden.  

Das geht auch. In Baden-Württemberg haben zum Beispiel die Kommunen im Nach-
gang das EfA-Prinzip, das über Mecklenburg-Vorpommern kommt, eingeführt, sodass 
dort einheitliche Standards und Kommunikationsmöglichkeiten gelten.  

Was auch noch nicht funktioniert: Wir reden momentan noch über das Einreichen von 
PDFs und sind noch weit davon entfernt, BIM einzureichen. Wenn wir das hätten, wäre 
die Frage der KI-Prüfung auch eine andere, wertvollere, weil dann wesentlich mehr 
über eine Künstliche Intelligenz geprüft werden könnte. Wenn nämlich die Daten kom-
plett digital eingereicht sind, können wir Abstandsflächen, aber auch sämtliche Berech-
nungen über eine KI prüfen lassen. Dafür brauchen wir aber auch maschinenlesbare 
Gesetze und Verordnungen, damit die KI überhaupt auf das zurückgreifen kann, was 
sie prüfen soll.  

Parallel kommt der Fachkräftemangel auch bei Bauaufsichtsbehörden und Planern 
zum Tragen. Darum sind wir dringend darauf angewiesen, all das weiter voranzutrei-
ben und zu nutzen. Das unterstützen wir sehr.  

Christoph Spieker (Ingenieurkammer-Bau Nordrhein-Westfalen): Ich gehe zu-
nächst auf die Frage von Herrn Ritter ein, der auf die Regelung in § 83 Bezug genom-
men hat. An dieser Stelle bietet sich in der Tat eine ganz gute Möglichkeit zur Verwal-
tungsvereinfachung und zur Baukostenreduktion dadurch, dass man zwei unterschied-
liche Dinge zusammenzieht, die eigentlich auf der gleichen Grundlage beruhen. Wir 
haben zurzeit eine Regelung im Vermessungs- und Katastergesetz des Landes Nord-
rhein-Westfalen in § 16 Abs. 2, laut welcher eine Gebäudeeinmessung nach Fertig-
stellung oder nach genehmigungspflichtigen Umbauten etc. eingefordert wird. An die-
ser Stelle kann man die Messdaten zu Nachweisen, die im Zuge des § 83 der Bauord-
nung jetzt schon gefordert sind – Nachweis der Kubatur etc. –, sehr gut dafür verwen-
den, den Nachweis im Gebäudekataster mitzumachen. Deswegen ist die Regelung, 
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die jetzt im Gesetz angelegt ist, ganz gut, um Kosten zu senken und auch bürokrati-
schen Mehraufwand – insbesondere für die Bauherrschaften – deutlich zu reduzieren.  

Die jetzt vorgeschlagene Regelung ist insofern schon ganz gut, als dass die Teile, die 
im Vermessungs- und Katastergesetz regelungstechnisch vorgesehen sind, in die 
Bauordnung transferiert werden. Allerdings sehen wir noch einen gewissen Konkreti-
sierungsbedarf bezogen auf die Qualifikationen und die Listenführung der damit zu 
beauftragenden Personenkreise in einer untergesetzlichen Regelung. Denn im 
Grunde genommen sind das alles Leute, die auch als öffentlich bestellte Vermes-
sungsingenieure und Kammeringenieure bei uns in der Kammer sind. Diesbezüglich 
müsste in § 87 – das ist die Verordnungsermächtigung – noch etwas hinzugefügt wer-
den. Wir haben dies in der Stellungnahme der Architektenkammer und der Ingenieur-
kammern auch entsprechend vorgeschlagen. Wenn das Berücksichtigung finden 
würde, wäre es eine wirklich sehr runde Regelung. Das wäre außerordentlich zu be-
grüßen.  

Ich möchte gerne noch eine zusätzliche Anmerkung zu dem machen, was Frau Frei-
muth gefragt hat. Frau Proff hat ausgeführt, dass eine wesentliche Voraussetzung da-
für, dass KI im Bauantrags- und Genehmigungsverfahren eine hervorgehobene Rolle 
spielen kann, „Code as a Law“ ist. Das heißt, wir müssen im Weiteren schauen – das 
Land Nordrhein-Westfalen unterstützt dies im Rahmen eines Forschungsprojekts –, 
inwieweit bauordnungsrechtliche Regelungsinhalte sozusagen im Rahmen von KI ein-
satzfähig werden, um Aufgaben im Bauantrags- und Genehmigungsverfahren zu über-
nehmen.  

Allerdings kann man im Moment meiner Meinung nach noch nicht so richtig sagen, wie 
weit diese Übernahme durch KI gehen kann. Denn das Bauordnungsrecht sieht eine 
sogenannte Subsumptionspflicht der Bauaufsichtsbehörden vor, in der – auf den Men-
schen konzentriert – durch die Bauaufsichtsmitarbeitenden die einzelnen Bestandteile, 
die für eine Genehmigung erforderlich sind, auf ihre Rechtskonformität abzuklopfen 
sind.  

Wir bemühen uns als Architekten- und Ingenieurkammern, an der Stelle insofern einen 
nennenswerten Beitrag zu leisten, als dass wir eine bundesweite digitale Auskunfts-
stelle eingerichtet haben, in der wir im Rahmen des digitalen Bauantrags- und Geneh-
migungsverfahrens für die Bauaufsichtsbehörden eine automatisierte Abruffunktion in 
das jeweilige Fachverfahren – also in die Fachsoftware oder in, salopp gesagt, im Zuge 
der Digitalisierung bei den Bauaufsichten selbst gestrickte Lösungen – ermöglichen. 
Das funktioniert schon sehr gut. Wir sind schon in einer Menge Fachverfahren profes-
sioneller Bauaufsichtsgenehmigungsverfahrenssoftwares enthalten. Wir sind auch auf 
dem Sprung, es im EfA-Verfahren zu verankern. Wir hoffen, dass dies bis Mitte des 
nächsten Jahres der Fall sein wird. Dann würde es sicherlich auch in Nordrhein-West-
falen unmittelbar zum Tragen kommen, weil wir über das Bauportal die EfA-Anbindung 
bekommen. Im Zusammenhang mit der Kommunikationsplattform, die Frau Proff an-
gesprochen hat, erhalten wir sozusagen einen digitalen Vorgangsraum, in dem die 
Verfahren transparent für alle Beteiligten abgewickelt werden können.  
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Eva Stelzner (Verband der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft Rheinland West-
falen): Ich beginne mit den beiden Fragen von Herrn Ritter. Zum Thema „Aufstockung“ 
hatte ich in der ersten Runde schon gesagt, dass wir die Umbauordnung begrüßen 
und anregen, § 47 und die Begrenzung der Aufstockung auf bis zu ein Geschoss noch 
einmal zu überdenken, weil wir relativ viel Potenzial sehen, auch um mehr als ein Ge-
schoss im Bestand aufzustocken und so mehr Wohnraum auf bereits vorhandener und 
bebauter Fläche zu schaffen.  

Die zweite Frage bezog sich auf die Anpassung des § 69 von einer Kann- in eine Soll-
Vorschrift. Auch das begrüßen wir. Wir begrüßen das intendierte Ermessen, damit klar 
ist, dass Ziel sein sollte, diese Möglichkeit einer Abweichung zuzulassen. Gerade im 
Zusammenhang mit der Umbauordnung und der Notwendigkeit, im Bestand Lösungen 
zu finden, begrüßen wir dies sehr.  

Ja, die unbestimmten Rechtsbegriffe sind immer eine Herausforderung. Das haben 
Frau Levold und auch die Architektenkammer schon gesagt. Denn es bestehen immer 
gewisse Unsicherheiten, einerseits auf der Seite der Planenden, andererseits auf der 
Seite der Genehmigenden. Allerdings müssen wir eine Vielzahl von Fällen lösen. Je 
konkreter die Vorstellung und die Regelung ist, desto lieber ist es auch uns, aber wir 
denken, dass mit der Soll-Vorschrift schon viel erreicht ist und es die Möglichkeit gibt, 
den Bestand weiter zu nutzen und auszubauen.  

Wir regen aber an, noch einmal darüber nachzudenken, ob diese wohnungswirtschaft-
lichen Privilegien gestrichen werden sollten. Denn hier haben wir eigentlich eine sehr 
klare Regelung für die Wohnungswirtschaft gehabt, nämlich mit der Entscheidung des 
Gesetzgebers, dass der Ausbau des Wohnraums Vorrang haben soll. Dies gilt insbe-
sondere für die Ausführungen, dass das Wohnen Teil des Allgemeinwohls ist und dies 
besonders zu berücksichtigen ist. Das finden wir gerade angesichts der beschriebenen 
Wohnungsnot in den Ballungsräumen wichtig und hilfreich. Unter diesem Aspekt regen 
wir an, § 69 noch einmal zu überprüfen, finden aber die Anpassung von einer Kann- in 
eine Soll-Vorschrift schon einmal gut.  

Isabelle Bothe (Verband der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft Rheinland 
Westfalen): Zur Frage der FDP nach der Digitalisierung: Der aktuelle Entwurf sieht 
vor, dass digitale Verfahren der Regelfall werden sollen. Das begrüßen wir, denn 2026 
sollte man nicht mehr mit Aktenbergen auf Sackkarren in die Bauämter fahren müssen.  

Digitale Verfahren müssen dann aber auch durchgezogen werden. Es kann nicht sein, 
dass man erst einen digitalen Bauantrag einreicht und hinterher doch noch mal alles 
auf Papier wegbringen muss. Denn das würde das Ziel der Beschleunigung konterka-
rieren.  

Aktuell wurde zumindest uns der Zugang zum Bauportal.NRW als relativ schwierig 
beschrieben. Auch die unterschiedlichen Zertifizierungsverfahren der Kommunen wur-
den uns geschildert. Das müsste auf jeden Fall noch einmal angegangen werden.  

Wie kann die KI eingebunden werden? Wir haben gerade gehört, dass alles noch als 
PDF eingereicht wird. Auch da sehen wir schon Möglichkeiten, KI einzusetzen, gerade 
wenn es um mathematische und formelle Sachen geht. Beispielsweise könnte kon-
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trolliert werden, ob die Unterschriften und Stempel vorhanden sind. All das kann auch 
schon im PDF-Format erfolgen.  

Wenn irgendwann BIM-Modelle eingereicht werden, geht das Ganze vielleicht noch 
weiter. Da sind wir noch nicht, aber wir sehen auf jeden Fall das Potenzial.  

KI löst aber nicht alle Probleme. Wir haben vorhin mehrfach über die zusätzlichen 
Schleifen gesprochen. Ein Bauverfahren sollte im Idealfall linear sein. Deswegen fin-
den wir es wichtig, dass man miteinander redet. Ganz am Anfang steht dann vielleicht 
einfach eine Kommunikation wie ein runder Tisch oder eine Planungsphase Null, in 
der man schon vorab bespricht, wie das Ganze vonstattengehen soll. Dann kann die 
KI helfen.  

Christopher Küas (BFW Landesverband Nordrhein-Westfalen): Bezogen auf § 33, 
der von der CDU-Fraktion angesprochen wurde, sind wir der Meinung, dass die Ände-
rungen, die jetzt geplant sind, völlig in Ordnung sind. Dazu müssen wir keine weiteren 
Ausführungen abgeben.  

Mit Blick auf die §§ 47 und 69 schließe ich mich den Vorrednerinnen an – sowohl im 
ersten Block als auch im zweiten Block –, insbesondere dem, was Frau Proff dazu 
ausgeführt hat. Wir fänden es auch wichtig, dass § 47 Abs. 6 dahin gehend angepasst 
wird, dass die Beschränkung auf Aufenthaltsräume gestrichen wird, weil die Gefahr 
besteht, dass bestimmte Räume, die eigentlich zu Wohnzwecken genutzt werden 
könnten, herausfallen. Es geht um die eben schon angesprochenen Dachräume, Spei-
cher, Trockenräume etc. Das sollte man noch einmal überdenken.  

Außerdem sollte man überlegen, beim § 47 Abs. 6 die Vorschriften zur Barrierefreiheit 
auszuklammern. Wir haben zwar die Möglichkeit, wiederum über den § 69 eine Ab-
weichung bei bestehenden Gebäuden zu beantragen, es ist aber wieder ein weiterer 
Vorgang, der bei den Bauaufsichten geprüft werden muss. Wir fänden es sinnvoll, dass 
man das direkt in § 47 klarstellt.  

Das Gleiche gilt auch für Abs. 7. Wir sind der Meinung, dass man sich nicht auf ein 
Geschoss beschränken muss. Man kann durchaus darüber nachdenken, noch um ein 
zweites Geschoss aufzustocken. Es gibt ja auch die Beschränkungen aus dem Bau-
recht – es muss sich einfügen etc. –, sodass da kein Wildwuchs entstehen kann. Auch 
hier stellt sich wiederum die Frage, ob man die Vorschriften der Barrierefreiheit bei 
diesen Aufstockungsszenarien ausklammern kann, weil wir festgestellt haben, dass es 
oftmals schwierig ist, wenn man bestehende Gebäude modernisiert und aufstockt, die 
Anforderungen zu erfüllen. In den vorhandenen Treppenräumen werden die Anforde-
rungen an die Barrierefreiheit ohnehin nicht erfüllt. Es gibt meistens keinen Aufzug. Da 
könnte man sich den Weg über die Abweichung ersparen.  

Wir finden es ebenfalls gut, dass in § 69 aus der Kann-Vorschrift eine Soll-Vorschrift 
geworden ist. Wir sind aber auch der Meinung, dass die ursprünglichen Regelungsin-
halte aus dieser alten Experimentierklausel in größten Teilen wieder übernommen wer-
den sollten. Wir fanden es insbesondere gut, dass die Vorschriften, von denen abge-
wichen werden kann, in der alten Fassung konkret aufgeführt waren. Das sollte man 
meines Erachtens auch in der jetzigen Fassung bedenken.  
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Wir finden auch, dass die vorhin angesprochenen Gründe des Allgemeinwohls für die 
Wohnnutzung nach vorne gestellt werden sollten, insbesondere, weil sich ansonsten 
aus unserer Sicht die Atypik, die in dem aktuellen § 69 geregelt ist, gar nicht erklärt. 
Diese Atypik als Sonderinteresse erschließt sich aus unserer Sicht nur, wenn man sich 
die alte Fassung noch einmal vor Augen führt, weil dort diese Atypik für Wohnnutzun-
gen definiert wurde.  

Wichtig ist auch, den § 6 Abstandsflächen nicht ganz außer Acht zu lassen. Bei den 
Aufstockungsregelungen in § 47 Abs. 7 werden andere Aufstockungen als diejenigen 
in § 6 Abs. 11 der Bauordnung privilegiert. Das bedeutet: Diese Aufstockungen lösen 
nach der aktuellen Gesetzesformulierung regelmäßig Abstandsflächen aus. Da könnte 
man natürlich mutig sein und sagen: Auch in § 47 Abs. 7 findet § 6 keine Anwendung. 
Oder man müsste aus unserer Sicht zumindest in § 69 wieder klarstellen, dass für 
derartige Aufstockungen Abweichungen von § 6 wie in der alten Bauordnung möglich 
sind, damit man nicht aufgrund der dann wieder begrenzenden Abstandsflächen das 
Aufstockungspotenzial stark einschränkt.  

Martin Dornieden (BFW Landesverband Nordrhein-Westfalen): Zum Thema „Digi-
talisierung“: In den nächsten zehn Jahren gehen so viele Menschen in Rente wie noch 
nie zuvor. Die geburtenstarken Jahrgänge erreichen das Rentenalter. Die Digitalisie-
rung ist die einzige Chance nicht nur der Unternehmen, sondern auch der Verwaltun-
gen, dann noch arbeitsfähig zu bleiben. Wer jetzt nicht mit der Digitalisierung in aller 
Konsequenz und in aller Wucht startet, schaufelt im Grunde sein eigenes Grab und 
macht sich und die eigene Organisation irgendwann komplett arbeitsunfähig.  

Ein wichtiger Schritt, der zuvor erfolgen sollte, ist die Standardisierung. Dafür brauchen 
die über 200 Bauaufsichtsbehörden auch die Unterstützung des Landes und des Mi-
nisteriums. Wir brauchen vereinheitlichte Prozesse über die einzelnen Bauaufsichts-
behörden hinweg. Sie sollten gleichgeschaltet sein in dem, was sie fordern, und dann 
das Gleiche digitalisieren. Das schafft unglaubliche Effizienzgewinne für alle Beteilig-
ten und reduziert die Kosten dramatisch.  

§ 46 Aufenthaltsräume: Es kommen seit einigen Jahren sehr viele nicht mehr nutzbare 
Bürogebäude auf den Markt, häufig in Innenstadtlagen. Uns werden sie auch angebo-
ten. Wir sehen sie uns immer wieder an, und wir kommen in der Regel zu dem Schluss, 
dass es billiger ist, die Gebäude abzureißen und neu zu bauen, als sie umzubauen. 
Es ist wirklich eine Schande, dass man eine verdammt gute Bausubstanz abreißt, weil 
man unter anderem wegen der Vorgaben bezüglich der Belichtungsflächen keine effi-
ziente Nutzung hinbekommt. Sie kennen es sicherlich von einigen Gebäuden, dass 
solche Lichtkerne hineingestampft werden, aber das kostet eine Fantastilliarde und 
macht den Umbau der meisten Gebäude unwirtschaftlich. Das ist sehr schade.  

Wir haben uns mit dem Thema sehr intensiv auseinandergesetzt. Wir haben uns in 
Rotterdam Gebäude angesehen, die zuvor als Bürogebäude und Ähnliches genutzt 
und dann zu Wohnzwecken umgebaut wurden, und die Nutzung der Vorgaben in den 
Niederlanden betrachtet, die jetzt auch als Vorschlag in die hiesige Landesbauordnung 
eingeflossen sind. Wir haben uns auch mit Leuten ausgetauscht, die in solchen Wohn-
einheiten leben. Ich kann Ihnen sagen: Die Menschen sind sehr froh und glücklich, 
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dass Wohnraum innerhalb der Städte geschaffen wurde, den sie sonst nicht mehr hät-
ten finden können. Insofern halten wir das wirklich für einen sehr guten Vorschlag, um 
einfach und schnell solche Gebäude nutzen zu können. Wir reden nicht davon, dass 
das nicht zumutbare Umstände sind oder Sonstiges, sondern die Nutzungen der Woh-
nungen werden entsprechend aufgeteilt. Da, wo die Fensterflächen sind, liegen die 
Aufenthaltsbereiche, und da, wo keine Fensterflächen sind, sind die anderen Bereiche. 
Das ist hinsichtlich der Nutzung kein Problem.  

Erik Uwe Amaya (Haus & Grund Rheinland Westfalen): Wir halten es ebenfalls für 
eine sinnvolle Regeländerung, es in § 69 von einer Kann- in eine Soll-Vorschrift zu 
ändern. Wir sind ja nicht zum ersten Mal zu einer Anhörung zur Novellierung der Lan-
desbauordnung im Landtag und bleiben unserer Linie treu: Wir haben auch in den 
letzten Jahren immer wieder angemerkt, dass wir hier eine andere Regelung, eine Soll-
Vorschrift, fordern. Denn in der Praxis zeigt sich, dass zwar die gesetzliche Möglichkeit 
zu Abweichungen besteht, aber die Behörden stellen sich den Ermessensspielraum 
als nahezu auf null reduziert vor bzw. wenden ihn im Grunde nicht an. Deswegen ist 
es wirklich sehr sinnvoll, dass wir jetzt eine Soll-Vorschrift bekommen sollen. So haben 
wir eine Regelbindung für atypische Fälle.  

Hier möchte ich allerdings betonen, was auch die Kollegen vor mir schon vorgetragen 
haben: Die unbestimmten Rechtsbegriffe sind immer ein Problem. Das kann man ge-
gebenenfalls durch Regelbeispiele lösen. Vielleicht ist aber – anknüpfend an die Kol-
legen vom BFW – im Hinblick auf die Modernisierung und die Schaffung von Wohn-
raum zu bedenken, dass man das, was in der aktuellen Regelung steht, in der Neu-
fassung von § 69 noch berücksichtigt.  

Frau Freimuth, zur Digitalisierung bzw. zur digitalen Antragseinreichung: Wir begrüßen 
den Digital-First-Ansatz, der mit der Novellierung der Landesbauordnung gesetzt wird. 
Zumindest der überwiegende Teil der hier anwesenden Organisationen hat sich be-
reits mit dem Einsatz von KI auseinandergesetzt. Natürlich ist es nicht überall schon 
weit ausgereift, aber das ist nur eine Frage der Zeit. In absehbarer Zeit wird Künstliche 
Intelligenz definitiv viel stärker in den Behörden zum Einsatz kommen. Das hat meh-
rere Vorteile: Zum einen werden die Verfahren beschleunigt, und in Zeiten des Perso-
nalmangels ist es sehr sinnvoll, entsprechende Assistenten zu haben.  

Zum jetzigen Zeitpunkt ist es, wie gesagt, noch nicht ganz ausgereift, und in der Tat 
müsste erst einmal die elektronische Antragstellung überall funktionieren. Aber es wird 
der Folgeschritt sein, dass wir uns dann auch über KI Gedanken machen, so wie es 
auch in allen anderen Lebensbereichen und bei allen anderen Organisationen der Fall 
ist. Wir sehen durchaus eine Perspektive im Hinblick auf die Verfahrensbeschleuni-
gung durch digitale Assistenten, was wir ja heute schon des Öfteren besprochen haben.  

Dr. Florian Hartmann (Westdeutscher Handwerkskammertag): Herr Ritter hat in 
Bezug auf unsere Stellungnahme, die wir insbesondere mit den Bauverbänden NRW 
verfasst haben, auf § 69 Abweichungen abgehoben. Es ist richtig und gut, dass der 
Gesetzentwurf vorsieht, dass die Kann-Regelung in eine Soll-Regelung geändert wird. 
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Abweichungen sollen also gewährt werden, wenn andere Voraussetzungen noch ge-
geben sind.  

Das ist gut, weil wir in der Vergangenheit gesehen haben, dass einige Bauaufsichts-
behörden etwas zögerlich waren, zugunsten der Bauherrschaft von ihrem Ermessen 
Gebrauch zu machen. Wenn ich das so sagen darf: Das kann man denen aber auch 
gar nicht vorwerfen, weil im Lande Nordrhein-Westfalen Abweichungen von Vorschrif-
ten zu Abstandsflächen, Brandschutz und Barrierefreiheit immer heilige Kühe waren 
und es noch sind. Wenn man aber wirklich vorankommen will, wird man davon gerade 
im Bestand abweichen müssen. Deshalb ist es erst einmal gut, dass es der Gesetzge-
ber geändert hat.  

Eine Anregung ist aber – das ist auch in unserer Stellungnahme gemeint –, dass man 
den Bauaufsichtsbehörden im Wege des Erlasses oder wie auch immer Beispiele an 
die Hand gibt. Ob das unbedingt Best-Practice-Beispiele sein müssen, weiß ich nicht; 
da müsste man erst einmal eine Weile abwarten. Man könnte jedenfalls noch genauer 
erklären, was man sich da vorstellt. Wovon kann abgewichen werden? Ist es zum Bei-
spiel die Barrierefreiheit im Bestand? Sind es zum Beispiel Abstandsflächen oder 
Brandschutz? So könnte Hilfestellungen gegeben werden – wohlwissend, dass natür-
lich jeder Fall unterschiedlich ist.  

Zur Frage von Herrn Klocke zur Genehmigungsfiktion und nach Best Practices sowie 
Worst Practices: Dazu kann ich ebenfalls wenig sagen. Ich habe aber mal in unter-
schiedliche Ländergesetze, also Bauordnungen oder Landesverfahrensgesetze, ge-
schaut, und zwar aus Niedersachsen und Baden-Württemberg. Ich finde unsere NRW-
Regelung deshalb so gelungen, weil sie dem Bauherrn ein Wahlrecht einräumt. In Ba-
den-Württemberg und in Niedersachsen ist es, wenn ich es auf die Schnelle richtig 
gelesen habe, so, dass die Genehmigung durch Zeitablauf erfolgt. Dann ist sie da. Das 
mag bei einem Wohnbauvorhaben auf der grünen Wiese kein Problem sein, im Be-
stand könnte es aber anders aussehen. Deshalb finde ich, dass hier in Nordrhein-
Westfalen ein kluger Mittelweg gewählt wird, indem der Bauherr es entscheiden kann. 
Wenn er gute Bauvorlageberechtigte, Handwerksmeister, Architektinnen oder Ingeni-
eurinnen hat, dann kann er damit gut arbeiten.  

Herr Clemens, Sie haben gefragt, ob ich konkret von diesem Gesetz erwarte, dass es 
durch die Einschaltung von Prüfingenieuren teurer wird. Da darf ich Ihnen eine etwas 
formalistische Antwort geben: Nein, denn dieses Gesetz verhält sich nicht zu den Ge-
bühren für Prüfingenieure. Das wird andernorts geregelt. Aber wir bleiben bei diesem 
Gesetz natürlich dabei: Es darf nicht zu teuer werden. Wichtig ist jedoch, dass wir es 
im Sinne einer Beschleunigung der bauaufsichtlichen Verfahren für eine gute Sache 
halten, auch bauaufsichtliche Aufgaben zu privatisieren. 

Martina Stefens (Arbeitskreis nordrhein-westfälischer Bauaufsichtsbehörden): 
Die erste Frage von Herrn Watermeier bezog sich insbesondere auf die unbestimmten 
Rechtsbegriffe. Da möchte ich mich den Ausführungen der kommunalen Spitzenver-
bände uneingeschränkt anschließen: Gesetze sollten bzw. müssen klar und verständ-
lich sein und müssen eine gewisse Kontinuität nach sich ziehen. Nur so ist aus meiner 
Sicht ein einheitlicher Vollzug möglich. Ansonsten haben wir eine mangelnde Rechts-
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sicherheit im Vollzug. Es wurde ja gerade auch schon benannt: Die Verfahren verlän-
gern sich, weil die Mitarbeitenden in den Bauaufsichtsbehörden unsicher sind, und das 
ist nicht dienlich.  

Daher plädieren wir auch nach wie vor – das haben wir schon öfter angeführt – natür-
lich für die Einführung einer Verwaltungsvorschrift. Das ist, wie bereits gesagt wurde, 
nicht nur für die Bauaufsichtsbehörden, sondern für alle am Bau Beteiligten wichtig – 
ebenso wie wieder die Aufnahme der Dienstbesprechungen des Bauministeriums mit 
den Bauaufsichtsbehörden, bei denen in der Vergangenheit auch viele Punkte geklärt 
wurden, um Verfahren beschleunigen zu können. 

Ich möchte zu der Frage des Abgeordneten Klocke zur Änderung des § 46 bestätigen: 
Die Erleichterung der Nutzungsänderung im Bestand begrüßen wir ebenfalls außeror-
dentlich, aber wir sehen es ähnlich, wie es die Architektenkammer ausgeführt hat: 
Dass nur 0,5 m2 Fensterfläche nachgewiesen werden müssen, halten wir auch nicht 
für richtig, insbesondere bei großen Wohnflächen, die geschaffen werden sollen. In 
den Niederlanden müssen mindestens 10 % der Nutzfläche nachgewiesen werden. 
Das wäre aus unserer Sicht auch hier ein praktikabler Weg, um Verfahren zu verein-
fachen.  

Frau Freimuth fragte nach den Erfahrungen mit dem Bauportal, wo es vielleicht noch 
hakt und wo noch Defizite bestehen. Nach meinem jetzigen Kenntnisstand werden 
momentan vom Bauportal drei Verfahren angeboten inklusive digitaler Kommunikati-
onsmöglichkeit. Das sind die 64er-Verfahren, also die vereinfachten Verfahren, das 
normale Verfahren und die Werbeanlagen. Das ist schon mal ein guter Anfang, aber 
natürlich noch nicht vollständig.  

Aus meiner Sicht sollte das Bauportal mehr werden als nur – in Anführungsstrichen – 
ein Austausch für Antragsunterlagen und Genehmigungsmöglichkeiten. Es sollten 
Wissensdatenbanken hinterlegt werden – das ist auch schon zum Teil zu erkennen –, 
insbesondere für Externe, aber auch für die Behörden. Bestenfalls wären alle Erlasse 
gebündelt dort zu finden. Denn wir stellen immer wieder fest, dass es manchmal 
schwierig ist, die richtigen Erlasse zu finden, weil es doch mit der Zeit immer mehr 
werden. Das Bauportal kann man als Chance begreifen, mehr daraus zu machen.  

Um den Einsatz von Künstlicher Intelligenz kommen wir aufgrund des Fachkräfteman-
gels und des demografischen Wandels nicht mehr herum. Das wurde schon mehrfach 
gesagt, und dem schließe ich mich an. Aus meiner Sicht ist es eine große Chance, 
darauf zurückgreifen zu können, insbesondere bei der Vorprüfung von Bauanträgen. 
Das ist auch schon mehrfach genannt worden. Best Case für mich wäre: Der Antrag – 
wenn wir von der digitalen Antragsmöglichkeit sprechen wollen – kommt gar nicht bei 
den Bauaufsichtsbehörden an, wenn dieser nicht vollständig ist. Somit ersparen sich 
sowohl der Planer als auch die Bauaufsichtsbehörden gegebenenfalls viele Diskussi-
onsrunden. In der Tat: Was Entscheidungen angeht, ist es momentan wirklich nur 
möglich, dass man das als eine Art Assistenz benutzt, weil letztendlich der Mensch 
immer noch entscheiden muss. Gleichwohl bietet das sehr große Chancen.  
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Dr. Michael Spörke (SoVD Nordrhein-Westfalen): Ich bedanke mich dafür, dass der 
SoVD eingeladen wurde als Interessenvertretung der Menschen, für die unter ande-
rem die barrierefrei gebaute Umwelt ein sehr wichtiges Thema ist. Danke, dass wir 
heute hier sprechen dürfen.  

Ich bedanke mich für die Frage des Abgeordneten Watermeier, auf die ich folgender-
maßen antworten möchte: Mit der bestehenden Bauordnung haben wir mit § 49 nach 
zähen Debatten immerhin einen Standard, wonach Wohnungen und öffentliche Ge-
bäude barrierefrei sein müssen. Wir bewerten das als einen großen Erfolg, um das 
Ziel der Barrierefreiheit in NRW sukzessive erreichen zu können.  

Wir sind uns aber, denke ich, alle einig, dass man das mit dem Neubau alleine nicht 
schaffen kann, sondern die gebaute Umwelt in NRW Stück für Stück barrierefreier zu 
bekommen, wird nur funktionieren, indem man auch den Bestand sukzessive barrie-
refrei umbaut.  

Da sieht die vorliegende Novellierung aus unserer Sicht eine klare Verschlechterung 
vor, und zwar zum einen, indem in § 49 Abs. 2 Satz 2 die bisherige Regelung gestri-
chen werden soll, dass im Zusammenhang mit Umbaumaßnahmen im Bestand ange-
messene Regelungen zur Barrierefreiheit zu treffen sind, und zum anderen durch die 
Einführung des neuen § 69 Abs. 1 Satz 3, wonach Abweichungen von der Barrierefrei-
heit im Bestand möglich sind und sogar zugelassen werden sollen.  

Warum ist das aus unserer Sicht so gravierend, wenn es denn so kommen sollte? Die 
gebaute Umwelt – da spreche ich jetzt ausdrücklich nicht von den Wohnungen, son-
dern von der sonstigen gebauten Umwelt, sprich: öffentlich zugängliche Gebäude wie 
Geschäfte, Restaurants, Ärzte, Rathäuser –, das Gros der Bestandsgebäude in NRW 
ist nicht wirklich barrierefrei, wenn überhaupt barrierefrei. Das heißt, die Menschen, 
die Barrierefreiheit brauchen – Menschen mit Behinderungen, ältere Menschen, aber 
auch Familien mit Kinderwagen –, haben nicht nur in NRW, aber eben auch hier mas-
sive Schwierigkeiten aufgrund der mangelnden Barrierefreiheit.  

Wenn wir jetzt durch die Novellierung Vorgaben im Bestand für mehr Barrierefreiheit 
quasi gänzlich streichen – Vorgaben und auch jeglichen Hinweis darauf, dass man bei 
Umbauten im Bestand wenigstens danach schauen sollte, wo etwas barrierefreier zu 
gestalten ist –, dann sind wir uns sicher, dass wir uns damit keinen Gefallen tun, weil 
das dem Ziel einer menschenfreundlichen Gesellschaft, wie Herr Watermeier es eben 
sagte, aus unserer Sicht nicht entspricht; dieses Ziel würde aufgegeben. Die Gefahr, 
dass wir das Ziel der barrierefreien Umgestaltung unserer gebauten Umgebung auf-
geben, sehen wir bei dieser Vorlage.  

Wir können nur appellieren, auch gerne noch mal gemeinsam mit uns zu gucken, ob 
es nicht eine Formulierungsmöglichkeit im Gesetz gibt, die nicht so scharf ist, dass 
durch die Vorgaben für Barrierefreiheit Umbauten gänzlich unmöglich sind, aber dazu 
führt, dass bei Umbauten das Thema „Barrierefreiheit“ nicht völlig aus dem Blick gerät. 
Denn diese Gefahr sehen wir, wenn in der Bauordnung alle Erwähnungen in Bezug 
auf Bestandsgebäude gestrichen werden. 

Ich will noch einen Satz zu den DIN-Normen sagen, weil das vorhin auch ein Thema 
war und hier auch der Zusammenhang sehr wichtig ist. Die vorliegende Novellierung 
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der Bauordnung präzisiert ja die Geltung der DIN-Normen, die in die VV TB eingeführt 
wurden. Damit gehen wir d’accord, sagen aber ganz klar: Das darf nicht dazu führen, 
dass man die DIN-Normen, die in die VV TB zur Barrierefreiheit eingeführt wurden, 
jetzt quasi entschlackt und da die Dinge rausschmeißt. Das darf nicht passieren.  

Das waren aus unserer Sicht die wichtigsten Dinge zum Thema „Bestand“. 

Neben dem Thema „Bestand“ möchte ich noch darauf hinweisen, dass es aus unserer 
Sicht nicht wirklich zum Erfolg führt, wenn es zwar Regelungen für Barrierefreiheit gibt, 
die aber letztlich nicht geprüft werden. Deswegen fordern wir nach wie vor, dass Dinge 
wie Aufzüge und die Abstellflächen für Mobilitätshilfen auch durch die Bauaufsichtsbe-
hörden geprüft werden müssen, so wie es in § 64 vorgesehen werden könnte und aus 
unserer Sicht müsste. 

Einen letzten Punkt, den wir in der Vergangenheit oft erwähnt haben, will ich auch hier 
noch einmal anbringen. Es geht darum, wie auch die Bauordnung helfen kann, ein 
großes Problem für Menschen mit Behinderungen in den Griff zu bekommen, nämlich 
die hohe Arbeitslosigkeit von Menschen mit Behinderungen. Wir hätten die Möglich-
keit, in der Bauordnung NRW eine Regelung zum Thema der barrierefreien Arbeits-
stätten zu schaffen. Diese Chance nutzen wir bisher nicht. Das ist bedauerlich, weil 
dann zumindest beim Neubau von Arbeitsstätten von vornherein Barrierefreiheit gege-
ben wäre.  

Ein entscheidender Punkt für die Novellierung hier und heute sowie ein Appell an Sie 
ist aus unserer Sicht: Lassen Sie uns noch mal gemeinsam gucken, dass das Thema 
„Barrierefreiheit im Bestand“ nicht völlig wegfällt und es rein dem Zufall überlassen ist, 
ob Bauherren bei Umbaumaßnahmen an Barrierefreiheit denken oder nicht. Das darf 
kein Zufall sein. Sonst sind wir vom Ziel einer barrierefrei gebauten Umwelt in NRW 
noch viel weiter entfernt, als wir es ohnehin schon sind. 

Simone von Kampen (BUND NRW): Auch der BUND NRW bedankt sich herzlich für 
die Möglichkeit, hier Stellung zu nehmen. 

Herr Watermeier, Sie hatten nach § 50, § 62 und § 63 gefragt. Bei § 50 ist die einzige 
Änderung, dass jetzt auch Tierhaltungsanlagen jedweder Größe und Ausgestaltung im 
vereinfachten Baugenehmigungsverfahren laufen sollen. Für uns ist dabei wesentlich, 
dass die Vorgaben zum Brandschutz und zum Tierschutz weiterhin eingehalten wer-
den. Dadurch dass das nur noch das vereinfachte Verfahren wird, fällt es jetzt auch 
unter die Genehmigungsfiktion – mit den schon beschriebenen Auswirkungen, die das 
haben kann. Wir befürchten, dass hier bestimmte Dinge dann nicht mehr geprüft wer-
den, weil nach sechs Wochen diese Fiktion in Kraft tritt. Gleichzeitig sind dann Beteili-
gungsrechte oder Beteiligungsfristen verkürzt, und wir haben auch noch in § 58 die 
Einschränkung, dass bei Verstößen gegen die Vorgaben nur noch eine Kann-Rege-
lung für Abhilfemaßnahmen besteht. In diesem ganzen Komplex befürchten wir, dass 
es dazu kommt, dass diese Vorgaben zum Brandschutz und zum Tierschutz nicht 
mehr ausreichend eingehalten werden können. Dass es dafür immer wieder Beispiele 
gibt, sehen wir ja. Wir befürchten, dass die mehr werden können. 
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Dr. Thomas Krämerkämper (BUND NRW): Auch ich bedanke mich für die Einladung 
und die Gelegenheit, hier Stellung zu nehmen.  

Ich übernehme die Fragen zu § 62 und § 63.  

Herr Watermeier, Sie hatten insbesondere zu § 62 – Verfahrensfreie – auch das Stich-
wort „Fahrsilos“ reingeworfen. Fahrsilos sind vielen wahrscheinlich aus ihrer Lebens-
praxis gar nicht bekannt. Wir reden bei Fahrsilos über Anlagen mit 500, 1.000, 
2.000 m2 Grundfläche – betonierte oder asphaltierte Grundfläche – und 3 m hoher Be-
tonwandumfassung. Das sind also recht kernige Objekte im Außenbereich, die dann 
zukünftig verfahrensfrei errichtet werden können sollen und auf denen fahrsilotypisch 
auch noch stark wassergefährdende Stoffe entstehen und freigesetzt werden.  

Es ist relativ schwierig zu erkennen, warum diese Erleichterung in den Vorschlag zur 
Änderung der Landesbauordnung aufgenommen worden ist. Wir plädieren dringend 
dafür, das rauszulassen. Denn offensichtlich dienen Fahrsilos weder der Landesver-
teidigung noch lindern sie die Wohnungsnot oder retten irgendeine Bauindustrie. Ich 
glaube, da sind sich alle Anwesenden einig. Angesichts der großen Auswirkungen – 
Boden, Landschaftsbild, Wassergefährdung – ist die Sachlage relativ eindeutig.  

Ähnlich ist es in § 62 bei den verfahrensfreien Gebäuden, die zum vorübergehenden 
Schutz von Tieren dienen sollen. Worum ging es da? Dabei ging es eigentlich darum, 
dass Tiere, die auf der Weide und teilweise auch ganzjährig auf der Weide gehalten 
werden, natürlichen Witterungsschutz haben sollen. Bei Gewitter, bei großer Kälte, bei 
starker Sonneneinstrahlung sollen sie aus Tierschutzgründen temporär einen Unter-
schlupf haben. Dafür waren diese Gebäude gedacht in der Landesbauordnung. Jetzt 
soll durch das Streichen des vorübergehenden Schutzes im Grunde genommen die 
Errichtung dauerhafter Ställe auf diesen Flächen ermöglicht werden. Auch das halten 
wir für eine Fehlentwicklung in der Landschaft, die nur dazu führen wird, dass das 
Schuppenunwesen in der freien Landschaft deutlich zunehmen wird. Ich glaube, da ist 
es auch leicht nachvollziehbar, dass wir dafür plädieren, den vorübergehenden Schutz 
beizubehalten.  

Wir hatten bei § 62 auch das Thema „Carbon Capture and Storage“ angesprochen. 
Auch da sollte es Erleichterungen geben für die allgemeine Ver- und Entsorgung von 
CO2-Anlagen. Das ist für uns auch relativ schwer nachzuvollziehen vor dem Hinter-
grund der politischen Debatte, die wir hier im Land führen und die ja auch unlängst 
noch zu der Vorstellung des Kompromisspapiers im Rahmen des Klimadiskurses zu-
sammen mit der Industrie Nordrhein-Westfalens geführt hat, wo wir allesamt, alle Sta-
keholder in Nordrhein-Westfalen, einig waren, dass Carbon Capture and Storage und 
Abarten davon überhaupt nur für absolut unvermeidbare Emissionen infrage kommen. 
Das sind die großen Ausnahmefälle, wenn sie denn überhaupt sinnvoll sind, aber es 
gibt keinen allgemeinen Anwendungsfall. Von daher gibt es auch keine allgemeine 
Ver- und Entsorgung von CO2. Es macht dann auch keinen Sinn, hier eine solche Ver-
fahrensfreiheit in die Landesbauordnung reinzuschreiben, sondern das kann man 
dann wirklich in den konkreten Sonderfällen diskutieren.  

Bei der Genehmigungsfreistellung haben wir einmal das Thema, dass wir ganz grund-
sätzlich manchmal nicht genau erkennen können im Wortlaut der Texte, was sich auf 
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Bauanträge nach § 34 bezieht und was auf Bauanträge nach § 35. Da bitten wir bei 
dem auch in unserer Stellungnahme erwähnten Punkt um eine Klarstellung. Das ist 
ein sehr langer Bandwurmsatz. Der startet mit § 34 und endet mit § 35, und am Ende 
weiß niemand mehr, was sich auf welchen Bereich bezieht. Das sollte schon rein 
sprachlich klargestellt werden.  

Ganz grundsätzlich hat uns sehr verwundert, dass in dieser Änderung der Landesbau-
ordnung überhaupt keine Unterscheidung auch bei den schwerwiegenden Fragen der 
Genehmigungsfiktion für die Bereiche innen und außen gemacht wird. Weder bei der 
Genehmigungsfiktion noch bei anderen Erleichterungen gibt es hier eine Unterschei-
dung der doch sehr unterschiedlichen Bauantragsverfahren nach § 34 und § 35.  

Selbst wenn man eine gewisse Sympathie dafür haben kann, in dem Bereich § 34, wo 
ja Bauen grundsätzlich zulässig sein soll, Genehmigungen zu erleichtern, dann ver-
steht man doch nicht, warum es im Bereich des § 35, also im Außenbereich, wo Bauen 
grundsätzlich eigentlich erst mal per se verboten ist, auch eine Genehmigungsfiktion 
geben soll und, wenn es denn eine Genehmigungsfiktion gibt, warum die dann auch 
noch trotz des komplizierteren Verfahrens mit deutlich mehr Beteiligten und deutlich 
mehr zu klärenden Fragen mit den gleichen engen Fristen abläuft.  

Hier würden wir dringend mindestens einen Kompromiss anregen, dass der § 35 aus 
der Genehmigungsfiktion komplett ausgenommen wird, alternativ wenigstens mit einer 
deutlich längeren Frist. Denn heute sehen wir ja schon, dass die Beteiligten – das geht 
vom Veterinäramt über die untere Naturschutzbehörde, Wasserbehörde usw. in alle 
möglichen naturschutzrelevanten und umweltschutzrelevanten Bereiche rein – kaum 
in der Lage sind, im Rahmen der aktuell empfohlenen Fristen im Baugesetzbuch ihre 
Stellungnahmen abzugeben. Von daher ist da eine Fristverkürzung aus unserer Sicht 
momentan überhaupt nicht möglich und auch in der Sache schädlich. Es hilft auch hier 
niemandem in den Fragen der Landesverteidigung oder der Wohnungsproblematiken 
oder der Rettung der Bauindustrie, eine Beschleunigung in diesen Bereichen zu be-
fördern. Keiner dieser Bereiche wird entlastet durch diese Punkte.  

Prof. Annette Hillebrandt (Bergische Universität Wuppertal, Lehrstuhl Baukon-
struktion/Entwurf/Materialkunde): Zunächst vielen Dank, dass ich doch noch mal zu 
Wort kommen sollte. Ich verstehe schon, dass man mich leicht übersieht, denn ich 
gehöre ja weder einer Kammer an noch einem Verband noch sonstigen Lobbyvereini-
gungen. Das heißt, man fragt sich schon: Warum sitze ich überhaupt hier? Wessen 
Interessen vertrete ich denn nun? Tatsächlich fühle ich mich nur den nachfolgenden 
Generationen verpflichtet und würde gerne darauf Einfluss nehmen, dass es eine ge-
rechte Teilhabe jetziger Generationen gibt. Ich denke, ich vertrete hier – vermutlich 
deshalb hat man mich eingeladen – die Forschungsgemeinschaft des nachhaltigen 
Bauens. Ich bin seit 1995 freischaffende Architektin und lehre seit 25 Jahren an Hoch-
schulen und Universitäten zum nachhaltigen Bauen. 

Ich komme jetzt zu den Fragen, zunächst von Herrn Klocke zum Um- und Ausbaupo-
tenzial und zur Oldtimer-Regelung bzw. der Umbauordnung. Ich kann Ihnen beschei-
nigen, dass hier schon die Chance besteht, zumindest das große Potenzial der Wohn-
raumschaffung durch Aufstockung tatsächlich deutlich zu verbessern. Das ist bundes-
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weit ein errechnetes Potenzial von 2,4 Millionen Wohnungen. Ich denke, mit dem, was 
Sie da versucht haben, sind wir schon auf dem richtigen Weg. Bei § 47 – Thema „Um-
nutzungen“ – sind diese Erleichterungen mit der Aufstockung, dass die Gebäude-
klasse erhalten bleibt, sicherlich gut. Auch bei § 46 ist es gut: die Aufenthaltsräume; 
Gebäudeklassen 1 und 2; Mindesthöhe von 2,30 m kann gestattet werden.  

Ich würde das noch ergänzen, weil wir die Dachböden gerne beim Wohnraum dabei 
hätten. Da reicht vielleicht auch eine Höhe von 2,30 m, weil es da öfter solche damals 
im Dachstuhl notwendigen Querbalken gibt, Kehlbalken sozusagen. Ich finde auch gut, 
dass es eine Genehmigungsfreistellung gibt zum Thema „Wohnen in Dachgeschos-
sen“, einschließlich der Befreiung von der Barrierefreiheit in Dachgeschossen. Ich ver-
stehe aber auch, dass mein Vorredner natürlich die Barrierefreiheit einfordert. Viel-
leicht ist das in Erdgeschossen eher sinnvoll als in Dachgeschossen.  

Der Einschätzung zur Fensterfläche möchte ich mich anschließen. Ich finde, da sollte 
man komplett das niederländische Modell verfolgen, einschließlich der 10 %. Fenster-
flächen zu vergrößern, ist auch nicht so ein großer Kostenfaktor. Dazu also viel Lob. 

Ich denke, dass die Kosten für Wohnraum generell sinken werden, wenn wir all diese 
Potenziale heben können. 

Ich wurde zweitens gefragt, ob ich mir irgendetwas davon verspreche, dass hier auf 
DIN-Normen verzichtet wird. Davon verspreche ich mir als Architektin auf jeden Fall, 
dass wir dieses doch mittlerweile absurde System verlassen können. Denn es hat sich 
quasi totgelaufen vor lauter Lobby-Einflüssen, die sich gegenseitig widersprechen. 
Dann sind die DIN-Normen eigentlich nicht mehr richtig zurechnungsfähig. Insofern 
kann ich das begrüßen. Das würde auch Planungsaufwand erleichtern, weil man sich 
mit diesen konterkarierenden Vorschriften nicht mehr so beschäftigen muss, sondern 
eher noch mal hinterfragt: Was brauche ich wirklich? Was ist erforderlich, damit das 
Wasser nicht reinläuft? 

Zu der eigentlichen Idee, dem Bauen im Bestand: Warum will man das fördern? Weil 
man die Innenentwicklung fördern will, weil man darauf verzichten möchte, weiterhin 
Flächen zu versiegeln. Das ist natürlich sehr wichtig. Die Innenentwicklung ist definitiv 
vorzuziehen.  

Daher auch noch mal an meinen Vorredner: § 35 da irgendwie zu schwächen, ist keine 
gute Idee. Wir müssen die landwirtschaftlichen oder ländlichen Flächen – überhaupt 
alles, was an Natur vorhanden ist – schützen und vor allen Dingen die Versiegelung 
weiter einschränken. Dazu gibt es schließlich auch Ziele der Bundesregierung, die ein-
zuhalten sind, nämlich die 30 ha pro Tag. Da sind wir nicht mal annähernd in greifbarer 
Nähe. 

Noch einmal zu den DIN-Normen: Wenn wir von DIN-Normen absehen, dann ist das 
einerseits schön. Andererseits muss ich sagen, dass ich nicht gut finde, in § 3, wo die 
natürlichen Lebensgrundlagen erwähnt werden, den Hinweis auf die EU-Bauprodukte-
Verordnung zu streichen, weil in der EU-Bauprodukte-Verordnung wichtige Dinge ste-
hen. Ich möchte nur ein paar Sachen herausgreifen, zum Beispiel die grundlegenden 
Anforderungen an Bauwerke. Das sind quasi die Nachhaltigkeitsziele, die man mit dem 
Bauen verfolgen sollte und die mir in diesem Entwurf der Landesbauordnung wesentlich 
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zu kurz kommen. Und die stehen eben in der EU-Bauprodukte-Verordnung. Das heißt, 
da muss über den gesamten Lebenszyklus garantiert sein, dass Gefahrstoffe und Mikro-
plastik nicht emittiert werden, dass die Treibhausgasemissionen in die Atmosphäre 
minimiert werden.  

Es gibt Anforderungen an nachhaltige Nutzung natürlicher Ressourcen. Da geht es 
darum, dass man die Sekundärrohstoffe wieder einbaut. Es geht darum, dass die ver-
wendeten Rohstoffe insgesamt minimiert werden mit jedem Bau, dass die Gesamt-
menge der grauen Energie minimiert wird mit jedem Bau, um die Minimierung des 
Abfallaufkommens, gleichzeitig die Maximierung der Wiederverwendbarkeit oder Re-
cyclingfähigkeit des gesamten Bauwerks und die leichte Rückbaubarkeit.  

Das ist etwas, was mir hier komplett fehlt. Ich sehe da einen Bezug zu § 3, aber auch 
zu § 58 Gefahrenabwehr als Aufgabe der Bauaufsichtsbehörden. Bei der Gefahrenab-
wehr denken wir immer an Brandschutz und dass das Gebäude hält, also an die Statik. 
Aber ich denke, wir müssen das ausweiten, nämlich auf den Schutz der natürlichen 
Lebensgrundlagen, und zwar in die Zukunft gedacht; auf die nächsten Generationen. 
Da werden dann nicht mehr Brandtode gestorben, da werden Hitzetode gestorben, 
wenn wir jetzt nicht dem Klimaschutz Vorrang einräumen. 

Im Übrigen gibt es dazu eine EU-Gebäudeeffizienzrichtlinie, die Sie meines Wissens 
ab dem 29.05.2026 in nationales Recht umzusetzen haben. Ich fände es angemes-
sen – ich bin ja auch der Forschungsgemeinde zugehörig –, dass man solche Heraus-
forderungen annimmt und das jetzt sofort umsetzt, mal im Vorhinein, also sich dafür 
entscheidet: Ich nehme diese EU-Richtlinien, die ja sowieso kommen werden und gut 
begründet sind, als Herausforderungen an und setze sie jetzt um, damit Nordrhein-
Westfalen das vor anderen Ländern tut. Ich kann nur dafür plädieren, das zu tun.  

Da geht es zum Beispiel um eine CO2-Schattenbepreisung, mit der Entwürfe gegenei-
nander abgewägt werden könnten, oder CO2-Schattenpreise, um die auch bei Verga-
ben einpreisen zu können und nicht nur immer den billigsten nehmen zu müssen. Die 
Voraussetzung ist eine Ökobilanz, aber die wird 2028 nach genau dieser EU-Gebäude-
richtlinie sowieso bindend werden. Das ist kein Hexenwerk; das können Fachplaner. 

Im Übrigen bin ich dafür, dass wir zu den Bauvorlagen nicht nur einen Brandschutz-
nachweis bekommen oder einen statischen Nachweis, sondern den, dass die natürli-
chen Lebensgrundlagen geschützt werden – sprich: CO2-Reduzierung, Zirkularität von 
Baustoffen usw. Es ist schön, dass es jetzt um Brandschutz geht, um Statik. Darüber 
ist sicher jeder von uns froh. Aber wir müssen in die Zukunft gucken, wir müssen diese 
Herausforderungen annehmen. Sonst wird in Deutschland noch die gesamte Bauin-
dustrie abgehängt – genauso wie jetzt unsere Autoindustrie abgehängt wird. 

Also: Lassen Sie uns das Thema annehmen. Lassen Sie uns die EU-Bauprodukte-
Verordnung nicht streichen, sondern im Gegenteil als Teil des § 3 präzisieren. 

Alles, was ich gerade erzählt habe, gehörte zu den Klimaauswirkungen, nach denen 
mich Herr Klocke fragte. 

Jetzt würde ich gerne kurz auf Herrn Clemens antworten. Da ging es darum, wieso ich 
bei der Genehmigungsfreistellung von Wohnungsbauvorhaben zwischen 5.000 und 
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10.000 m2 der Meinung bin, dass das ungerecht sei. Ich bin der Meinung, dass das 
ungerecht ist, denn jeder kleinere private Bauherr – nehmen wir an, da baut einer nur 
ein Acht-Familien-Haus – muss durch alle baubehördlichen Genehmigungsverfahren 
durch, muss sich mit allem Möglichen auseinandersetzen, teilweise auch zu Recht, 
wie ich finde. Und ich verstehe überhaupt nicht, wieso es hier einen Freifahrtschein für 
Wohnungsbauunternehmen geben soll, die genau die Fläche zwischen 5.000 und 
10.000 m2 treffen. Wer bitte überprüft denn, ob da der Bebauungsplan, der eine Vo-
raussetzung dafür ist, eingehalten ist? Wer überprüft denn, ob wirklich die Geschoss-
zahl fehlt? Wer überprüft denn dann, ob die Dachneigung stimmt? Wer überprüft denn, 
ob es sich überhaupt um 5.000 m2 handelt oder vielleicht um 6.000 m2? Das konnte 
ich überhaupt nicht glauben.  

Ich glaube, ich habe alle Fragen beantwortet. Ich danke Ihnen sehr und bitte darum, 
den Blick wirklich noch mal zu weiten auf die zukünftigen Anforderungen, mit denen 
wir uns auseinandersetzen müssen. Die Welt ändert sich gerade dramatisch. 

Udo Kirchner (HALFKANN + KIRCHNER Beratende Ingenieure für Brandschutz): 
Ich möchte noch einen Satz zum Thema „Künstliche Intelligenz“ sagen und berichten, 
was wir im Brandschutz machen. Wir haben mit unserem Büro momentan ein Projekt 
mit der TU München, bei dem wir im BIM-Modell das umdrehen, was hier diskutiert 
wurde, also nicht eine Prüfregel. Ich frage also nicht: Hat das Gebäude für den Trep-
penraum eine Umfassung in Brandwanddicke? Ich sage dem Modell als Planungsre-
gel: Mache das so. – Das ist ein sehr, sehr spannendes Ding und natürlich ziemlich 
visionär. Wir sind mit diesem Projekt in der Finalrunde des BIM Champions 2026 bei 
buildingSMART. Wenn das klappt, brauchen wir in zehn Jahren hier überhaupt nicht 
mehr über die Bauordnung zu reden, dann macht das alles der Rechner. Ich bin da 
aber auch ein bisschen skeptisch.  

Zweites Thema – auch angesprochen von vielen Vorrednern, was ich gerne noch mal 
unterstützen möchte –: Wir brauchen, wenn das Institut der Abweichungen – § 69 – 
funktionieren soll, einen Beispielkatalog, der ermessensleitend ganz bewusst als nicht 
abgeschlossene Liste sowohl den Planern als auch den Prüfenden sagt, was der Kor-
ridor ist, in dem man sich bewegen kann. Auch hier gibt es für den Brandschutz schon 
einen Vorschlag. Der ist entstanden aus der Auswertung der Initiative „Bürokratie am 
Bau? Ciao!“. Es ist ja auch das entsprechende Gremium in der Begründung des Ge-
setzes erwähnt worden.  

Ich möchte zurückkommen auf die Frage des Abgeordneten Ritter zu § 33, zu dem die 
Kollegen der Feuerwehr auch schon berichtet haben. Um alle mitzunehmen: Worum 
geht es dabei? Im Wesentlichen geht es darum: Wie viele Personen kann eine Feuer-
wehr über tragbare Leitern oder über Kraftfahrtdrehleitern retten? Gibt es die Notwen-
digkeit, diesen Rettungsweg der Feuerwehr in der Personenzahl zu beschränken? Da 
nehme ich die Bedenken der Feuerwehr sehr ernst und unterstreiche auch das, was 
Herr Grabinger gesagt hat. Die Regelung, die wir jetzt bezogen auf Sonderbauten ha-
ben, führt, wenn man systematisch unsere Gebäude durcharbeitet und durchdenkt, ins 
Leere. Denn es gibt im Prinzip bei jedem Sonderbau eigentlich die Regelung, zwei 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 47 - APr 18/1188 

Ausschuss für Bauen, Wohnen und Digitalisierung 14.04.2026 
60. Sitzung (öffentlich) bar 
 
 
bauliche Rettungswege zu haben. Also kurz und knapp: Wir empfehlen, an dieser 
Stelle noch einmal nachzujustieren.  

Einen guten Vorschlag hat die Baukammer an dieser Stelle gemacht, indem sie auch 
ein Stück weit die Entscheidungslast von den Schultern der Feuerwehr genommen 
hat. Da ist nämlich im Prinzip der Gesetzesvorschlag wie folgt: Bei Regelgebäuden 
kann die Sicherstellung der Rettungswege als ausreichend bewertet werden. Das 
könnte man sich bitte vielleicht noch einmal anschauen.  

Ich komme auf § 47 zurück. Wir sind sehr nah bei den Vorschlägen der Feuerwehr. 
Wenn ich es richtig gesehen habe, deckt sich das sogar wortgleich mit der gemeinsa-
men Stellungnahme der Baukammern. Das heißt, hier sollte man noch einmal nach-
justieren. Ich möchte aber ergänzen: ausdrücklich mit der Möglichkeit, Abweichungen 
für den Einzelfall zu ermöglichen oder aufzuzeigen. Wir werden ja im Nachhinein das 
Thema „Denkmalschutz“ noch besprechen, und da brauchen wir es dann wieder. Un-
sere Anregung wäre also, die Stellungnahme der Baukammern zu Brandschutzstellen 
noch einmal durchzuschauen, ob dies vielleicht ein Formulierungsvorschlag auch für 
die Neufassung des Gesetzes ist.  

Vorsitzende Ellen Stock: Besteht der Wunsch nach einer dritten Fragerunde? – Das 
ist nicht der Fall. Dann unterbreche ich die Sitzung für eine kurze Pause bis 16:50 Uhr. 

(Unterbrechung von 16:35 Uhr bis 16:54 Uhr) 

b) Block II: Änderung des Denkmalschutzgesetzes und Änderung des 
Gesetzes über Immobilien- und Standortgemeinschaften 

Vorsitzende Ellen Stock: Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich eröffne die 
Sitzung wieder. Es geht jetzt um die Änderung des Denkmalschutzgesetzes und die 
Änderung des Gesetzes über Immobilien- und Standortgemeinschaften. Wir kommen 
zur ersten Fragerunde. 

Jochen Ritter (CDU): Ich würde meine erste Frage gerne an die Vertreter der Bun-
deswehr richten. Sie würdigen in Ihrer Stellungnahme den Denkmalschutz für militäri-
sche Anlagen, sehen aber das Denkmalschutzrecht in seiner aktuellen Ausprägung 
auch und gerade vor dem Hintergrund aktueller Entwicklungen in diesem Kontext als 
strukturelles Hemmnis – so ist der Begriff. Können Sie sowohl die Entwicklungen, auf 
die Sie sich beziehen, als auch die Notwendigkeit, in Anbetracht dessen das Denkmal-
schutzrecht zu ändern, etwas näher erläutern?  

Dann möchte ich Herrn Dr. Strauß ins Geschehen einbeziehen. § 38a des Gesetzent-
wurfs sieht von militärischen Anlagen abgesehen auch für Liegenschaften des Landes, 
zum Beispiel Hochschulen, Änderungen vor, wenn es um Verfahren im Denkmalschutz 
geht. Inwieweit halten Sie das prinzipiell, aber auch im Vergleich zu anderen Bundes-
ländern für vertretbar oder sogar geboten? 
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Sebastian Watermeier (SPD): In der ersten Runde hätte ich drei Fragen, die sich alle 
an die Deutsche Stiftung Denkmalschutz und die Vertreterin des LWL, Frau Dr. Peter-
nek, richten. 

Erste Frage. Die Rahmenrichtlinie Gesamtverteidigung wird als Begründung für die im 
Gesetzentwurf des Denkmalschutzgesetzes vorgenommenen Änderungen des beste-
henden Rechts angeführt. Inwieweit halten Sie diese Begründung im Gesetzentwurf 
für stichhaltig, und wo überzeugt Sie das nicht? Bitte erläutern Sie uns das. 

Zweite Frage: Welche konkreten Gefahren für die Bodendenkmalpflege entstehen 
durch den vorliegenden Gesetzentwurf? Nennen Sie bitte konkrete Beispiele. 

Dritte Frage: Halten Sie den vorliegenden Gesetzentwurf für mit der Landesverfassung 
vereinbar, was den Schutz unseres kulturellen Erbes angeht? Art. 18 der Landesver-
fassung ist da einschlägig. 

Hedwig Tarner (GRÜNE): Meine Fragen richten sich an die Stiftung Denkmalschutz, 
an die kommunalen Spitzenverbände, an Herrn Dr. Strauß und Frau Dr. Peternek.  

Erste Frage: Wo werden durch den Denkmalschutz in der Praxis Verfahren verlängert 
oder verteuert, und wie wirken die im Gesetzentwurf vorgeschlagenen Maßnahmen 
Ihrer Meinung nach in diesem Zusammenhang? 

Zweite Frage: Wie und wo ist der Bürokratieabbau aus Ihrer Sicht im Denkmalschutz 
förderlich, und wie kann er umgesetzt werden? 

Angela Freimuth (FDP): Auch ich habe drei Fragen, zwei davon richten sich in be-
sonderer Weise an das Bundesministerium der Verteidigung, Herrn Oberst Gruhn und 
Frau Bongers. Sie begrüßen in Ihrer Stellungnahme die geplanten Änderungen im 
Denkmalschutzgesetz für Liegenschaften von Bund und Land im Zusammenhang mit 
der Landes- und Bündnisverteidigung. Gleichzeitig führen Sie aus, dass eine Erweite-
rung der Regelungen auf den Ensembleschutz ebenfalls aus Ihrer Sicht geboten wäre. 
Für wie effektiv halten Sie die geplanten Änderungen beim Denkmalschutz, wenn der 
Ensembleschutz nicht angepasst würde? 

An einer anderen Stelle wird unter anderem kritisiert, dass durch die geplanten Ände-
rungen eine Art – in Anführungszeichen – Selbstermächtigung des Ministeriums im 
Zusammenhang mit den landes- und bundeseigenen Denkmälern entsteht. Hier wird 
das Risiko angeführt, dass der Denkmalschutz für Liegenschaften des Landes und des 
Bundes nahezu aufgehoben würde. An anderer Stelle wird ebenfalls davon ausgegan-
gen, dass Maßnahmen des Klimaschutzes bei solchen Bauvorhaben dann nur eine 
untergeordnete oder gar keine Rolle spielen würden. Hier würde mich interessieren, 
wie Sie diese beschriebenen Risiken oder Szenarien bewerten. 

Eine dritte Frage möchte ich ebenfalls an das Bundesministerium für Verteidigung und 
die Denkmalschützer richten. Es scheint vereinzelt Bedenken zu geben, ob die ange-
dachten Änderungen beim Denkmalschutz bei Liegenschaften des Landes und des 
Bundes zentralen Sicherheitsbedenken untergeordnet sind, ob dies überhaupt verfas-
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sungskonform ist. Hier würde mich auch eine Einschätzung zu dieser verfassungs-
rechtlichen Frage von Ihrer Seite interessieren. 

Carlo Clemens (AfD): Sehr geehrte Damen und Herren, meine ersten drei Fragen 
würde ich gerne an Frau Dr. Peternek vom LWL stellen.  

Sie kritisieren in Ihrer Stellungnahme die geplante Herabstufung der Fachämter der 
Landschaftsverbände vom Benehmen zur bloßen Anhörung und erinnern an die feh-
lende Evaluierung der letzten Novelle. Ich zitiere aus Ihrer Stellungnahme: 

„Weder damals noch heute fand eine auf empirischer Datenlage basierte 
Evaluierung statt, ob die Mitwirkungsverkürzung hier tatsächlich einen fest-
stellbaren Engpass im Verfahrensablauf zu beseitigen geeignet ist, […].“ 

Meine Frage lautet: Bestätigt das möglicherweise schon vor Jahren geäußerte Be-
fürchtungen, wonach unter dem Deckmantel der Beschleunigung lediglich unabhän-
gige fachliche Expertise geschwächt werden soll? 

Zweite Frage. Sie bewerten die erneut geplante Verkürzung der Anhörungsfrist der 
Deckmalfachämter der Landschaftsverbände hinsichtlich Zweckmäßigkeit und Verfas-
sungsrechtlichkeit als bedenklich, auch weil das Argument der Verfahrensbeschleuni-
gung empirisch nicht belegt bzw. evaluiert wurde. Inwiefern sehen Sie die verfassungs-
rechtliche Mitwirkungsverpflichtung der Landschaftsverbände als gefährdet an? Wie 
funktional ist das Instrument der Anhörung unter den mutmaßlich bald gegebenen Um-
ständen noch? 

Die letzte Frage in dieser Runde: Inwiefern wird durch die geplante Organzuständigkeit 
eines Direktors bzw. einer Direktorin eines Landschaftsverbandes bei Anhörungen im 
geplanten § 24 Abs. 2 in die Organkompetenz der Landschaftsverbände eingegriffen? 
Worin genau sehen Sie rechtlich wie auch innerhalb der praktischen Zuständigkeiten 
und innerhierarchischen Weisungsgebundenheiten möglicherweise aufkommende 
Schwierigkeiten?  

Vorsitzende Ellen Stock: Dann kommen wir zur ersten Beantwortungsrunde. 

Christina Stausberg (Städtetag Nordrhein-Westfalen): Wir sind als Städtetag Nord-
rhein-Westfalen nicht direkt mit einer Frage adressiert worden. Ich möchte aber unter-
streichen, dass wir natürlich für die unteren Denkmalbehörden bei den Städten stehen, 
die ja in erster Linie durch das Gesetz tangiert sind.  

Wir sprechen uns dafür aus, dass es eine differenzierte Betrachtung der Situation im 
Denkmalschutz und in der Denkmalpflege gibt, dass eben nicht alle Verfahren über 
einen Kamm geschoren werden, nicht alle unteren Denkmalbehörden gleichgestellt 
werden – wir haben, wie Sie wissen, 396 untere Denkmalbehörden in Nordrhein-West-
falen –, sondern wir hier differenzieren.  

In der Bodendenkmalpflege, wo eine hohe Fachlichkeit erforderlich ist, sprechen wir 
uns dafür aus, die Stadtarchäologien zu stärken. Die größeren Städte haben selbst 
eine hohe Kompetenz in der Bodendenkmalpflege. Die beschäftigen wissenschaftliche 
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Archäologinnen und Archäologen. Für diese ist es durchaus möglich, auch in der Bo-
dendenkmalpflege eigenständig vorzugehen. 

Für die kleineren unteren Denkmalbehörden ist das allerdings durchaus problema-
tisch. Wir haben uns zum Beispiel auch dafür ausgesprochen, dass das Benehmen 
beibehalten bleibt. 

Vielleicht das als kleine Vorbemerkung, als Perspektive auf die unteren Denkmalbe-
hörden, wie wir das einschätzen. Das würde ich Ihnen gerne mit auf den Weg geben. 

Dr. Steffen Skudelny (Deutsche Stiftung Denkmalschutz): Wir sind der Meinung, 
dass die Eingriffe, die hier vorgenommen werden, nicht sachbegründet sind. Das hat 
diverse Gründe. Es ist so, dass die Berücksichtigung von gravierenden Aspekten be-
reits in anderen Gesetzen gegeben ist, wenn es um die Verteidigung geht. Hier werden 
Veränderungen vorgenommen, die die Fachlichkeit und auch die ausgewogene Ent-
scheidungsfindung bei den beteiligten Behörden aus unserer Sicht unterwandern. Das 
lehnen wir insofern an dieser Stelle ab.  

MR’in Stefanie Bongers (Bundesministerium der Verteidigung): Infolge des völ-
kerrechtswidrigen Angriffs Russlands auf die Ukraine haben wir spätestens 2022 mit 
einer grundlegenden Überarbeitung unserer Sicherheitsarchitektur begonnen. Europa 
steht im Schatten eines Krieges, wie wir ihn, glaube ich, alle vor Jahren uns noch nicht 
haben vorstellen können. Die Nachrichten zeigen: Es geht weit über die Grenzen Eu-
ropas hinaus, mit vielen Krisen und Kriegen, in einer neuen Intensität. 

Wir sind der Auffassung, dass wir diesem Ansinnen in Zukunft nur mit einer glaubhaf-
ten Abschreckung werden begegnen können. Das bedeutet für uns, dass die Bundes-
wehr aufwachsen wird – in Zahlen: auf rund 460.000 Soldatinnen und Soldaten. Dazu 
kommen Zivilpersonal der Wehrverwaltung und Material, anders als früher. Wir nennen 
das „Vollausstattung“, also für alle.  

Dieser Aufwuchs bedeutet ein erhebliches Mehr an Infrastruktur. Das betrifft insbeson-
dere Nordrhein-Westfalen als das bevölkerungsreichste und am dichtesten besiedelte 
Land mit einer sehr relevanten strategischen Lage im Zentrum Europas.  

Es ist außerdem das Bundesland mit dem höchsten Bewerbendenaufkommen. Wir 
haben uns zum Ziel gesetzt, ab spätestens 2029 jährlich 40.000 Soldatinnen und Sol-
daten zusätzlich aufnehmen zu können. Das bedeutet, wir werden bereits in diesem 
Jahr im zweiten Halbjahr beginnen, containerbasiert Unterkünfte und Funktionsge-
bäude hinzustellen. Ab 2027 sind in Nordrhein-Westfalen weitere rund 8.500 Unter-
kunftsplätze fertig.  

Natürlich gucken wir in erster Linie auf unsere Bestandsliegenschaften, weil auch wir 
uns dazu verpflichtet haben, ressourcenschonend mit unseren Flächen in Deutschland 
umzugehen, und das ist gerade in Nordrhein-Westfalen ein Problem.  

Hier kommen wir zum Denkmalschutz. Rund 10 bis 15 % unserer Liegenschaften – 
das ist in Nordrhein-Westfalen vergleichbar – sind von Denkmalschutzfragen betroffen, 
was Baudenkmäler und Ensembleschutz betrifft. In der Praxis ist es so: Es gibt keinerlei 
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Privilegien für Verteidigungsangelegenheiten, anders als im Bauplanungsrecht, an-
ders als in vielen Landesbauordnungen und auch so, wie es hier in der Novellierung 
vorgesehen ist.  

Verteidigung hat Verfassungsrang. Wir sind der Auffassung, dass es möglich sein 
muss, dass die Baudenkmäler, die wir haben, die nicht für Museen genutzt werden, 
sondern weiterhin aktive militärische Liegenschaften in einem geschlossenen militäri-
schen Sicherheitsbereich sind, also der Öffentlichkeit nicht zugänglich sind, auch wei-
terhin für die Bundeswehr nach den aktuellen Anforderungen genutzt werden. Wir ha-
ben zunehmend leere Gebäude, die unter Denkmalschutz stehen, die wir nicht mehr 
unseren aktuellen Bedürfnissen anpassen können, und die stehen rum. Wir können 
sie nicht anderweitig nutzen, weil sie in einem militärischen Sicherheitsbereich sind. 
Und darum geht es hier. Eine der Fragen war: Wäre die Regelung genauso effektiv, 
wenn nur Gebäudedenkmäler betrachtet werden? Nein. Wir brauchen auch Freiheiten, 
was Gebäudeensembles angeht.  

Die Bauverwaltung in Nordrhein-Westfalen, die ja die überwiegenden Maßnahmen für 
uns realisiert, hat ausgerechnet, dass rund 50 % der Planungszeit auf Abstimmungen 
zum Thema „Denkmalschutz“ entfallen. Genau diese Zeit haben wir nicht mehr. Es 
geht darum, dass sich die Verfahren in der Praxis dadurch zu einem strukturellen 
Hemmnis entwickelt haben, dass wir immer wiederkehrende Prüfschleifen haben und 
unheimlich viele Abstimmungserfordernisse. Ein lächerliches Beispiel betrifft die 
1.000-Mann-Kaserne auf der Hardthöhe in Bonn, dem ersten Dienstsitz des Bundes-
ministeriums der Verteidigung. Wir haben über ein Jahr gebraucht, bevor wir Fahrrad-
unterstände, also Schutz für Fahrräder, realisieren konnten.  

Wir haben aber auch Gebäude, die wir überhaupt keiner Nutzung mehr zuführen kön-
nen, weil sie zum Beispiel nicht mehr den aktuellen Fahrzeugen hinsichtlich der Höhen 
entsprechen und wir sie nicht anpassen können. Dieses können wir uns in der heutigen 
Zeit nicht mehr leisten.  

Natürlich werden wir im Rahmen des Aufwuchses der Bundeswehr auch neue Liegen-
schaften betrachten, die im Regelfall ehemalige militärische Liegenschaften waren und 
damit natürlich möglicherweise auch einem gewissen Schutz unterliegen. Aber wir 
müssen in der Lage sein, diese so herzurichten, dass wir künftig und spätestens ab 2029 
wieder verteidigungsfähig sein können und das Personal und das Material aufnehmen 
können. Das ist sehr real, denn die Beschaffungsmaßnahmen sind eingeleitet.  

Oberst Stefan Gruhn (Bundesministerium der Verteidigung): Ich möchte ein paar 
Beispiele ergänzen. Bei der Waldkaserne in Hilden haben wir Gebäude, die unter 
Denkmalschutz stehen, und auch der Ensembleschutz besteht bei dieser Liegen-
schaft. Wir können gewisse Baumaßnahmen, die mittlerweile Standard bei neuen Lie-
genschaften sind, dort nicht mehr umsetzen. Wir haben dort Ausbildungseinrichtun-
gen, für die wir keine adäquaten Hörsäle entstehen lassen können. Wir haben mittler-
weile den sogenannten modernen Unterkunftsstandard: Hotelstandard, Einzelunter-
bringung. Das können wir dort nicht umsetzen, weil uns der Denkmalschutz Auflagen 
macht, was das Verrücken von Wänden betrifft, also die Innenkonstruktion. Die können 
wir nicht mehr klassisch umsetzen. Wir haben Instandsetzungshallen, die den modernen 
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Fahrzeugen überhaupt nicht mehr entsprechen. Die müssen draußen gewartet wer-
den. Somit sind auch die Arbeitsbedingungen nicht mehr entsprechend.  

Darüber hinaus haben wir zum Beispiel bei der Technischen Schule in Aachen den 
Ensembleschutz. Dort wollen wir Truppenküchen bauen. Diese Truppenküchen kön-
nen oder dürfen nicht gebaut werden bzw. die Abstimmungsbedarfe sind so umfang-
reich – den Behörden müssen erst viele Vorschläge vorgelegt werden –, dass wir mas-
siv Zeit verlieren.  

Was die energetische Sanierung betrifft, kann ich auch ein Beispiel nennen. Natürlich 
müssen wir die gesetzlichen Auflagen berücksichtigen und wollen das auch. Aber der 
Denkmalschutz zum Beispiel in Aachen in den Unterkunftsgebäuden gibt uns vor, dass 
wir entsprechende energetische Sanierungen in den Innenräumen durchführen müs-
sen. Das kommt noch dazu. Das heißt, die Innenräume – so schon klein und unverän-
derbar durch den Denkmalschutz – werden noch mal kleiner, weil wir eine Innendäm-
mung durchführen müssen. Summa summarum: In letzter Konsequenz können wir 
keine bedarfsgerechte Infrastruktur bereitstellen – in vergleichender Betrachtung zu 
Neubauten. Demzufolge begrüßen wir es, dass der Denkmalschutz und der erweiterte 
Ensembleschutz in der Gesetzgebung der Novellierung angepasst werden.  

Dr. Stephan Strauß (Strauß | Fischer Historische Bauwerke): Ich würde gerne an 
meine Vorredner Oberst Gruhn und Frau Bongers anknüpfen, weil ich glaube, dass 
dort in gewissem Umfang ein Missverständnis vorliegt, das sich auch durch einige 
Stellungnahmen zieht. Denn ich lese den § 38a nicht so, dass der Denkmalschutz für 
Liegenschaften des Bundes und des Landes nicht mehr gelten würde, sondern ich lese 
ihn so, dass die Verfahrenswege gestrafft werden. Denn dort ist relativ eindeutig be-
nannt, dass die Bezirksregierung, die ja auch jetzt schon im Regelfall als obere Denk-
malbehörde tätig ist, hier für diese Liegenschaften in Denkmalfragen zu konsultieren 
ist. Das heißt, die denkmalfachlichen Grundlagen werden natürlich auch durch den 
neuen § 38a gewahrt.  

Es ändert sich, dass die Anhörung – früher hieß es immer „Benehmensherstellung“, 
die sich aber aus meiner Sicht in der Handhabung nur unwesentlich geändert hat – 
hier entfällt. Was ist damit aus meiner Sicht verbunden? Wir haben mit der Bezirksre-
gierung unstreitig denkmalfachlich qualifizierte Personen, die in der Qualifikation sicher 
denen des Fachamtes ähnlich sind. Frau Stefens stimme ich zu, dass das bei den 
unteren Denkmalbehörden gerade im ländlichen Raum nicht überall gegeben ist; da 
ist vielleicht noch Luft nach oben. Aber auch in den größeren Städten sind die Denk-
malpersonen hochqualifiziert und durchaus in der Lage, entsprechend zu entscheiden. 
Das ist etwas, was wir in Niedersachsen sehr gut erleben, denn dort gibt es diese Art 
der Anhörung mit den Fachämtern nicht. Was wir natürlich in Niedersachsen sehen, 
ist, dass die Fachämter, das Landesamt und die verschiedenen Dienststellen dort 
selbstverständlich in Denkmalentscheidungen eingebunden werden, die über einer ge-
wissen Erheblichkeitsschwelle liegen. Eine solche Erheblichkeitsschwelle gibt es hier 
in Nordrhein-Westfalen nicht, sodass quasi bei jeder kleinen Entscheidung das Fach-
amt einzubinden ist.  
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Nun ist bei entsprechenden Bauvorhaben, für die das Land oder der Bund angefragt 
sind und die Bezirksregierung die entsprechende Denkmalqualifikation beibringt und 
die entsprechenden Denkmalfragen wägt, bei einer Anhörung und einem Dissens, wie 
er ja manchmal vorkommen soll, im Endeffekt wiederum die oberste Denkmalbehörde 
der Schiedsrichter. Diese wird natürlich naturgemäß so entscheiden, wie es dem Bau-
vorhaben entsprechend ist und wie sich auch die obere Denkmalbehörde positioniert 
hat.  

Insofern kann man diesen Verfahrensweg, denke ich, abkürzen, ohne dass es zu ent-
sprechenden Verkürzungen in der Sache kommt. Das ist natürlich auch eine gewisse 
Form des Bürokratieabbaus. Denn dass solche Verfahrens- und Abstimmungswege 
Zeit brauchen, ist unstrittig. Die Abstimmungen im Vorfeld, die insbesondere zwischen 
den verschiedenen Ebenen der Denkmalbehörden im Fachamt generell stattfinden, 
werden dadurch auch nicht ausgeschlossen.  

Dr. Sandra Peternek (LWL-Archäologie für Westfalen): Zur Rahmenrichtlinie zur 
Gesamtverteidigung: Uns als Bodendenkmalpfleger – ich bin hier für die Archäolo-
gen – sind die Gebäude erst einmal relativ egal. Nicht egal ist uns, dass die Panzer 
wieder rollen müssen auf guten Straßen. Wenn diese nämlich aus der Planfeststellung 
laufen, sind wir raus.  

Wir kennen 4.700 deklaratorisch eingetragene Bodendenkmäler. Wir als Denkmal-
fachamt kennen aber 57.000 Fundstellen, die nicht näher qualifiziert sind. Diese Stra-
ßen bauen sich schön da durch. Also: Natürlich haben wir ein Problem, und das ist ein 
Deckmantel.  

Welche Gefahren gibt es nicht? Man hat ja eben schon über das Benehmen geredet. 
Für uns als Archäologen ist es eine Vollkatastrophe, wenn wir nicht mehr die Beneh-
mensherstellung haben. Wir führen die Denkmalliste seit 2022. Die unteren Denkmal-
behörden, die nicht fachbesetzt sind, haben gar keine Ahnung, was die für Denkmäler 
in ihren Bereichen haben. Wenn Sie sich die Stellungnahmen angucken, sind das 
meine Kommunen aus meinem Regierungsbezirk, die wirklich zufrieden sind mit un-
serer Leistung, mit unserem Service, den wir bieten: beraten, Vorhabenträger entspre-
chend beraten, Bauvorhaben ermöglichen – günstig ermöglichen –; das heißt: Denk-
mäler auch zu erhalten und nicht zu zerstören und Abläufe zu optimieren. 

Ich komme zur Fristverkürzung. Wir stehen mittlerweile bundespolitisch unter hohem 
Druck; die ganzen BImSchG-Verfahren. Unsere Stellungnahmen haben sich verdrei-
facht in zwei Jahren. Allein die Außenstelle Münster hat 3.600 Stellungnahmen her-
ausgegeben – mit gleichbleibendem Personal. Und jetzt wollen Sie uns hier noch kast-
rieren. Das geht überhaupt nicht. Die Evaluierung, die nie stattgefunden hat, ist ein 
absoluter Witz. Natürlich wollen die uns beschneiden.  

Dass der Landesdirektor meine Stellungnahmen rausgeben soll, ist doch keine Ver-
fahrenserleichterung. Mein Chef kennt sich mit Finanzen aus. Dem muss ich ja erst 
mal erklären, was ein bronzezeitlicher Friedhof ist. Das macht die Sache doch nicht 
leichter. Da kann doch überhaupt keine Rede von Bürokratieabbau sein.  
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Erst, wenn wir frühzeitig im Verfahren sind, zusammen mit den Denkmalbehörden im 
Konsens gehen, einen guten Kompromiss finden, sind wir in der Lage, Bauvorhaben 
umzusetzen, optimal kostengünstig. Alles andere würde dazu führen, dass sich die 
kleineren Denkmalbehörden unter Druck setzen lassen und Bauvorhaben durchwinken, 
weil die uns nur noch anhören müssen, am besten zu unserer eigenen Stellungnahme. 
Was für ein Witz! Da wird das umgesetzt, wird gemeldet, wir müssen stilllegen, und es 
entstehen Kosten ohne Ende.  

Ich will hier nur warnen: Wir verlängern nichts, wir verteuern nichts, wir kämpfen für 
unser Kulturgut. Das will ich hier mal sagen. Nur weil ich Respekt vor diesem Gebäude 
habe, erwähne ich das Wort nicht, was für eine Idee das ist. Es ist keine gute. 

Vorsitzende Ellen Stock: Wir sind damit schon am Ende der ersten Antwortrunde und 
kommen zur zweiten Fragerunde.  

Jochen Ritter (CDU): Nach diesem engagierten Vortrag möchte ich gerne Herrn 
Dr. Strauß, der daneben sitzt, fragen: Teilen Sie die Bedenken jedenfalls in der Aus-
prägung, auch die Mitwirkungsformen – Benehmen versus Anhörung – sowie die Ver-
kürzung der Fristen betreffend? Sehen Sie das als einen vergleichbar herben Ein-
schnitt an wie Ihre Sitznachbarin?  

Ich habe noch eine zweite Frage an Sie. Das Ministerium wird zukünftig, wenn es nach 
dem Entwurf geht, die Kompetenz erhalten, Verfahren an sich zu ziehen. Erwarten Sie, 
dass dies in einer Vielzahl der Fälle geschieht oder dass das im Zweifel die Ausnahme 
bleibt? Wenn das passiert – das hatten Sie eben schon einmal angedeutet –: Erwarten 
Sie, dass es dort auch mit der nötigen Sachkompetenz behandelt wird? 

Sebastian Watermeier (SPD): Zunächst frage ich Herrn Dr. Skudelny und Frau 
Dr. Peternek. Es wird immer wieder aufgeworfen, dass ein Widerspruch zwischen dem 
vorliegenden Gesetzentwurf und der Haager Konvention bestehe, was den Schutz von 
Kulturgütern in Kriegszeiten angeht. Können Sie dazu noch etwas ausführen?  

Frau Dr. Peternek, Kritiker haben erklärt, dass der Gesetzentwurf teilweise autoritaris-
tische Züge trage, weil er Beteiligungsprozesse und gemeinsames Wirken für den 
Denkmalschutz streiche. Es wird eine Tendenz der Entdemokratisierung der Denkmal-
pflege gesehen. Wie beurteilen Sie diese Kritik, und teilen Sie sie? 

Hedwig Tarner (GRÜNE): Meines Erachtens waren die Antwort von Frau Dr. Peternek 
und Herrn Dr. Strauß so widersprüchlich, dass ich noch einmal nachhaken möchte, wo 
im Verfahren dieser große Unterschied entsteht. Die einen sagen, durch den Denk-
malschutz entstehe keine Verzögerung, und die anderen sagen, es komme bis zu ein 
Jahr Verzögerung zustande. Ich möchte Sie beide bitten, darauf noch einmal zu ant-
worten.  

Herr Skudelny und Frau Dr. Peternek, Sie fordern eine Evaluation des jetzt wieder ins 
Verfahren gehenden Denkmalschutzgesetzes. Wann ist Ihrer Auffassung nach der 
richtige Zeitpunkt für eine solche Evaluation?  
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Eigentlich von allen wird der Aspekt der Stärkung des Denkmalrates positiv dargestellt. 
Was versprechen Sie sich von einem funktionierenden Denkmalrat?  

Angela Freimuth (FDP): Ich weiß nicht, ob ich es gerade nicht gehört habe oder ob 
es aus der ersten Runde übrig geblieben ist: Ich wäre dankbar, wenn sich die Vertreter 
des Bundesministeriums für Verteidigung und die Denkmalschützer noch einmal zu 
der Frage der verfassungsrechtlichen Bedenken, die in diesem Zusammenhang be-
züglich der Güterabwägung diskutiert werden, äußern würden.  

Carlo Clemens (AfD): Ich richte meine erste Frage an die Deutsche Stiftung Denk-
malschutz und an die Vertreter der Kommunen. Sie weisen in Ihren Stellungnahmen 
mit unterschiedlicher Vehemenz darauf hin, dass mit dem vorliegenden Gesetzentwurf 
durch eine Privilegierung von Landes- und Bundesbauten das verfassungsrechtliche 
Gleichbehandlungsgebot missachtet werde. Die Deutsche Stiftung Denkmalschutz 
schlussfolgert sogar, dass die Nutzungsmöglichkeiten im Krisenfall nur ein Vorwand 
seien, da bei Kliniken, Hochschulgebäuden oder Gebäuden von Studierendenwerken 
in privater oder zumindest nicht in landes- oder bundesöffentlicher Hand abweichen-
des Recht gelten würde.  

Meine Frage ist eher allgemeiner Natur: Welche konkreten Gefahren für Denkmäler in 
Landes- und Bundeshand sehen Sie? Welche konkreten Auswirkungen befürchten Sie 
vor allem für die Akzeptanz des Denkmalschutzes beim privaten Bürger anhand dieser 
vorgesehenen Ungleichbehandlung?  

Meine zweite Frage stelle ich den Vertretern der Architektenkammer. Sie sehen die in 
§ 23 geplante Verlagerung der Entscheidungshoheit bei den Denkmallisten auf die 
Direktoren der Landschaftsverbände kritisch, da diese primär administrative und keine 
qualifiziert-fachlichen Aufgaben und Zuständigkeiten hätten. Inwiefern könnten die ge-
planten Änderungen bei komplexen Baudenkmälern oder Bodendenkmälern zu prak-
tischen Schwierigkeiten führen, und welche möglichen Konsequenzen hätte dies?  

Meine dritte Frage stelle ich den Vertretern des Bundesverteidigungsministeriums. Sie 
beklagen in Ihrer Stellungnahme – und haben dies gerade auch in Ihren Wortbeiträgen 
getan –, dass denkmalschutzrechtliche Erlaubnisverfahren in der Praxis häufig sogar 
mehrere Jahre dauern. Liegt die Ursache für diese hohe Verfahrensdauer möglicher-
weise eher im behördlichen Personalmangel als in den Regelungen des Denkmal-
schutzgesetzes bzw. den Zuständigkeiten bei der Denkmalpflege? Ist da nicht eher 
der Hemmschuh?  

Christina Stausberg (Städtetag Nordrhein-Westfalen): Wir können nachvollziehen, 
dass man den globalen Krisen, Kriegen und Entwicklungen ein Stück weit Rechnung 
tragen will. Wir finden allerdings, dass die jetzt vorgesehenen Regelungen im Denk-
malschutzgesetz über das Ziel hinausschießen. Wir können vor allen Dingen nicht 
nachvollziehen, dass auch Hochschulen, Universitätskliniken und Studierendenwerke 
in die Regelungen für sonstige Liegenschaften des Bundes und des Landes einbezo-
gen werden. Damit sind auch Universitätsliegenschaften wie die Schlösser in Münster 
und an anderen Orten gemeint. Ich möchte daran erinnern, welch ein Schatz die 
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denkmalgeschützten Bauten hier in Nordrhein-Westfalen sind, die von vielen Bürge-
rinnen und Bürgern mitgetragen werden und auch einen Beitrag zum Gemeinwesen 
leisten. Das sollte man nicht vorschnell über Bord werfen.  

Auch das Kenntnisgabeverfahren finden wir problematisch. Wir meinen, es sollte da-
rauf geachtet werden, dass es im Vorfeld eine gute Behördenabstimmung gibt. Wir 
sind auch dagegen, dass es eine Erlaubnisfreistellung für nicht planfeststellungspflich-
tige Verfahren geben soll, damit nicht über das Ziel hinausgeschossen wird.  

Wir sehen außerdem das essenzielle Problem, dass eine Privilegierung von Bauten 
im Eigentum von Bund und Land erfolgt, die nicht nachzuvollziehen ist. Alle anderen 
Eigentümerinnen und Eigentümer – Private, Kommunen, Kirchen – profitieren nicht 
von einer Sonderregelung des Denkmalschutzgesetzes, sondern diese gilt ausschließ-
lich für Land und Bund. Das führt zu Nachfragen und Problematiken, die sich auch bei 
den unteren Denkmalbehörden stellen werden, die in Erklärungsnöte kommen werden. 
Wie erklärt man das denn den Menschen, die nachfragen, wie es zu einer solchen 
Ungleichbehandlung kommt? Das darf es unserer Meinung nach eigentlich nicht geben.  

Simon Adenauer (Architektenkammer Nordrhein-Westfalen): Vielen Dank, dass 
wir als Architektenkammer und IK-Bau NRW gemeinsam auch zu diesem Gesetzge-
bungsverfahren Stellung beziehen konnten. Es wurde die Frage gestellt, inwieweit eine 
Qualifizierung für die Beurteilung der Denkmalschutzangelegenheiten notwendig ist. 
Wir glauben, dass es dieser sehr bedarf. Es geht nicht nur um kleine, vereinzelte Denk-
mäler, sondern es geht auch um Landschaft, es geht um Baukultur, es geht um städ-
tebauliche Situationen. Die Kollegin hat es vorhin gesagt: Die Direktoren sind diesbe-
züglich fachlich nicht qualifiziert.  

Wir glauben, dass es bei einer Benehmensherstellung mit fachlich qualifizierten Per-
sonen bleiben müsste, die eben nicht in jeder unteren Bauaufsichtsbehörde vorhanden 
sind, sondern beispielsweise durch die Landschaftsverbände gewährleistet werden 
müssten. Wir können nachvollziehen, dass es Anliegen der Bündnisverteidigung gibt, 
aber § 38a geht deutlich darüber hinaus. Da könnten sogar Verwaltungsgebäude, 
Krankenhäuser, Bundespolizeien, Hochschulen in Trägerschaft des Landes betroffen 
sein. Wir sprechen nicht nur über die Kasernen, die man von außen vielleicht gar nicht 
einsehen kann – da kann man vielleicht überlegen, ob man das gesondert bewertet –, 
sondern es geht um Gebäude, die gegebenenfalls im Außenbereich stehen und auch 
städtebauliche Relevanz haben. Das darf man nicht außer Acht lassen.  

Vor diesem Hintergrund ist eine Fachexpertise im städtebaulichen, landschaftsarchi-
tektonischen, denkmalpflegerischen Bereich erforderlich. Insofern können wir eben-
falls nicht nachvollziehen, dass hier die Verantwortung auf die Direktorinnen und Di-
rektoren der Landschaftsverbände verlagert werden soll.  

Dr. Steffen Skudelny (Deutsche Stiftung Denkmalschutz): Ich möchte zunächst 
zum Thema „Haager Konvention“ Stellung nehmen. Demnach ist es den Ländern an-
geraten, sich um den Schutz ihrer Kulturgüter im Krisenfalle zu kümmern. So ist das 
gemeint. Das war auch mal im Denkmalschutzgesetz enthalten, und zwar bis 2022 in 
§ 39. Der ist gestrichen worden. Jetzt geht es in diesem Gesetz ganz sicher nicht um 
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den Schutz von Kulturgütern. Insofern ist dieser Aspekt leider nicht mehr enthalten, 
und wir würden uns wünschen, dass er wieder nachgetragen wird.  

Zur Evaluation: Der richtige Zeitpunkt für eine Evaluation wäre, bevor man neuerlich 
Änderungen am Denkmalschutzgesetz durchführt. Das wäre auch die ideale Gelegen-
heit, um sachfremde und nicht bewährte Veränderungen der letzten Novelle des Denk-
malschutzgesetzes zurückzunehmen. Es sind Fachlichkeit, Unabhängigkeit und Ex-
pertise deutlich zurückgenommen worden, indem die Denkmalfachbehörden stark ge-
schwächt und die kommunalen Denkmalbehörden mit Aufgaben überfrachtet wurden, 
die sie in der Praxis nicht gut erfüllen können. Ich kann das sagen, weil wir jedes Jahr 
600 Förderprojekte begleiten – einen erheblichen Anteil davon in Nordrhein-Westfa-
len –, und wir sehen, dass wir auf die Unterstützung und die Denkmalfachlichkeit für 
ein zielgerichtetes, nachhaltiges, kosteneffizientes Bauen absolut angewiesen sind.  

Welche Chancen bietet ein Denkmalrat? Eine Beteiligung von unabhängigen Fachleu-
ten bei der Beurteilung von denkmalpflegerischen Sachverhalten unterstützen wir ab-
solut. Es ist sehr schön, dass diese Regelung nun verbindlich umgesetzt werden soll.  

Es ging dann noch um die verfassungsrechtlichen Bedenken. Das überschneidet sich 
zum Teil mit weiteren Fragestellungen. Wir vertreten sehr stark eine bürgerschaftlich 
getragene Denkmalpflege. Es ist überhaupt nicht erklärlich, warum ein Bundesland 
und der Bund mit ihren Gebäuden andere Regelungen für sich in Anspruch nehmen, 
die offenbar auch weniger unabhängige Einflussnahme ermöglichen, als dies für Pri-
vatleute der Fall sein soll. Es wurde schon gesagt und ich betone es: Das gilt insbe-
sondere auch für die Bauten der Hochschulen des Landes-Nordrhein-Westfalen; die 
Universitätskliniken und die Studierendenwerke. Das kann man unserer Meinung nach 
außen hin nicht erklären. Es ist auch nicht sachgerecht, weil eine Unterstützung der 
zuständigen Behörden durchaus sehr wünschenswert wäre.  

Es klang vorhin noch etwas an, was ich infrage stellen möchte. Die sinnvolle Weiternut-
zung und der gute Umgang mit Bestandsgebäuden – egal, für welche Zwecke – ist ein 
absolutes Ziel der Denkmalpflege. Die Denkmalpflege steht hier nicht im Wege, son-
dern sie möchte die Denkmalsubstanz genutzt in die Zukunft tragen. Darum bemühen 
sich alle beteiligten Parteien. Es gibt immer wieder mal Fälle, bei denen es Auseinan-
dersetzungen und Schwierigkeiten gibt, aber wir sehen sehr gute Chancen gerade für 
die früher militärisch genutzten Anlagen, von denen übrigens, um mal die Handlungs-
breite zu benennen, nur sehr, sehr wenige noch nicht für andere Zwecke umgenutzt 
sind. Wir sehen gute Chancen, dass man hier verdichtet, umnutzt und durch Ergän-
zungsbauten funktionale Möglichkeiten schafft.  

Eine Frage war noch, wie es dann vielleicht mit der öffentlichen Akzeptanz wäre. Ich 
habe es schon angedeutet: Ich glaube, die öffentliche Akzeptanz für Ungleichbehand-
lung ist gering, und das kann man auch sehr gut nachvollziehen.  

MR’in Stefanie Bongers (Bundesministerium der Verteidigung): Das Denkmal-
schutzrecht ist in einer Friedensnormalität entwickelt worden und enthält keinerlei Be-
sonderheit für die militärische Verteidigung bzw. für die Gesamtverteidigung der Bun-
desrepublik Deutschland. Nicht umsonst gibt es im Bauplanungsrecht in den meisten 
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Fachgesetzen Ausnahmetatbestände bzw. Privilegierungstatbestände für militärische 
Belange, nur im Denkmalschutzrecht ist das nicht so.  

Wir führen diese Diskussion zurzeit mit vielen Bundesländern. Ich kann nicht sagen, 
ob es mit der Landesverfassung Nordrhein-Westfalen im Einklang steht oder nicht, ich 
kann nur sagen, dass die Gespräche, die wir mit den übrigen Bundesländern führen – 
damit meine ich nicht nur Bayern, wo es schon in einem Gesetz umgesetzt wurde, 
sondern auch Berlin, Rheinland-Pfalz, Hessen, Hamburg –, gezeigt haben, dass dort 
durchaus die Notwendigkeit gesehen wurde, dass wir auf die veränderten sicherheits-
politischen Rahmenbedingungen entsprechend reagieren können.  

Ich möchte betonen: Es geht nicht darum, den Denkmalschutz für Vorhaben oder für 
bauliche Anlagen der Bundeswehr – vielleicht auch der Gaststreitkräfte – auszuhebeln 
und nicht mehr zu berücksichtigen. Ich glaube, es kann niemand der Bundeswehr vor-
werfen, dass sie sich ihrer Geschichte nicht tagtäglich bewusst wäre. Wir wollen, dass 
wir die aktiven militärischen Liegenschaften auch weiterhin als solche nutzen können. 
Diesbezüglich behindert uns zum Beispiel der Gebäudeensembleschutz, wenn es 
heißt, wir dürften Freiflächen nicht bebauen, weil dadurch die Sichtachse von einer 
Bundesstraße zu einem denkmalgeschützten Gebäude gestört wird.  

Oberst Stefan Gruhn (Bundesministerium der Verteidigung): Ich möchte auf die 
Frage der AfD-Fraktion nach der Verfahrensdauer eingehen. Es geht ja nicht aus-
schließlich um den Ablauf, wenn wir ein denkmalgeschütztes Bauwerk umsetzen.  

Wir haben durch die Bauverwaltung einmal berechnen lassen, was uns der Denkmal-
schutz kostet. Wir haben dadurch 30 bis 40 % zeitlichen Mehraufwand in der Planungs-
phase. Wir müssen der Denkmalschutzbehörde teilweise mehrere Varianten vorlegen, 
teilweise bis zur Leistungsphase 3. Das ist die Entwurfsplanung. Erst dann wird durch 
die Denkmalschutzbehörde eine Entscheidung getroffen. Die Entscheidung kann auch 
schlechterweise so ausfallen, dass wir nochmals etwas vorlegen müssen, sodass der 
ganze Planungsprozess von vorne beginnt. Das kostet einfach Zeit. Diese Zeit können 
wir uns wirklich nicht leisten. Der Faktor „Zeit“ ist das Entscheidende. Wenn es schnel-
ler ginge, wäre es akzeptabel.  

Darüber hinaus wurde angesprochen, ob wir das Verfahren durch mehr Personal ver-
kürzen könnten. Ich weiß nicht, ob das in Zeiten des Fachkräftemangels funktioniert. 
Wenn das Verfahren nicht angepasst wird, ergibt es auch keinen Sinn, einfach mehr 
Personal einzustellen, wenn dieses Verfahren im schlechtesten Fall trotzdem ein Jahr 
dauert oder wir teilweise mit der Planung von vorne beginnen müssen. Das ist eine 
Möglichkeit, aber für mich nicht die beste Lösung. Die Verfahren müssen an die aktu-
elle Zeit angepasst werden.  

Ich betone noch einmal, dass wir über Gebäude innerhalb von militärischen Liegen-
schaften sprechen. Wir wollen diese Gebäude definitiv weiternutzen und nicht verfallen 
lassen.  

Dr. Stephan Strauß (Strauß | Fischer Historische Bauwerke): Der Denkmalschutz 
ist ebenso ein Belang wie Brandschutz, Schallschutz und andere Dinge. Manchmal 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 59 - APr 18/1188 

Ausschuss für Bauen, Wohnen und Digitalisierung 14.04.2026 
60. Sitzung (öffentlich) exn 
 
 
liegt es nicht unbedingt an den Behörden, wenn Prozesse lange dauern, sondern 
manchmal liegt es auch daran, dass eine Planung einfach nicht denkmalgerecht ist. 
Dann ist es auch relativ egal, inwieweit eine obere Denkmalbehörde, eine untere Denk-
malbehörde, ein Fachamt oder alle miteinander teilnehmen.  

Ich meine aber, dass insbesondere für den in § 38a skizzierten Fall eine Straffung 
durchaus sinnvoll wäre. Die Anhörung produziert gerade in der Art und Weise, wie sie 
seit der Novelle, mit der sie eingeführt worden ist, gehandhabt wurde, erhebliche Auf-
wände sowohl bei den Denkmalfachämtern als auch bei den unteren Denkmalbehörden.  

Unser Blickwinkel als Büro ist, dass wir quasi an allen Tischen sitzen und für die ver-
schiedenen Akteure, die im Denkmalbereich aktiv sind – Investoren, Kommunen etc. –, 
auf ganz verschiedenen Ebenen tätig sind: Unterschutzstellungsgutachten, Denkmal-
pflegepläne, Bauen im Bestand. Dadurch haben wir immer wieder wechselnde Per-
spektiven, und deshalb unterscheidet sich vielleicht meine Stellungnahme von derje-
nigen meiner Nachbarin, Frau Dr. Peternek, die natürlich sehr stark die Belange des 
Fachamtes sieht.  

In den Stellungnahmen der Fachämter scheinen Sorgen auf, dass ihre Mitwirkung ent-
wertet würde und die anderen Akteure – die Denkmalbehörden, die hauptsächlich zu-
ständig sind und sozusagen durch die Denkmalfachämter beraten werden – ihrer Rolle 
nicht gerecht werden. Das ist nicht meine Beobachtung. Wir haben auch an Bauvor-
haben des Landes teilgenommen, die wesentlich durch die Bezirksregierung betreut 
wurden. Das fachliche Niveau ist dort ebenfalls gegeben. Ich denke, dass der fachliche 
Austausch, der auf den verschiedenen Ebenen stattfindet, auch durch § 38a nicht un-
terbunden wird. Insofern glaube ich, dass das formelle Anhörungsverfahren zusätzli-
che Aufwände erzeugt.  

Ich meine, dass die Möglichkeit, die in § 21 Abs. 4 der Novelle eröffnet wird, dass 
nämlich für diese spezifischen Aufgaben auch untere Denkmalbehörden eingebunden 
werden könnten, durchaus einen gewissen Charme hat. Denn bei den Bauvorhaben, 
an denen wir teilgenommen haben und die durch die Bezirksregierung betreut wurden, 
habe ich durchaus wahrgenommen, dass in den meist größeren Städten die unteren 
Denkmalbehörden gerne hauptsächlich den Denkmalschutz vertreten und die Denk-
malpflege gesteuert hätten. Insofern ist es je nach Ressourcen durchaus eine Option, 
die unteren Denkmalbehörden, die gerade in großen Städten auch über große Quali-
fikationen und Ressourcen verfügen, entsprechend einzubinden.  

Dr. Sandra Peternek (LWL-Archäologie für Westfalen): Vorweg: Ich habe wohl den 
Kalten Krieg verpasst. Das war nämlich die Zeit, in der das Denkmalschutzgesetz we-
sentlich entwickelt wurde.  

Es besteht ein großer Unterschied zwischen Bau- und Bodendenkmalpflege. Das will 
ich noch einmal ganz klar sagen. Wir haben nur sechs Stadtarchäologien. Eine davon, 
die Stadtarchäologie Warendorf, habe ich in Westfalen mitbegründet. Meinen Kollegen 
dort gestehe ich jedes Recht zu. Die sind fachlich topfit, und die haben Zugriff auf 
meine kompletten Daten, die auch der LWL hat.  
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Eine Vielzahl der Kommunen ist aber einfach unterbesetzt, und der personelle Wech-
sel erfolgt jährlich. Ich mache jedes Jahr Veranstaltungen für die unteren Denkmalbe-
hörden in meinem ehemaligen Regierungsbezirk Münster, und jedes Jahr sitzen da 
andere Leute. Ich kann noch nicht einmal eine Broschüre zur Verfahrensbeteiligung 
schreiben, weil die Leute im nächsten Jahr schon gar nicht mehr da sind und irgendwo 
zum Beispiel Aufbruchgenehmigungen beantragen. So ist die Realität. Mir kommt es 
vor, als hätten Leute diesen Entwurf geschrieben, die nicht einen Tag mal irgendwie 
hospitiert hätten – zumindest in der Bodendenkmalpflege.  

Zum Verfahren und der Beteiligung: Wir haben bei den Stellungnahmen ein Verfahren 
entwickelt, dass wir nach vier Wochen den Denkmalbehörden einen Passus zur Ver-
fügung stellen, der die wesentlichen Gesetze aufgreift. Es geht um die §§ 16 und 17 
Denkmalschutzgesetz zur Meldepflicht, den sie selbstständig einsetzen können: Wenn 
wir vier Wochen lang nicht antworten, dürfen sie selbst entscheiden. Das machen wir 
schon. Da verhindern wir nichts, und wir behindern auch nichts.  

Zur Evaluation des Denkmalschutzgesetzes: Wir haben ganz, ganz starke Probleme. 
Wir führen die Denkmalliste, und in der Denkmallistenverordnung steht, dass wir die 
Daten nicht veröffentlichen können, wenn wir nicht vorher den Eigentümer angehört 
haben. Wir sind aber keine Behörde. Wir sind der Landschaftsverband. Wir haben die 
hoheitlichen Rechte nicht, um Denkmaldaten zu erheben und die Eigentümer anzu-
schreiben. Deshalb können wir die Daten auch nicht freistellen, sodass jeder damit 
arbeiten könnte.  

Natürlich sind auch die vermuteten Bodendenkmäler, die eingeführt wurden, ein gro-
ßes Problem. Sie sind nicht ausreichend qualifiziert, sodass wir sie auch nicht zur Ver-
fügung stellen können, trotz INSPIRE-Verordnung. Problematisch ist auch das große 
Schatzregal, zu dem es keine Erlasse gibt. Wir müssen evaluieren, damit endlich klar 
ist, was zu kanalisieren und abzuarbeiten ist.  

Verfassungsrechtliche Bedenken habe ich, weil das Land die Oberhoberheit über den 
Denkmalschutz hat und hier die Teilung der Denkmalfachämter – also obere Denkmal-
behörde, untere Denkmalbehörde und Ministerium – auseinanderreißt. Hier ver-
schwimmen Zuständigkeiten. Das, was das Gesetz eigentlich machen soll, nämlich die 
unteren Denkmalbehörden zu stärken, wird dadurch ausgehebelt, dass Sie diesen die 
Rechte nehmen und sie zeitgleich kastrieren.  

Vorsitzende Ellen Stock: Besteht der Wunsch nach einer dritten Fragerunde? Ich 
sehe noch eine Frage. 

Carlo Clemens (AfD): Ich habe noch eine letzte Frage an Frau Stausberg als Vertre-
terin der Kommunen. Sie merken in Ihrer Stellungnahme an, dass im Verteidigungs- 
bzw. im Katastrophenfall das Land bzw. der Bund im Rahmen der Abwägung bei Er-
laubnisverfahren bereits handlungsfähig sei, weshalb man diese Fälle auch durch ei-
nen Erlass berücksichtigen könnte. Könnten Sie hierzu bitte noch etwas ausführen? 
Wäre man im Krisenfall also durchaus handlungsfähig, auch ohne diese umstrittenen 
Änderungen?  
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Christina Stausberg (Städtetag Nordrhein-Westfalen): Von der Bundeswehr sind 
vorhin einige Fälle geschildert worden, in denen es Komplikationen gegeben haben 
soll. Uns ist, was die Ebene der unteren Denkmalbehörden betrifft, diese Problematik 
nicht so gespiegelt worden, sondern man hat von einer sehr guten Zusammenarbeit 
berichtet.  

Herr Skudelny hat es schon angemerkt: Es ist eigentlich das oberste Ziel der Denk-
malpflege, Nutzungen zu ermöglichen. Das ist auch im Gesetz verankert, und so wird 
es an vielen Stellen angestrebt.  

Es ist ein Grundprinzip des Denkmalschutzes, öffentliche Belange in einen Abwä-
gungsprozess einzubeziehen. Das ist immer schon und an vielen Stellen passiert. Wir 
haben bei der letzten Novelle des Denkmalschutzgesetzes auch über den Vorrang von 
erneuerbaren Energien und Klimaschutz diskutiert. Wir haben dazu vorgetragen, dass 
dies natürlich schon in die Abwägung der Belange einfließt. Es ist dann zu einem Vor-
rang gekommen und durch einen Erlass des Ministeriums en détail geregelt worden, 
wie diese Vorrangstellung der erneuerbaren Energien umzusetzen ist.  

So ist das an dieser Stelle ebenfalls gemeint: Auch für Belange der Bündnisverteidi-
gung und Ähnliches gilt das Grundprinzip der Denkmalpflege, dass eine Abwägung der 
öffentlichen Belange auf jeden Fall erfolgt. Wenn es noch einer weiteren Klarstellung 
bedarf, kann die oberste Denkmalbehörde mit solchen Erlassen außerdem regeln, wie 
das Vorgehen Schritt für Schritt aussieht und was in welcher Reihenfolge zu prüfen ist.  

Vorsitzende Ellen Stock: Weitere Fragen sind nicht angemeldet worden. 

Ich danke den Sachverständigen, dass Sie uns heute zur Verfügung gestanden haben 
und zuvor schon schriftliche Stellungnahmen abgegeben haben.  

Wir werden diese Anhörung voraussichtlich in unserer Sitzung am 21. Mai 2026 aus-
werten und die abschließende Beratung und Abstimmung zu diesem Gesetzentwurf 
durchführen. Der Gesetzentwurf wird anschließend im Juni im Rahmen einer zweiten 
Lesung im Plenum beraten. 

Die heutige Anhörung des Ausschusses für Bauen, Wohnen und Digitalisierung neigt 
sich somit dem Ende zu. Ich möchte mich noch einmal bei den Sachverständigen für 
Ihren Input und vor allen Dingen für Ihre Geduld und Ihre Disziplin bedanken. Wir sind 
sehr gut in der Zeit.  

Ich wünsche Ihnen allen eine gute Heimfahrt. Kommen Sie gut nach Hause.  

Die Anhörung ist beendet.  

gez. Ellen Stock 
Vorsitzende 
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Lippe 
Außenstelle Münster 
Münster 

Dr. Sandra Peternek 18/3608 

Vereinigung der europäisch zertifi-
zierten Sachverständigen für vor-
beugenden Brandschutz 
(EuSab) e.V. 
Tim Klapper 
Vorsitzender 
Koblenz 

Tim Klapper 18/3557 

Deutsche Akkreditierungsstelle 
GmbH (DAkkS) 
Dr. Stephan Finke 
Geschäftsführung 
Berlin 

Prof. Dr. Raoul Kirmes 
(per Videozuschaltung) 

18/3621 
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 Weitere Stellungnahmen 
 

Dachverband der Restauratoren im Handwerk e.V. 18/3542 

GIH NRW e.V. 18/3541 

Ingenieurbüro Heemann 18/3540 

Sachverständigenbüro für Brandschutz 18/3547 

HTM Meyer Venn & Partner 18/3558 

Gemeinde Hille 18/3572 

Fraktion der Grünen im LVR 18/3568 

archaeologie.de 18/3573 

Stadt Werdohl 18/3615 

Gemeinde Herzebrock-Clarholz 18/3582 

Stadt Brilon 18/3579 

Gemeinde Rödinghausen 18/3580 

Stadt Wetter (Ruhr) 18/3581 

Christoph Terhardt 18/3592 

Stadt Porta-Westfalica 18/3613 

Stadt Stadtlohn 18/3614 

Donato Muro 18/3595 

Amprion GmbH 18/3596 

Stadt Werther 18/3607 

LWL, LVR 18/3608 

Westfälischer Heimatbund e. V., Münster 18/3616 

DGUF e.V. 18/3623 

EuSaB e.V. 18/3638 

Verband Kommunaler Unternehmen e.V. 18/3642 

BDB.NRW 18/3641 

Verband der Landesarchäologien  18/3649 

Heimat- und Altertumsverein der Vredener Lande e.V. 18/3660 

Landtag Nordrhein-Westfalen
 

- 65 -
 

APr 18/1188
 Anlage, Seite 4 



   

Interessengemeinschaft Bauernhaus e.V. 18/3661 

Gemeinde Bönen 18/3682 

Gemeinde Holzwickede 18/3681 

Verein für Orts- und Heimatkunde Gladbeck e.V. 18/3680 

Westfälischer Heimatbund e.V. 18/3679 

Karl-Hermann Schlepphorst - Ortsheimatpfleger 18/3683 

Heimatverein Wulfen 1922 e.V. 18/3684 

Landesverband Gartenbau NRW e. V.  18/3685 
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